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Der Bundesminister der Finanzen 

II a/6 — H 3045 — 6/65 


Bonn, den 8. März 1968 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Entlastung der Bundesregierung wegen der Bundeshaus- 
haltsrechnung für das Rechnungsjahr 1965 auf Grund der 
Bemerkungen des Bundesrechnungshofes 


Gemäß § 108 Abs. 1 Satz 2 der Reichshaushaltsordnung lege ich 
hiermit die Bemerkungen des Bundesrechnungshofes zu der 
Bundeshaushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 1965 (ein- 
schließlich Bundesvermögensrechnung) mit der Bitte vor, die 
Entlastung der Bundesregierung wegen der Bundeshaushalts- 
rechnung 1965 herbeizuführen. 

Mit den Bemerkungen sind ein Bericht über die Prüfung von 
Unternehmen mit eigener Rechtspersönlichkeit sowie eine Denk- 
schrift des Präsidenten des Bundesrechnungshofes verbunden. 

Als weitere Grundlagen für die Entlastung der Bundesregierung 
übersende ich unter Hinweis auf § 89 der Reichshaushaltsord- 
nung Ablichtungen folgender Erklärungen: 

Eine Erklärung des Unterausschusses des Haushaltsaus- 
schusses des Deutschen Bundestages und des Präsidenten des 
Bundesrechnungshofes über die Prüfung der Jahresrechnung 
über die Einnahmen und Ausgaben des Bundesnachrichten- 
dienstes auf Grund des Wirtschaftsplanes für das Rechnungs- 
jahr 1965 sowie eine Erklärung des Präsidenten des Bundes- 
rechnungshofes über die Prüfung der Jahresrechnungen für 
das Rechnungsjahr 1965 über die Ausgaben bei 

Kap. 04 01 Tit. 300 — Zur Verfügung des Bundeskanzlers 

zu allgemeinen Zwecken, 

Kap. 04 03 Tit. 300 — Zur Verfügung des Bundeskanzlers 

für Förderung des Informations- 
wesens, 
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Kap. 06 02 Tit. 612 • — Sondermittel für die Aufgaben der 

Parteien nach Artikel 21 des Grund- 
gesetzes, 

Kap. 06 09 Tit. 300 — Für Zwecke des Verfassungsschutzes, 

Kap. 14 01 Tit. 302 — Zur Verfügung des Bundesministers 

der Verteidigung für Zwecke des 
militärischen Abschirmdienstes. 

Vorstehenden Antrag auf Entlastung der Bundesregierung habe 
ich auch an den Herrn Präsidenten des Bundesrates gerichtet. 

Strauß 
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Allgemeines 


1 . Der Bundesrechnungshof legt hiermit dem Bun- 
destag und dem Bundesrat seine Bemerkungen zur 
Bundeshaushaltsrechnung (einschließlich der Bundes- 
vermögensrechnung sowie der Jahresrechnungen 
des Ausgleichsfonds und des ERP-Sondervermögens) 
für das Rechnungsjahr 1965 vor. Sie bilden die 
Grundlage für die Entlastung der Bundesregierung 
(Artikel 114 Abs. 2 Satz 2 GG). 

* 


Stand der Entlastung 
für frühere Rechnungsjahre 

2 . Die Entlastung für die Rechnungsjahre 1962 und 
1963 ist abgeschlossen. 

3 . Der Bundesrat hat am 12. Mai 1967 beschlossen, 
der Bundesregierung wegen der Bundeshaushalts- 
rechnung für das Rechnungsjahr 1964 auf Grund der 
Bemerkungen des Bundesrechnungshofes Entlastung 
gemäß § 108 Abs. 1 RHO zu erteilen. 

Die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages 
steht noch aus. 

* 
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Rechnungsergebnis des ordentlichen Haushalts 


4 . 

a) Nach dem Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 1965 

beträgt das Haushaltssoll 

b) Hinzu treten die aus dem Rechnungsjahr 1964 übernommenen 

Haushaltsreste (vgl. Abschnitt A 4 des Vorberichts zur Bundes- 
haushaltsrechnung, S. 4) mit 

c) Summe der Sollbeträge und der aus dem Rechnungsjahr 1964 

übernommenen Haushaltsreste 

d) Nach der Bundeshaushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 1965 

betragen die Isteinnahmen und die Istausgaben 

(mithin kassenmäßige Mehrausgabe: 147 137 723,92 DM) 

e) Hinzu treten die am Schluß des Rechnungsjahres 1965 verblie- 
benen Haushaltsreste, die auf das Rechnungsjahr 1966 über- 
tragen sind und das Rechnungsjahr 1965 wie wirklich entstan- 
dene Einnahmen und Ausgaben entlasten oder belasten, mit . . 

f) Summe der Istbeträge und der am Schluß des Rechnungsjahres 

1965 verbliebenen Haushaltsreste 

g) Gegenüber der Summe der Sollbeträge und der aus dem Rech- 

nungsjahr 1964 übernommenen Haushaltsreste (c) beträgt die 
Mehreinnahme/Mehrausgabe 

h) Mithin Fehlbetrag des Rechnungsjahres 1965 (§§ 75, 77 RHO) . . 


Einnahme 

DM 

Ausgabe 

DM 

61 932 815 700,— 

61 932 815 700,— 

100 048 906,77 

3 345 740 956,25 

62 032 864 606,77 

65 278 556 656,25 

66 546 210 872,62 

66 693 348 596,54 

52 879 532,85 

3 459 800 775,25 

66 599 090 405,47 

70 153 149 371,79 

4 566 225 798,70 

4 874 592 715,54 


308 366 916,84 1) 


5 . Die Ausgabereste, die am Schluß des Rechnungsjahres 1964 rd. 3 131,7 Mio DM betragen haben, sind 
infolge der Übertragung von Ausgabeansätzen aus dem außerordentlichen Haushalt in den ordentlichen 
Haushalt mit rd. 3346 Mio DM in das Rechnungsjahr 1965 übernommen worden (vgl. Nr. 4 b). Sie haben 
sich im Laufe des Rechnungsjahres 1965 nur geringfügig auf rd. 3460 Mio DM erhöht und machen damit 
5,2 V. H. (1964: rd. 5,0 v. H.) der Istausgaben aus. Die Ausgabereste des Einzelplans 14 sind um 318 Mio DM 
auf rd. 1490 Mio DM gestiegen (1962: 330 Mio DM). Inzwischen sind die Ausgabereste dieses Einzelplans 
im Rechnungsjahr 1966 um rd. 410 Mio DM zurückgegangen. Im Jahre 1967 wird mit einem weiteren 
Rückgang gerechnet. 


Anmerkung: 

147 137 723,92 DM 

3 459 800 775,25 DM Ausgabereste 
52 879 532,85 DM Einnahmereste 

3 406 921 242,40 DM 

und den aus dem Rechnungsjahre 1964 übernommenen 

Haushaltsresten nach b) 3 345 740 956,25 DM Ausgabereste 

— 100 048 906,77 DM Einnahmereste 

3 245 692 049,48 DM 161 229 192,92 DM 

308 366 916,84 DM 


^) Der Fehlbetrag setzt sich zusammen aus der kassen- 
mäßigen Mehrausgabe nach d) 

und dem Unterschied zwischen den am Schluß des 
Rechnungsjahres 1965 verbliebenen Haushaltsresten 
nach e) 
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Rechnungsergebnis des außerordentlichen Haushalts 


6 . 



Einnahme 

Ausgabe 


DM 

DM 

Nach dem Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 1965 
beträgt das Haushaltssoll 

2 016 084 300,— 

2 016 084 300,— 

Hinzu treten die aus dem Rechnungsjahr 1964 übernommenen 
Haushaltsreste (vgl. Abschnitt A 4 des Vorberichts zur Bun- 
deshaushaltsrechnung, S. 4) mit 


355 244 466,99 

Summe der Sollbeträge und der aus dem Rechnungsjahr 1964 
übernommenen Haushaltsreste 

2 016 084 300,— 

2 371 328 766,99 

Nach der Bundeshaushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 1965 

betragen die Isteinnahmen und die Istausgaben 

(mithin kassenmäßige Mehrausgabe: 580 371 794,85 DM) 

1 817 575 691,52 

2 397 947 486,37 

Hinzu treten die am Schluß des Rechnungsjahres 1965 verblie- 
benen Haushaltsreste, die auf das Rechnungsjahr 1966 über- 
tragen sind und das Rechnungsjahr 1965 wie wirklich entstan- 
dene Ausgaben belasten, mit 


295 843 174,32 

Summe der Istbeträge und der am Schluß des Rechnungsjahres 
1965 verbliebenen Haushaltsreste 

1 817 575 691,52 

2 693 790 660,69 

Gegenüber der Summe der Sollbeträge und der aus dem Rech- 
nungsjahr 1964 übernommenen Haushaltsreste (c) beträgt die 
Mindereinnahme/Mehrausgabe 

198 508 608,48 

322 461 893,70 


g) 


h) Mithin Fehlbetrag des Rechnungsjahres 1965 (§§ 75, 77 RHO) . . 


520 970 502,18 ‘ 


7. Der Bundesminister der Finanzen hat von der ihm erteilten Ermächtigung zur Beschaffung von Geld- 
mitteln im Wege des Kredits zur Deckung von Ausgaben des außerordentlichen Haushalts infolge der 
geringen Leistungsfähigkeit des Kapitalmarktes nur teilweise Gebrauch machen können. 

* 


8 . An ungedeckten Fehlbeträgen waren nach Nr. 8 der Bemerkungen 1964 am 

Ende des Rechnungsjahres 1964 vorhanden 3 632 794 657,40 DM 

In der Bundeshaushaltsrechnung 1965 sind nachgewiesen 

im ordentlichen Haushalt (vgl. Nr. 4 h) ein Fehlbetrag von 308 366 916,84 DM 

im außerordentlichen Haushalt (vgl. Nr. 6 h) ein Fehlbetrag von 520 970 502,18 DM 

Am Ende des Rechnungsjahres 1965 bestand demnach noch ein rechnungsmäßiger 

Fehlbetrag von 4 462 132 076,42 DM 


Nach § 5 Abs, 2 HG 1965 ist jedoch nur die kassenmäßige Mehrausgabe von 759,4 Mio DM zu decken. 
Das ist inzwischen geschehen. 


Anmerkung : 

^) Der rechnungsmäßige Fehlbetrag setzt sich zusammen aus 

der kassenmäßigen Mehrausgabe nach d) 580 371 794,85 DM, 

die um den Unterschied zwischen den aus dem Rechnungs- 
jahr 1964 übernommenen Haushaltsresten nach e) 355 244 466,99 DM 

und den am Schluß des Rechnungsjahres 1965 verbliebenen 

Haushaltsresten nach e) 295 843 174,32 DM 59 401 292,67 DM 

vermindert wird. ~ 

520 970 502,18 DM 
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9 . In der Rechnung des ordentlichen Haushalts für 
das Rechnungsjahr 1964 war kein Bestand verblie- 
ben. 

Der nach der Rechnung des außerordentlichen Haus- 
halts für das Rechnungsjahr 1964 zu übernehmende 
Bestand (vgl. § 78 RHO) in Höhe von 31 858 140,93 
DM, der in der kassenmäßigen Mehrausgabe von 
759,4 Mio DM enthalten ist, ist ordnungsmäßig in 
den Abschluß der Bundeshaushaltsrechnung 1965 
übertragen worden. Es handelt sich um die kassen- 
mäßige Mehrausgabe des Rechnungsjahres 1964, für 
die Deckungsmittel im Bundeshaushaltsplan für das 
Rechnungsjahr 1966 bei Kapitel 60 02 Titel 999 vor- 
gesehen waren. 

* 

Bemerkungen 

nach § 107 Abs. 1 Nr. 1 RHO 

10 . In der Kassenrechnung sind 

a) bei Kapitel 1404 Titel 108 . . 8 046,26 DM und 

b) bei Kapitel 14 03 Titel 102b .. 75 494,15 DM 

gebucht worden, die in der Bundeshaushaltsrech- 
nung irrtümlich zu a) mit 7911,26 DM bei Kapitel 
14 03 Titel 108 und mit 135 DM bei Kapitel 14 01 
Titel 101, zu b) bei Kapitel 14 03 Titel 102 a nach- 
gewiesen worden sind. Der Bundesrechnungshof 
sieht sich nach § 107 Abs. 1 Nr. 1 RHO verpflichtet 
zu bemerken, daß insoweit keine Übereinstimmung 
zwischen der Bundeshaushaltsrechnung und der 
Kassenrechnung besteht. 

Im übrigen hat der Bundesrechnungshof keine 
Abweichungen zwischen den in der Bundeshaus- 
haltsrechnung für das Rechnungsjahr 1965 — or- 
dentlicher und außerordentlicher Haushalt — in 
Einnahme und Ausgabe aufgeführten und in den 
Kassenbüchern für das Rechnungsjahr 1965 als Ein- 
nahmen und Ausgaben nachgewiesenen Beträgen 
festgestellt. Das gilt entsprechend für die Haupt- 
rechnung der Zentralkasse beim Bundesausgleichs- 
amt, über die Einnahmen und Ausgaben des Aus- 
gleichsfonds und die Jahresrechnung über die Ein- 
nahmen und Ausgaben des ERP-Sondervermögens. 

Der Bundesrechnungshof hat — von dem unter 
Nr. 13 behandelten Fall und von unbedeutenden Ein- 
zelfällen abgesehen — keine Beträge vorgefunden, 
die nicht ordnungsmäßig belegt waren. 

11 . Der Bundesrechnungshof hat keine Druck- und 
Darstellungsfehler festgestellt, die das Rechnungs- 
ergebnis beeinflußt haben. 


Bemerkungen 

nach § 107 Abs. 1 Nr. 2 und 3 RHO 

Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 06 25 — Bundesgrenzschutz 

Einmalige Ausgaben 

Titel 711 — Grunderwerb und Neubauten für 

Zwecke des Bundesgrenzschutzes 

12. Eine Oberfinanzdirektion hat in den Jahren 
1958 bis 1966 die wesentlichen Gebäude für zwei 
Unterkunftsanlagen für den Bundesgrenzschutz in 
Sichtmauerwerk mit nach oben abschließender Stahl- 
betonringbalkenkonstruktion und dahinterliegenden 
Flachdächern ohne begehbaren Bodenraum errichten 
lassen. Die Entwässerung der Dächer liegt bei einer 
Anlage in den Innenwänden, bei der anderen in den 
Außenwänden. Die Bauten wiesen verschiedene 
Mängel auf. 

Das 36,5 cm starke Außenmauerwerk mit seiner Ver- 
blendschicht aus 11,5 cm starken verfugten Vor- 
mauerungssteinen läßt trotz nachträglichen Silikon- 
anstrichs den Schlagregen durch. Insgesamt sind nach 
Angabe des Nutznießers in 118 Räumen Feuchtig- 
keitsschäden aufgetreten. Außerdem sind die Steine 
z. T. nicht frostbeständig; sie platzen schalenförmig 
ab. Wegen der unterschiedlichen Ausdehnung der 
das Außenmauerwerk nach oben abschließenden 
Stahlbetonringbalken und des Mauerwerks reißen 
die Vermauerungsfugen in den obersten Schichten. 
Die Dachneigung beträgt nur 2 Vo, und die Abwasser- 
einläufe liegen zum großen Teil höher als die zu 
entwässernden Dachkehlen. Regenwasser bleibt so- 
mit bis zur Verdunstung auf der Dachhaut stehen 
oder verursacht bei Frost durch Treibwirkung Un- 
dichtigkeiten. Eindringendes Wasser wird erst be- 
merkt, wenn die Decken der Unterkünfte durchnäßt 
sind. 

Für die Silikonisierung der Vormauersteine und die 
Behebung von Putz-, Anstrich- und Parkettschäden 
sind bisher bei der ersten Anlage rd, 110 000 DM 
und bei der zweiten rd. 40 000 DM an Kosten ent- 
standen. Nur rd. 8 600 DM wurden von den Auftrag- 
nehmern übernommen. 

Die Oberfinanzdirektion hat die mangelhaften Kon- 
struktionen ausführen lassen, obwohl der Bundes- 
schatzminister bei Genehmigung der Bauentwurfs- 
zeichnungen im Jahre 1958 Bedenken erhoben und 
empfohlen hatte, die Gebäude mit hart eingedeckten 
Dächern, notwendigem Gefälle und begehbarem 
Dachraum zu versehen. Die Verwendung der unge- 
eigneten Vormauersteine, die sie bei einer Ziegelei 
selbst ausgewählt hatte, hat sie damit begründet, daß 
die gesamte Anlage ein einheitliches Aussehen er- 
halten und fristgerecht fertiggestellt werden sollte. 
Die von der Empfehlung des Bundesschatzministers 
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abweichende Dachkonstruktion hat die Oberfinanz- 
direktion gewählt, weil andere Dachformen das 
Landschaftsbild ihrer Meinung nach ungünstig be- 
einflußt hätten. Beide Unterkünfte schließen jedoch 
an Wohngebiete mit Satteldächern an. Bei der An- 
wendung erprobter Konstruktionen und bei sorgfälti- 
gerer Bauausführung und Überwachung hätten die 
Mängel vermieden werden können. Ihre endgültige 
Beseitigung wird mit erheblichen Kosten verbunden, 
jedoch unumgänglich sein, damit das Gebäude ord- 
nungsmäßig genutzt werden kann und die Bau- 
unterhaltungskosten auf ein normales Maß reduziert 
werden. Ob Schadensersatzansprüche geltend zu 
machen sind, wird noch zu klären sein. 

Bei einer der Anlagen mußte das Lehrsaalgebäude 
gesperrt werden, weil die Decke wegen Verwendung 
minderwertigen Betons einzustürzen droht. 

Die Instandsetzungskosten werden erheblich sein. 
In welchem Umfang Ersatzansprüche geltend ge- 
macht werden können, ist noch nicht geklärt. 

Die Verwaltung hat gegen § 26 Abs. 1 RHO ver- 
stoßen. 

Einzelplan 11 — Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnimg 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 11 10 — Kriegsopferversorgung und 

gleichartige Leistungen 

Fortdauernde Ausgaben 

Titel 303 — Kosten der Heilbehandlung 

13 . Den gesetzlichen Krankenkassen werden, so- 
weit sie verpflichtet sind, für anerkannte Schädi- 
gungsfolgen Heilbehandlung nach den versiche- 
rungsrechtlichen Vorschriften zu gewähren, ihre 
Aufwendungen nach Maßgabe des § 19 BVG ersetzt. 
Eine größere Zahl von Krankenkassen fügt ihren 
Kostennachweisen die für die Prüfung ihres Ersatz- 
anspruchs erforderlichen Beweisunterlagen vollstän- 
dig bei. Eine Reihe von Krankenkassen weigert sich 
jedoch, die Krankengeldauszahlungsscheine vorzu- 
legen. Andere Krankenkassen legen nur den ersten 
und den letzten oder nur den ersten Krankengeld- 
auszahlungsschein mit ihren Kostennachweisen vor. 
Einzelne Krankenkassen behalten außer den Kran- 
kengeldauszahlungsscheinen auch die Arbeitsun- 
fähigkeitsbescheinigungen und vertrauensärztlichen 
Gutachten zurück. Dennoch haben die Bediensteten 
der Versorgungsverwaltung der Länder die sachliche 
und rechnerische Richtigkeit bescheinigt (§§ 77 ff. 
RRO) und die Zahlungen angeordnet; ein Teil der 
Verwaltungen hat nicht darauf bestanden, daß die 
erwähnten Unterlagen den Kostennachweisen beige- 
fügt werden, weil der Bundesminister es unterlassen 
hat, hierauf hinzuwirken. 

Der Bundesrechnungshof hat das beanstandet. Er 
hat darauf hingewiesen, daß ohne die erwähnten 
Unterlagen die Rechtmäßigkeit der Forderungen 
der Krankenkassen, das von ihnen gezahlte Kran- 


ken- oder Hausgeld aus Bundesmitteln zu erstatten, 
nicht geprüft werden kann, zumal da durch die 
Pauschalierung des Ersatzes für die Aufwendungen 
der Krankenpflege (ärztliche Behandlung und Ver- 
sorgung mit Arzneimitteln) seit dem Inkrafttreten 
des Zweiten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung 
des Kriegsopferrechts vom 21. Februar 1964 die Bun- 
desbehandlungsscheine, die u. a. Angaben der be- 
handelnden Arzte über die Ursache und die Dauer 
der Arbeitsunfähigkeit enthielten, als Beweisunter- 
lagen weggefallen sind. Der Bundesrechnungshof hat 
den Bundesminister unter Hinweis auf § 64 RHO, 
§ 60 RRO und Nr. 5 der Verwaltungsvorschriften zu 
§ 19 BVG wiederholt gebeten, darauf hinzuwirken, 
daß den Kostennachweisen alle Unterlagen, insbe- 
sondere die Krankengeldauszahlungsscheine, beige- 
fügt werden. Er hat weiter darauf hingewiesen, daß 
die Länder seit längerem auf eine Klarstellung in 
diesem Sinne durch den Bundesminister warten. Der 
Bundesminister der Finanzen hat sich den Ausfüh- 
rungen des Bundesrechnungshofes angeschlossen. 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
hat mitgeteilt, er habe in Schreiben an verschiedene 
Bundesverbände der Krankenkassen und an zwei 
für die Kriegsopferversorgung zuständige oberste 
Landesbehörden die Beifügung der Originalbelege 
zu den Kostennachweisen der Krankenkassen ver- 
langt. Nachdem jedoch in der Verwaltungsvorschrift 
Nr. 6 zu § 19 BVG, nach der dem Beleg die für die 
Prüfung erforderlichen Beweisstücke über die einzel- 
nen Aufwendungen grundsätzlich in Urschrift anzu- 
schließen sind, auf Vorschlag des Bundesrates im 
Jahre 1961 die Worte „über die einzelnen Aufwen- 
dungen" gestrichen worden iseien, habe er von wei- 
teren Stellungnahmen nach außen hin abgesehen. 

Der Bundesminister hat weiter ausgeführt, die Ver- 
waltungsvorschriften zum Bundesversorgungsgesetz 
gäben ihm keine Handhabe zum Einschreiten gegen 
die Länder, weil Verwaltungsvorschriften weder 
Mittel noch Maßstab der Rechtsaufsicht des Bundes 
seien. Er könne sich auch nicht davon überzeugen, 
daß die Länder in dieser Frage die Bundesgesetze 
nicht dem geltenden Recht gemäß ausführten. Er be- 
zweifele, daß den Krankenkassen die Vorlage der 
Belege wegen der damit verbundenen verwaltungs- 
mäßigen Schwierigkeiten zugemutet werden könne. 
Der Bitte des Bundesrechnungshofes könne er des- 
halb nicht entsprechen. 

Der Bundesrechnungshof kann dieser Auffassung 
nicht beitreten. § 64 RHO bestimmt, daß alle Aus- 
gaben zu belegen sind. Für den Ersatz von Aufwen- 
dungen enthält § 60 RHO nähere Regelung. Die 
Verwaltungsvorschriften zu § 19 BVG geben diesen 
Grundsatz für den hier in Betracht kommenden Teil- 
bereich wieder. Ein Verstoß gegen diese Vorschrift 
stellt zugleich eine Verletzung des in § 64 RRO zum 
Ausdruck gebrachten allgemeinen haushaltsrecht- 
lichen Grundsatzes dar, gegen die sich die Bundes- 
regierung im Rahmen der ihr durch Artikel 84 Abs. 3 
Satz 1 GG übertragenen Aufsicht hätte wenden sol- 
len. 

Den Einwand, den Krankenkassen sei die Beibrin- 
gung der erwähnten Beweisunterlagen nicht zuzu- 
muten, kann der Bundesrechnungshof nicht anerken- 
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nen, weil die Voraussetzungen für eine Ausnahme 
von dem Grundsatz, daß alle Ausgaben zu belegen 
sind, nicht vorliegen. Jede Beibringung von Rech- 
nungsbelegen ist mit einem gewissen Verwaltungs- 
aufwand verbunden. Sie wird deswegen für den For- 
derungsberechtigten nicht unzumutbar. Eine Verein- 
fachung der Abrechnung zwischen der Versorgungs- 
verwaltung und den Krankenkassen, die dringend 
geboten ist, könnte nur durch eine weitergehende 
Pauschalierung des Kostenersatzes erreicht werden. 
Der Bundesrechnungshof hat hierauf wiederholt hin- 
gewiesen. 

Durch die vom Bundesrat vorgeschlagene gering- 
fügige Abwandlung des Wortlauts der Verwaltungs- 
vorschrift Nr. 6 zu § 19 BVG ist deren Inhalt nicht 
geändert worden. Aus der Begründung zum Ände- 
rungsvorschlag des Bundesrates ist auch nicht zu 
entnehmen, daß die Krankengeldauszahlungsscheine 
den Kostennachweisen nicht mehr beigefügt werden 
sollten. Der Bundesrat hat vielmehr empfohlen, die 
Änderung der einer Vorlage der erforderlichen Be- 
lege entgegenstehenden Verwaltungsvorschriften der 
Krankenkassen zu erwägen. Der Bundesminister hat 
eine solche Änderung, für deren Einleitung er selbst 
zuständig wäre, nicht veranlaßt. 

Der Bundesminister wird das für die ordnungs- 
mäßige Belegung Erforderliche alsbald zu veranlas- 
sen und außerdem die Frage der weiteren Pauscha- 
lierung zu prüfen haben. 

* 

Einzelplan !2 — Bundesminister für Verkehr 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 12 03 — Bundeswasser- und Schiffahrts- 

verwaltung, Bundeswasserstraßen 

Fortdauernde Ausgaben 

Titel 104 b — Löhne der Arbeiter 

Titel 300 — Betrieb und Unterhaltung der 

Bundeswasserstraßen im Binnen- 
bereich 

14. Nach § 2 des Tarifvertrages über die Gewäh- 
rung einer Zuwendung an Arbeiter des Bundes und 
der Länder vom 24. November 1964 (GMBl. 1965 
S. 50) ist den Lohnempfängern eine Zuwendung in 
Höhe von 33^^3 v. H. 

a) des 191 fachen Tabellenlohnes zuzüglich der Lohn- 
zulagen im Sinne des § 48 Abs. 2 Buchst, a 
MTB II/MTL II, 

b) von zwei Dritteln des 191 fachen Zuschlages nach 
§ 48 Abs. 3 MTB II/MTL II und 

c) der Sozialzuschläge nach dem jeweiligen Tarif- 
vertrag 

als sogenanntes Weihnachtsgeld zu gewähren. 

Eine Wasser- und Schiffahrtsdirektion hat jedoch 
in den Rechnungsjahren 1964 bis 1966 volle zwei 
Drittel des 191 fachen Zuschlags nach b) statt nur 


33 V 3 hiervon gewährt. Hierdurch sind dem Bund 
Mehrausgaben von rd. 71 000 DM entstanden. 

Der Bundosrechnungshof hat die falsche Berechnung 
beanstandet und die Wasser- und Schiffahrtsdirek- 
tion aufgefordert, unverzüglich die zuviel gezahlten 
Beträge soweit möglich wieder einzuziehen. Die Ver- 
waltung hat daraufhin rd. 28 000 DM einbehalten. 
Der in den Rechnungsjahren 1964 und 1965 zuviel ge- 
zahlte Betrag von rd. 43 000 DM konnte nicht mehr 
eingezogen werden, da die Ausschlußfristen nach 
§ 72 MTB zu beachten waren. 

Die Wasser- und Schiffahrtsdirektion hat die falsche 
Berechnung der Zuwendungen damit zu erklären 
versucht, daß diese wegen der Kürze der zur Ver- 
fügung stehenden Zeit überstürzt hätten berechnet 
werden müssen. Zudem sei in dem vom Bundes- 
minister übersandten, für die Berechnung der Zu- 
wendungen maßgebenden Abdruck des Tarifvertra- 
ges bei § 2 Abs. 1 Buchst, b das Wort „von" ver- 
sehentlich vergessen worden. Die im Schnellbrief 
des Bundesministers vom 15. Dezember 1964 vorge- 
nommene Richtigstellung des Schreibfehlers sei in 
ihrer Bedeutung verkannt und als bloße Kanzleibe- 
richtigung behandelt worden. 

Die Darlegungen der Wasser- und Schiffahrtsdirek- 
tion vermögen allenfalls die fehlerhafte Berechnung 
der Zuwendung für das Rechnungsjahr 1964 zu er- 
klären. Spätestens bei Eingang des Berichtigungs- 
erlasses hätten die Berechnungen jedoch überprüft 
werden müssen. Zu diesem Zeitpunkt wäre eine 
Rückforderung der Überzahlungen noch möglich ge- 
wesen. Daß der Schnellbrief des Bundesministers, 
der nur die Berichtigung des einen Schreibfehlers 
zum Inhalt hatte, lediglich als Kanzleianweisung 
behandelt wurde, muß als grobfahrlässig angesehen 
werden. Die Darlegungen der Wasser- und Schiff- 
fahrtsdirektion enhalten im übrigen keine Begrün- 
dung dafür, daß auch in den Rechnungsjahren 1965 
und 1966 die Zuwendungen falsch berechnet worden 
sind. 

Es liegen Verstöße gegen den Tarifvertrag vom 
24. November 1964 und gegen § 26 Abs. 1 RHO vor. 

Der Bundesminister wird zu prüfen haben, ob Be- 
dienstete für die vermeidbare Mehrausgabe haften. 

* 

Einzclplan 12 — Bundesminister für Verkehr 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 12 03 — Bundeswasser- und Schiffahrts- 

verwaltung, Bimdeswasserstraßen 

Einmalige Ausgaben 

Titel 751 — Ufer Sicherung an der Unterweser 

zwischen Bremen und Großensiel 
(oberhalb Nordenham), 5. Teil- 
betrag 

15. Eine Wasser- und Schiffahrtsdirektion hatte auf 
Grund des vom Bundesminister genehmigten Rah- 
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menentwurfs für die Maßnahmen der Ufersicherung 
an der Unterweser einen Einzelentwurf für ein Bau- 
leitungsgebäude mit einem Kostenanschlag von 
100 000 DM aufgestellt. Da das Gebäude nach Ab- 
schluß der langjährigen Bauarbeiten für die Ufer- 
sicherung die Dienst- und Aufenhaltsräume für einen 
Bauhof und die für eine Schaltstelle und für ein Not- 
stromaggregat benötigten Räume aufnehmen sollte, 
war nicht — wie in derartigen Fällen üblich — eine 
Baracke, sondern ein massiver Bau vorgesehen. Er 
wurde am 25. Juli 1965 fertiggestellt und ist seitdem 
für die Aufgaben des Bauhofs und des Aufsichts- 
bezirks, nicht dagegen für Bauleitungszwecke ver- 
wendet worden. Er kostete rd. 140 000 DM; die er- 
forderliche Genehmigung des Bundesministers zur 
Kostenüberschreitung war nicht eingeholt worden. 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß das 
Gebäude entgegen der Veranschlagung im Entwurf 
von vornherein nicht für Bauleitungszwecke, son- 
dern für Aufgaben des Bauhofs und des Aufsichts- 
bezirks gebaut und dafür bei Titel 751 veranschlagte 
Mittel zweckwidrig in Anspruch genommen worden 
sind sowie daß die Wasser- und Schiffahrtsdirektion 
ohne Genehmigung des Bundesministers den Kosten- 
anschlag überschritten hat. Er ist weiter der Ansicht, 
daß es nicht nötig war, das Gebäude für diese Auf- 
gaben zu errichten. 

Der Bundesminister teilt im Grundsatz die Auffas- 
sung des Bundesrechnungshofes. In seiner Stellung- 
nahme hat er ausgeführt, daß das für Bauleitungs- 
zwecke des Titels 751 genehmigte und erbaute Ge- 
bäude von vornherein als Dienst- und Aufenthalts- 
gebäude für eine Außendienststelle zweckentfrem- 
det verwendet worden sei und deshalb aus dem 
Titel 301 der allgemeinen Ausgaben bezahlt werden 
müsse. Er hat den von der Wasser- und Schiffahrts- 
direktion aufgestellten Nachtragsentwurf zum Rah- 
menentwurf, mit dem u. a. die Genehmigung der 
Mehrkosten von 40 000 DM für das Gebäude nach- 
träglich beantragt wurde, noch nicht genehmigt, weil 
für eine zweckentsprechende Verwendung des Ge- 
bäudes erst noch Fragen grundsätzlicher Art, wie die 
Aufhebung von Betriebsplätzen und eines Aufsichts- 
bezirks, zu klären iseien. 

Es liegen Verstöße gegen § 26 Abs. 1 und § 30 
Abs. 1 RHO sowie gegen die für die rechtzeitige 
Aufstellung von Nachtragsentwürfen maßgebende 
Dienstvorschrift vor. Der Bundesminister wird dafür 
zu sorgen haben, daß derartige Verstöße sich nicht 
wiederholen und daß eine ausreichende Nutzung des 
Gebäudes sichergestellt wird. Er wird weiter anzu- 
ordnen haben, daß zwischen den an der Titelver- 
wechslung beteiligten Titeln ein Ausgleich gemäß 
§ 67 Abs. 2 RHO herbeigeführt wird. 

* 


Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 12 03 — Bundeswasser- und Schiffahrts- 

verwaltung, Bundeswasserstraßen 


Einmalige Ausgaben 

Titel 951 — Bau der zweiten Schleusen am 

Neckar bei Hirschhorn, Rockenau, 
Guttenbach, Neckarzimmern und 
Gimdelsheim, Restbetrag 

16. Eine Wasser- und Schiffahrtsdirektion hatte 
eine Wasserbaugesellschaft, deren Kapital sich über- 
wiegend im Besitz des Bundes befindet, beauftragt, 
die zweiten Schleusen an den Staustufen bei Hirsch- 
horn, Rockenau, Guttenbach, Neckarzimmern und 
Gundelsheim am Neckar bauen zu lassen. Bei den 
Bauarbeiten wurden etwa 1 400 000 kg Spundbohlen 
wiedergewonnen. Die Gesellschaft hat hiervon eine 
Teilmenge von rd. 740 000 kg Spundbohlen der 
Wasser- und Schiffahrtsdirektion zur Verfügung ge- 
stellt. Diese Spundbohlen sind für Vorhaben der 
Unterhaltung (Titel 300) oder für Maßnahmen zur 
Bcstandsicherung und Leistungssteigerung am Neckar 
zwischen Mannheim und Heilbronn (Titel 954) ver- 
wendet v/orden, ohne daß aus diesen Titeln eine 
Werterstattung gemäß § 65 Absatz 2 RHO vorge- 
nommen worden ist. Die restlichen Spundbohlen hat 
die Gesellschaft dem Bund nicht wieder zur Verfü- 
gung gestellt, sondern 540 000 kg für ihre Neubau- 
maßnahmen verwendet und 120 000 kg als Schrott 
verkauft. 

Der Bundesrechnungshof hatte dies im Jahre 1964 
beanstandet und gefordert, daß die Gesellschaft dem 
Bund die von ihr ungerechtfertigterweise zurückbe- 
haltenen Gegenstände herauszugeben oder zu bezah- 
len habe. 

Die Gesellschaft hat daraufhin rd. 110 000 DM an den 
Bund gezahlt. Die Wasser- und Schiffahrtsdirektion 
hat hiervon im Rechnungsjahr 1965 rd. 15 000 DM 
bei Titel 16 — Erlöse aus dem Verkauf von Schrott 
und Bergungsgut — und rd. 17 000 DM bei Titel 14 — 
Erlöse aus dem Verkauf unbrauchbar oder entbehr- 
lich gewordener Drucksachen, Akten, von Altstoffen 
und dergl. — vereinnahmt. Den Restbetrag in Höhe 
von rd. 78 000 DM, den sie zunächst als Verwahrung 
gebucht hatte, hat sie für die Beschaffung neuer 
Spundbohlen für Bauvorhaben des Titels 954 ver- 
wendet, ohne ihn in Einnahme und Ausgabe nachzu- 
weisen. 

Der Bundesrechnungshof hat auch dieses Verfahren 
beanstandet. 

Die Wasser- und Schiffahrtsdirektion hat die Hand- 
habung damit begründet, daß das Personal, das die 
Maßnahmen durchgelührt habe, bisher vorwiegend 
für Aufgaben der Gesellschaft eingesetzt worden sei 
und noch nicht für Bundesaufgaben gearbeitet und 
deshalb auch keine buchungsmäßigen Unterschiede 
bei der Verwendung der gezogenen verwaltungs- 
cigenen Spundbohlen gekannt habe. Sie habe nach 
Bekanntwerden der Fehler rd. 140 000 kg Spund- 
bohlen von der Gesellschaft zurückverlangt, da sie 
diese Menge für Maßnahmen des Titels 954 benötigt 
habe. Da aber von der Gesellschaft der dieser Menge 
entsprechende Betrag bereits erstattet gewesen sei, 
habe sic keine Bedenken gehabt, die Spundbohlen 
aus dieser Einnahme zu bezahlen. 


11 



Drucksache V/2695 Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Diese Darlegungen vermögen die beanstandeten 
Maßnahmen nicht zu rechtfertigen. Sie treffen auch 
insoweit nicht zu, als die angeblich von der Gesell- 
schaft geforderten rd. 140 000 kg Spundbohlen in der 
Aufstellung der Wasser- und Schiffahrtsdirektion 
über die Ermittlung des Erstattungsbetrages nicht 
gesondert aufgeführt sind. 

Diese Aufstellung, die dem Rechnungsbeleg nicht 
beigefügt war, ist dem Bundesrechnungshof erst 
nachträglich zur Kenntnis gelangt. Nach deren Prü- 
fung haben sich erhebliche Zweifel an der Richtig- 
keit des von der Wasser- und Schiffahrtsdirektion 
angewandten Verfahrens für die Erstattungsberech- 
nung ergeben. 

Dieses Verfahren hat nach den Feststellungen des 
Bundesrechnungshofes nämlich dazu geführt, daß die 
Gesellschaft der Wasser- und Schiffahrtsdirektion 
von den von ihr gewonnenen Spundbohlen einen 
Restbestand von rd. 400 000 kg offenbar weder her- 
ausgegeben noch dafür angemessenen Ersatz gelei- 
stet hat. Die Wasser- und Schiffahrtsdirektion ist 
daher aufgefordert worden, die Berechnung zu über- 
prüfen. 

Durch das Verfahren der Wasser- und Schiffahrts- 
direktion isind die bei Titel 954 veranschlagten Mit- 
tel in unzulässigerweise verstärkt worden. Dadurch, 
daß dieser Betrag nicht in der Bundeshaushaltsrech- 
nung enthalten ist, ist die Maßnahme insoweit der 
Kontrolle durch das Parlament nicht zugänglich ge- 
wesen. 

Es liegen Verstöße gegen § 63 Abs. 2, § 65 Abs. 2 
und § 69 Abs. 1 Satz 1 RHO vor. 

Der Betrag von rd. 78 000 DM, den die Wasser- und 
Schiffahrtsdirektion zum Kauf von Spundbohlen für 
Vorhaben des Titels 954 verwendet hat, wird bei 
diesem Titel in Ausgabe und bei dem Einnahme- 
Titel 69 nachzuweisen sein. 

Für die von der Wasser- und Schiffahrtsdirektion für 
ihre Vorhaben wiederverwendeten 740 000 kg 
Spundbohlen wird eine Werterstattung zu Lasten 
der begünstigten Maßnahmen vorzunehmen sein, 
damit der Nachweis der Ausgaben für diese Maß- 
nahmen richtiggestellt wird. Der Gesamtbetrag 
wäre bei Titel 69 zu vereinnahmen. 

Der Bundesminister wird im übrigen dafür zu sorgen 
haben, daß sich derartige Verstöße gegen das Haus- 
haltsrecht nicht wiederholen. 

* 

Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 12 03 — Bundeswasser- und Schiffahrts- 

verwaltung, Bundeswasserstraßen 

Einmalige Ausgaben 

Titel 954 — Maßnahmen zur Bestandssiche- 

rung und Leistungssteigerung am 
Neckar zwischen Mannheim und 
Heibronn, 3. Teilbetrag 


17 , Der Bundesminister hat genehmigt, daß die 
Planung dritter Schleusen an den Staustufen in 
Feudenheim, Schwabenheim und Kochendorf in die 
Maßnahmen zur Bestandssicherung der wasserbau- 
lichen Anlagen und zur Leistungssteigerung der 
Schiffahrt auf dem Neckar zwischen Mannheim und 
Heilbronn einbezogen wurde. Die Planungsarbeiten 
für die Schleuse Feudenheim hat die Wasser- und 
Schiffahrtsdirektion einem Ingenieurbüro übertra- 
gen, während sie die Entwürfe für die Schleusen in 
Schwabenheim und Kochendorf selbst aufgestellt 
hat. Für jede Schleuse sind Planungskosten in Höhe 
von 185 000 DM vorgesehen. Ausgaben in Höhe von 
bisher insgesamt rd. 80 000 DM sind vom Rech- 
nungsjahr 1965 an bei Titel 954 gebucht worden. 

Nach dem Haushaltsplan sollte die Planung von 
dritten Schleusen, wie sich auch aus den Erläute- 
rungen ergibt, nicht unter die Zweckbestimmung des 
Titels 954 fallen. Sie ist daher in dem zu diesem 
Titel aufgestellten Rahmenentwurf nicht aufgeführt. 

Der Bundesrechnungshof hat die Ausgaben als un- 
zulässig beanstandet. 

Der Bundesminister hat zunächst ausgeführt, der 
Bau der dritten Schleusen isei eine der wichtigsten 
Voraussetzungen für eine Leistungssteigerung der 
Schiffahrt auf dem Neckar. Es würden Verhandlun- 
gen mit dem Land Baden-Württemberg angestrebt 
mit dem Ziel, das Land an dem Vorhaben finanziell 
zu beteiligen. Vorbedingung hierfür sei jedoch das 
Vorliegen von Planungsunterlagen und Kostenan- 
schlägen. In den Haushaltsplan solle das Vorhaben 
erst eingestellt werden, wenn eine vertragliche 
Regelung mit dem Land erreicht worden sei. Im 
übrigen müsse auch bei den Arbeiten zur Verbesse- 
rung und Erweiterung der Schleusenvorhäfen bereits 
Klarheit über die mögliche Lage von später zu er- 
richtenden dritten Schleusen bestehen, damit Mehr- 
kosten beim Bau dieser Schleusen durch einen noch- 
maligen Umbau der Vorhäfen vermieden würden. 

Die Darlegungen des Bundesministers vermochten 
die Ausgaben nicht zu rechtfertigen. Zwar war die 
Lage später zu errichtender dritter Schleusen bei der 
Erweiterung der Vorhäfen zu berücksichtigen. Dazu 
waren aber keine umfangreichen Planungsunter- 
lagen notwendig; es hätten vielmehr mit verhält- 
nismäßig geringem Arbeitsaufwand zu fertigende 
Lageskizzen genügt. Umfangreiche Planungsunter- 
lagen wären erst für die Verhandlungen mit dem 
Land Baden-Württemberg und für die Einstellung 
des Vorhabens „Bau dritter Schleusen" in den Haus- 
haltsplan erforderlich gewesen. 

Im übrigen wurde die Planung für die Vorhäfen der 
Schleuse Feudenheim bereits im Jahre 1960 abge- 
schlossen. Mit den Bauarbeiten wurde 1963 begon- 
nen. Die dritte Schleuse wurde dagegen erst 1965 
geplant, so daß sie bei den Vorhäfen nicht berück- 
sichtigt ist. Beim späteren Bau der dritten Schleuse 
werden daher in früheren Jahren ausgeführte Bau- 
werke in größerem Umfang wieder beseitigt wer- 
den müssen. Ähnlich verhält es sich bei der Schleuse 
Kochendorf. Die Ausführungen des Bundesministers 
treffen daher insoweit nicht zu. 
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Es liegen Verstöße gegen § 26 Abs. 1, § 30 Abs. 1 
RHO vor. 

Der Bundesminister hat nunmehr mitgeteilt, er habe 
veranlaßt, daß keine weiteren Planungsarbeiten aus- 
geführt werden. 

* 

Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 12 03 — Bundes wasser- und Schiffahrts- 

verwaltung, Bundeswasserstraßen 

Einmalige Ausgaben 
Verschiedene Titel 

18. Der Bundesminister hat in den Rechnungsjah- 
ren 1965 bis 1967 mehrfach die ihm nachgeordneten 
Wasser- und Schiffahrtsdirektionen angewiesen, 
Stellenausschreibungen zur Gewinnung von Nach- 
wuchskräften im höheren und gehobenen tech- 
nischen Verwaltungsdienst in seinem Namen zu 
Lasten der bei den einmaligen Ausgaben des Ka- 
pitels 12 03 veranschlagten Mittel für Vorarbeiten 
oder Neubauten vorzunehmen. Die Wasser- und 
Schiffahrtsdirektionen haben daraufhin in den Rech- 
nungsjahren 1965 und 1966 Stellen ausschreibungen 
für zusammen rd. 50 000 DM in dieser Weise — in 
einem Fall sogar auf Kosten einer Wasserbaugesell- 
schaft - — durchgeführt. 

Der Bundesrechnungshof hat das Verfahren bean- 
standet. Die Ausgaben wären bei Titel 299 zu buchen 
gewesen. 

Der Bundesminister hat seine Maßnahmen damit be- 
gründet, daß ihm bei diesem Titel nicht genügend 
Mittel für Stellenausschreibungen zur Verfügung 
gestanden hätten. Nur durch umfangreiche Stellen- 
ausschreibungen im ganzen Bundesgebiet sei es ihm 
möglich gewesen, den Mangel an Nachwuchskräften 
im gehobenen und höheren technischen Verwal- 
tungsdienst zu beseitigen. Die Nachwuchslage sei in 
den letzten Jahren so ungünstig gewesen, daß er 
eine größere Anzahl von Stellen nicht mehr oder 
nur aushilfsweise mit Angestellten habe besetzen 
können. Im übrigen iseien diese Kräfte vorwiegend 
auch für die Durchführung der bevorstehenden um- 
fangreichen Neubauvorhaben vorgesehen gewesen. 

Die Darlegungen des Bundesministers vermögen 
das Verfahren nicht zu rechtfertigen. Selbst wenn 
beabsichtigt war, die gewonnenen Kräfte nach Be- 
endigung ihrer Ausbildung als Beamte bei Neubau- 
aufgaben einzusetzen, hätten die Ausgaben für die 
Stellenausschreibungen bei Titel 299 gebucht wer- 
den müssen, da die Kräfte zur Ausbildung als 
höhere und gehobene technische Beamte gewonnen 
werden isollten. 

Die Anordnungendes Bundesministers dienten offen- 
sichtlich dem Zweck, überplanmäßige Ausgaben zu 
vermeiden, die bei richtiger Buchung bei Titel 299 
entstanden wären und der Zustimmung des Bundes- 
ministers der Finanzen bedurft hätten. 


Es liegen Verstöße gegen § 30 Abs. 1, § 33 Abs. 1 
und § 43 RHO vor. Die an unrichtiger Stelle vorge- 
nommenen Buchungen sind gemäß § 67 Abs. 2 RHO 
auszugleichen. 

Ähnliche Verstöße hat der Bundesrechnungshof auch 
bei anderen Ausgaben wiederholt beanstandet. Mit 
der gleichen Begründung, daß bei den Sachausgaben 
nicht genügend Haushaltsmittel zur Verfügung stän- 
den, werden in steigendem Umfange aus den bei 
den einmaligen und den allgemeinen Ausgaben ver- 
anschlagten Mitteln Einrichtungsgegenstände und 
Büromaschinen für allgemeine Verwaltungszwecke 
beschafft, und zwar selbst dann, wenn die sachliche 
Notwendigkeit dieser Beschaffungen fraglich ist. 

Der Bundesminiister wird sicherzustellen haben, daß 
die ihm nachgeordneten Verwaltungen die grund- 
legenden Bestimmungen des Haushaltsrechts in Zu- 
kunft sorgfältiger beachten. 

* 

Einzelplan 14 — Bundesminister der Verteidigung 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 14 04 — Bundeswehrverwaltung und Per- 
sonalausgaben für das Zivilperso- 
nal bei den Kommandobehörden, 
Truppen usw. 

Fortdauernde Ausgaben 

Titel 104 — Bezüge der nichtbeamteten Kräfte 

19. Die Kommandantur eines Truppenübungsplat- 
zes läßt, wie es auch im Organisations- und Stellen- 
plan vorgesehen ist, die Anlagen des Platzes durch 
eigene Arbeitskräfte bewachen. Die Regelung wurde 
getroffen, weil der Bundesminister aus Sicherheits- 
gründen die Bewachung durch eigenes Personal für 
erforderlich hielt. Im Rechnungsjahr 1965 hat die 
Kommandantur 31 Wächter beschäftigt und für sie 

— einschließlich Dienstbekleidung und Ausrüstung 

— etwa 347 500 DM aufgewendet. Die Bewachung 
durch ein gewerbliches Unternehmen wäre wesent- 
lich billiger; allein im Jahre 1965 hätten etwa 
114 500 DM eingespart werden können. 

Der Bundesrechnungshof hat ein besonderes Sicher- 
heitsbedürfnis nicht erkennen können und den Bun- 
desminister gebeten, die Regelung zu überprüfen. 
Der Bundesminiister hat daraufhin im Juni 1966 die 
zuständigen Stellen angewiesen, die Bewachung 
einem gewerblichen Unternehmen zu übertragen. 

Die Maßnahme verzögerte sich indessen, weil der 
Bundesminister im Oktober 1966 auf Einspruch der 
Personalvertretung die notwendigen Kündigungen 
bis zum März 1967 aufschob. Das Wehrbereichskom- 
mando verschob dann die Umstellung erneut, weil 
die Wehrbereichsverwaltung erklärte, ihr fehlten 
im Rechnungsjahr 1967 bei Kapitel 14 12 Titel 206 
die Mittel für die Bewachung durch ein Unterneh- 
men; dem Bundesminister berichtete sie am 15. Juni 
1967 in diesem Sinne. Erst im November 1967, nach- 
dem ihm der Bundesrechnungshof den Entwurf sei- 
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ner Bemerkung übersandt hatte, hat der Bundes- 
minister der Wehrbereichsverwaltung mitgeteilt, daß 
die notwendigen Haushaltsmittel zur Verfügung 
stehen, und angeordnet, die Bewachung umzustel- 
len. 

Dem Bundesrechnungshof hat er dazu erläutert: 

Auf den Bericht der Wehrbereichsverwaltung habe 
er zunächst von einer Mittelverstärkung abgesehen, 
weil er von anderen Einsparungsmaßnahmen bei 
dem Titel 206 soviel Ersparnisise erwartet habe, daß 
die Wehrbereichsverwaltung aus den zugewiesenen 
Mitteln die Kosten der gewerblichen Bewachung be- 
streiten könne. Allerdings habe die Wehrbereichs- 
verwaltung diese Auffassung nicht geteilt. Nachdem 
jedoch seine Erwartungen von der weiteren Entwick- 
lung bestätigt worden seien, habe er die alsbaldige 
Umstellung der Bewachung angeordnet. 

Der Bundesrechnungshof kann dazu nur feststellen, 
daß der Mangel an Mitteln bei einer Hauishalts- 
istelle kein Grund sein darf, mit unnötigen Aus- 
gaben bei einer anderen Haushaltsstelle fortzufah- 
ren, nur weil dort noch Mittel vorhanden sind. Die 
Bewachung hätte (spätestens im April 1967 auf die 
billigere Losung umgestellt werden müssen, auch 
wenn wirklich beim Titel 206 dafür keine Mittel 
verfügbar gewesen wären. Der Bundesminister der 
Finanzen hätte einer Mittelüberschreitung dort bei 
entsprechender Einsparung an anderer Stelle seine 
Zustimmung nicht versagen können. 

Es liegt ein Verstoß gegen § 26 Abs. 1 RHO vor. 

Der Bundesrechnungshof hat den Bundesminister ge- 
beten, die Haftungsfrage zu prüfen. 

* 

An die Stelle des Einzelvorbehalts Nr. 6 zur Bundes- 
haushaltsrechnung 1964 (Anlage zu Nr. 39 der Be- 
merkungen 1964) tritt die folgende Bemerkung: 

Einzelplan 19 — Bundesverfassungsgericht 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 19 01 — Bundesverfassungsgericht 

Fortdauernde Ausgaben 

Titel 107 — Beihilfen auf Grund der Beihilfe- 

vorschriften 

20. Die Verwaltung des Bundesverfassungsgerichts 
hat allgemein Beihilfen für die Kosten der Unter- 
bringung und Verpflegung von Richtern, Beamten 
und Angestellten in Sanatorien gewährt, ohne daß 
ein amts- oder vertrauensärztliches Gutachten über 
die Notwendigkeit eingeholt und die Beihilfefähig- 
keit der Kosten vorher anerkannt war. 

Der Bundesrechnungshof hat dieses Verfahren be- 
anstandet. Die Beihilfevorschriften unterscheiden 
ausdrücklich zwischen Aufenthalten in öffentlichen, 
freien gemeinnützigen und privaten Krankenanstal- 
ten sowie Privatkliniken auf der einen und Sanato- 
rien auf der anderen Seite. Im Gegensatz zu den an- 
deren Krankenanstalten sind die Kosten für die Un- 


terbringung und Verpflegung in Sanatorien nur bei- 
hilfefähig, wenn die Dienststelle vor der Behand- 
lung die Beihilfefähigkeit der Kosten auf Grund 
eines amts- oder Vertrauens ärztlichen Gutachtens 
anerkannt hat. In dem Gutachten muß festgestellt 
sein, daß die Sanatoriumsbehandlung dringend not- 
wendig und nicht durch stationäre Behandlung in 
einer anderen Krankenanstalt oder durch eine Heil- 
kur mit gleicher Erfolgsaussicht ersetzbar ist. 

Demgegenüber vertritt die Verwaltung die Auffas- 
sung, ein Sanatorium sei jedenfalls dann einem 
Krankenhaus gleichzusetzen, wenn es sich dabei um 
eine öffentliche oder freie gemeinnützige Einrich- 
tung handele. Lediglich bei Aufenthalten in privaten 
Sanatorien dürften Beihilfen für Unterbringung und 
Verpflegung ohne Gutachten und vorherige Aner- 
kennung nicht gezahlt werden. 

Dem kann aus den angeführten Gründen nicht ge- 
folgt werden. In der gesamten übrigen Bundesver- 
waltung wird bestimmungsgemäß verfahren. Die 
Auffassung des Bundesrechnungshofes wird vom 
Bundesminister des Innern geteilt. Gleichwohl ist 
beim Bunds Verfassungsgericht bisher keine Ände- 
rung eingetreten. 

Es liegen Verstöße gegen die Beihilfevorschriften 
Nr. 3 und 5 in Verbindung mit § 26 Abs. 1 RHO vor. 
Die durch die Vorschriften nicht gedeckte Mehraus- 
gabe ist Teil der Haushaltsüberschreitung von 
29 768 DM, Für diese haben insoweit die Voraus- 
setzungen des Artikels 112 GG, § 33 RHO nicht Vor- 
gelegen. Es wird zu prüfen sein, wie die zu Unrecht 
gezahlten Beträge der Bundeskasse wieder zuge- 
führt werden können. 

* 


Bemerkungen 

zu über- und außerplanmäßigen 
Haushaltsausgaben 

21. Die über- und außerplanmäßigen Haushaltsaus- 
gaben für das Rechnungsjahr 1965 sind in der An- 
lage I zur Bundeshaushaltsrechnung für das Rech- 
nungsjahr 1965 (S. 2275 bis 2460) aufgeführt. Sie 
betragen beim ordentlichen Haushalt rd. 4144 Mio 
DM, das sind 6,7 v. H. des Haushaltssolls und 
2471 Mio DM mehr als im Rechnungsjahr 1964. Setzt 
man von den Haushaltsüberschreitungen des Vor- 
jahres die Zuweisung des ordentlichen an den außer- 
ordentlichen Haushalt in Höhe von 477,9 Mio DM 
ab, so sind die über- und außerplanmäßigen Aus- 
gaben sogar um rd. 2949 Mio DM — das sind nahezu 
250 V. H. — angewachsen. Damit haben sie ein Aus- 
maß erreicht, das — auch nach Meinung des Bundes- 
ministers der Finanzen — das Budgetrecht der ge- 
setzgebenden Körperschaften in Frage stellt und 
kaum noch mit einem ordnungsgemäßen Vollzug des 
Haushaltsplanes vereinbart werden kann. 

Hinzu kommt, daß der Bundesminister der Finanzen 
— soweit aus den Begründungen in der Anlage I 
zur Bundeshaushaltsrechnung 1965 erkennbar — 
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dem Haushaltsausschuß entgegen dessen Beschluß 
vom 16. Januar 1963 nicht in allen Fällen von finan- 
ziell oder politisch bedeutsamen über- und außer- 
planmäßigen Haushaltsausgaben vorher Kenntnis 
gegeben hat. Insoweit ist dais Parlament — abge- 
sehen davon, daß es zweifelhaft erscheint, ob von 
der Aufstellung eines Nachtragshaushaltsplans ab- 
gesehen werden konnte — auch auf diesem Wege 
nicht an beabsichtigten Abweichungen vom Haus- 
haltsplan beteiligt worden. Als Beispiele seien die 
über- und außerplanmäßigen Ausgaben bei Kapitel 
09 02 Titel apl. 972, Kapitel 10 03 Titel apl. 955, 
Kapitel 12 03 Titel 714, Kapitel 14 02 Titel apl. 965, 
Kapitel 14 23 Titel 1 1 1 und 308 b sowie Kapitel 24 02 
Titel apl. 893, apl. 894 und apl. 951 genannt. 


22, Es erscheint geboten, mit Nachdruck darauf hin- 
zuwirken, daß Haushaltsüberschreitungen auf das 
Artikel 112 GG und § 33 RHO entsprechende Maß 
zurückgeführt werden. Das dürfte auch möglich sein, 
wie die Gründe zeigen, die bisher zu den über- und 
außerplanmäßigen Ausgaben geführt haben. Anlaß 
zu den Haushaltsüberschreitungen waren — von den 
Fällen abgesehen, die auch bei Anlegung eines 
strengen Maßstabes unabweisbar und unvorherge- 
sehen im Sinne des Artikels 112 GG und des § 33 
RHO waren — vielfach die gleichen Sachverhalte, 
die der Rechnungsprüfungsausschuß schon bei der 
Beratung der über- und außerplanmäßigen Ausga- 
ben gemäß der Anlage I — S. 2214 bis 2384 — zur 
Bundeshaushaltsrechnung 1964 hervorgehoben und 
gerügt hat. 

a) Besondere Bedeutung kommt den Fällen zu, in 
denen der Haushaltsplan nicht eingehalten wer- 
den konnte, weil nach Aufstellung des Voran- 
schlages zusätzliche Ausgaben verursachende 
Entwicklungen eingetreten »sind (z. B. Kapitel 
05 02 Titel 303, Kapitel 06 02 Titel apl. 984, Ka- 
pitel 08 04 Titel 203, Kapitel 35 1 1 a Titel apl. 
310). Der Bundesrechnungshof verkennt nicht, 
daß es schwierig ist, den einmal aufgestellten 
Voranschlag bis zur Verabschiedung des Haus- 
haltsplans durch die gesetzgebenden Körperschaf- 
ten auf dem laufenden zu halten. Er meint aber, 
daß organisatorische Maßnahmen mit dem Ziele 
ergriffen werden sollten, im Laufe der Hauhalts- 
beratungen wenigstens die Fälle von erheblicher 
finanzieller Auswirkung durch Änderung der 
veranschlagten Beträge zu berücksichtigen. 

b) Ein nicht unerheblicher Teil der Haushalts- 
ansätze ist auch deshalb überschritten worden, 
weil Ansätze für Ausgaben, auch solche, zu 
deren Leistung eine Rechtspflicht bestand, von 
vornherein nicht realistisch genug geschätzt oder 
im Laufe der nachfolgenden Beratungen über das 
vertretbare Maß hinaus gekürzt worden sind. 
Derartige Fälle dürften z. B. bei Kapitel 07 05 
Titel 206, Kapitel 08 04 Titel 850, Kapitel 12 03 
Titel 858 sowie Kapitel 14 03 Titel 217 a und 
570 vorliegen. Nicht selten dürfte die Überlegung 
mitgespielt haben, daß auf diese Weise der Aus- 
gleich des Haushaltsplans erleichtert werden 
konnte. 


c) In einzelnen Fällen ist die Unabweisbarkeit wie- 
derum zu Unrecht mit Verpflichtungen begründet 
worden, die erst im Laufe des Rechnungsjahres 
oder jedenfalls nach Aufstellung des Voranschla- 
ges vom Ressort selbst eingegangen worden 
waren. Hierzu dürfte die überplanmäßige Aus- 
gabe bei Kapitel 14 '23 Titel 308 b gehören. 

d) über- und außerplanmäßige Ausgaben sind auch 
dadurch entstanden, daß Ausgabereste aus Vor- 
jahren in Abgang gestellt worden sind, obwohl 
bereits Verpflichtungen eingegangen waren (z. B. 
Kapitel 06 19 Titel 956, Kapitel 36 04 Titel 960). 

e) Besonderes finanzielles Gewicht haben schließ- 
lich einige Einzelfälle, in denen offenbar bewußt 
auf einen Titel verzichtet oder nur ein Leertitel 
ausgebracht worden ist, obwohl aus den Begrün- 
dungen erkennbar ist, daß sich der voraussicht- 
liche Bedarf hinreichend zuverlässig hätte ermit- 
teln lassen. 


Kapitel 09 05 Titel apl. 951 

Nach dem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts 
— VII — A — 1/63 — vom 16. Juli 1963, durch 
das die Deutsche Bundesbank verpflichtet wurde, 
im Interzonenhandei erhobene Unkostenbeiträge 
nebst Zinsen zu erstatten, mußte mit der Geltend- 
machung von weiteren Ansprüchen gerechnet 
werden. Es mag zutreffen, daß deren Höhe nicht 
sicher vorauszusehen war. Das durfte aber nicht 
dazu führen, daß von einer Veranschlagung über- 
haupt abgesehen wurde. 


Kapitel 11 13 Titel 650 

Es ist lediglich ein Leertitel vorgesehen worden, 
obwohl nach der Begründung feststand, daß der 
Bund für Rechnung der Unternehmen des Stein- 
kohlen- und Eisenerzbergbaues an die knapp- 
schaftliche Rentenversicherung einen Anteil von 
4,5 V. H. derbeitragspflichtigen Arbeitsverdienste 
des Jahres 1964 zu zahlen hatte. Es hätte also mit 
ausreichender Sicherheit der mutmaßliche Haus- 
haltsansatz ermittelt werden können. 


Kapitel 12 02 Titel apl. 511 

Ein außerplanmäßiger Nachweis der der Deut- 
schen Bundesbahn zur Erhaltung der Liquidität 
gewährten Darlehen von 1461 Mio DM hätte in 
dieser Höhe vermieden werden müssen. Der von 
der Deutschen Bundesbahn vorgelegte Wirt- 
schaftsplan für das Geschäftsjahr 1965 und die 
Lage auf dem Kapitalmarkt ließen bei Aufstel- 
lung des Bundeshaushaltsplans für das Rech- 
nungsjahr 1965 erkennen, daß diese Mehrleistun- 
gen des Bundes über die bei Kapitel A 12 02 
Titel 510 veranschlagten Mittel von 201,3 Mio DM 
hinaus notwendig würden. Die entsprechenden 
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Mittel sind jedoch nicht veranschlagt worden. 
Vielmehr ist lediglich der Bundesminister der 
Finanzen in § 31 des Haushaltsgesetzes 1965 
ermächtigt worden, mit Zustimmung des Haus- 
haltsausschusses des Deutschen Bundestages der 
Deutschen Bundesbahn über die veranschlagten 
Mittel von 201,3 Mio DM hinaus zusätzliche Dar- 
lehen bis zu einem Teilbeträge von 750 Mio DM 
zu gewähren. Das Verfahren, das offenbar aus 
Gründen des Haushaltsausgleiches und aus dem 
Bestreben gewählt worden ist, das Haushalts- 
volumen nicht weiter ansteigen zu lassen, dürfte 
mit dem Grundsatz der Vollständigkeit des 
Haushaltsplans nicht vereinbar sein. 

23 . In allen diesen Fällen dürfte nicht nur das 
Budgetrecht der gesetzgebenden Körperschaften in 
Frage gestellt worden sein, sondern zugleich gegen 
die Bestimmung des Grundgsetzes (Artikel 110 GG), 
daß alle Einnahmen und Ausgaben des Bundes zu 
veranschlagen und in den Haushaltsplan einzuset- 
zen sind, verstoßen worden sein. Der Bundesminister 
der Finanzen und die übrigen Bundesminister wer- 
den sicherzustellen haben, daß künftig die über- 
und außerplanmäßigen Haushaltsausgaben möglichst 
gering gehalten werden. 

24 . Die überplanmäßige Ausgabe von 34 354,11 DM 
bei Kapitel 24 01 Titel 206 ist damit begründet wor- 
den, daß sich die Bewirtschaftungskosten durch die 
Anmietung von zusätzlichen Büroräumen und durch 
Preissteigerungen erhöht hätten. 


Diese Begründung trifft für einen Teil der überplan- 
mäßigen Ausgabe nicht zu. 

Der Bundesministcr hat die Ausgaben für die Büro- 
reinigung im Monat Dezember 1965 in Höhe von 
5 615,75 DM, die erst im Januar 1966 fällig waren, 
noch am 23. Dezember 1965 zu Lasten des Rech- 
nungsjahres 1965 zur Zahlung angewiesen. Die Zah- 
lung wurde nicht nur vor Fälligkeit, sondern auch 
vor vollständigem Empfang der Gegenleistung be- 
wirkt, offenbar in der Absicht, die Genehmigung zu 
einer Haushaltsüberschreitung, der der Bundesmini- 
ster der Finanzen gemäß § 33 Abs. 1 RHO zuge- 
stimmt hatte, voll auszunutzen. 

Eine weitere Senkung der überplanmäßigen Aus- 
gabe auf 26 876,42 DM hätte sich dadurch erreichen 
lassen, daß im Wege der gegenseitigen Deckungs- 
fähigkeit gemäß § 11 Abs. 9 HG ein Betrag von 
1 861,94 DM in Anspruch genommen worden wäre. 
Mittel in dieser Höhe hätten bei dem Titel 202 
— Bücherei — zur Verfügung gestanden, wenn dort 
nicht ebenfalls vor Fälligkeit im Rechnungsjahr 
1966 ein Betrag in Höhe von 1 861,94 DM noch zu 
Lasten der Mittel des Rechnungsjahres 1965 gezahlt 
worden wäre. Es handelte sich um eine Vorauszah- 
lung des Bezugspreises für Zeitungen und Fortset- 
zungslieferungen für das ganze Jahr. 

In Höhe von rd. 7500 DM war die überplanmäßige 
Ausgabe also nicht unabweisbar. 

Der Bundesschatzminister hat künftige Beachtung 
zugesichert. 

♦ 
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Vorbehalte 

(§ 107 Abs. 4 , § 108 Abs. 2 RHO) 

Allgemeine Vorbehalte aus früheren 
Rechnungsjahren 


a) Zur Bundeshaushaltsrechnung für das Rechnungs- 
jahr 1960 (Bemerkungen 1960 S. 23 Nr. 40): 

Der Vorbehalt Nr. 2 

wegen der Haushaltsmittel, die außerhalb der 
Bundesverwaltung stehenden Stellen zur Er- 
füllung bestimmter Zwecke zur Verfügung ge- 
stellt worden sind (§ 64 a RHO), 

wird aufgehoben. 

Damit sind alle allgemeinen Vorbehalte zu der 
Bundeshaushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 
1960 aufgehoben. 

b) Zur Bundeshaushaltsrechnung für das Rechnungs- 
jahr 1962 (Bemerkungen 1962 S. 24 unter a): 

Der Vorbehalt Nr. 1 

wegen der Ausgaben, über die für einen länge- 
ren Zeitraum als ein Rechnungsjahr oder über 
die noch durch besondere Rechnungen Rech- 
nung zu legen ist und 

der Vorbehalt Nr. 3 

zu den Einnahmen und Ausgaben, die in Bü- 
chern und Rechnungsunterlagen der Betriebe 


im Sinne des § 15 RHO nachgewiesen wer- 
den, 

werden aufgehoben. 

c) Zu den Bundeshaushaltsrechnungen für die Rech- 
nungsjahre 1963 (Bemerkungen 1963 S. 46 An- 
lage 3 unter a) und 1964 (Bemerkungen 1964 
S. 26 unter a): 

Die Vorbehalte Nr. 3 

zu den Einnahmen und Ausgaben, die in Bü- 
chern und Rechnungsunterlagen der Betriebe 
im Sinne des § 15 RHO nachgewiesen werden, 

werden aufgehoben. 

♦ 

Einzel Vorbehalte aus früheren Rechnungsjahren 

26 . Zur Bundeshaushaltsrechnung für das Rech- 
nungsjahr 1964 (Bemerkungen 1964 S. 26 unter b): 
Die Einzelvorbehalte Nr. 1 und 6 werden aufge- 
hoben. 

♦ 

Vorbehalte zur Bundeshaushaltsrechnung 
1965 

27 . Die Vorbehalte zur Bundeshaushaltsrechnung 
für das Rechnungsjahr 1965 sind in der Anlage 
(S. 21) aufgeführt. 
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V ermögensrechnung 

28. Ergebnis der Vermögensrechnung für das Rechnungsjahr 1965 

(ohne ERP-Sondervermögen, Ausgleidisfonds, Bundespost, Bundesbahn) 


Kenn- 

ziffer 

VERMÖGEN 

Bestand am 
Beginn des 
Rechnungsj ahres 

Zugang 

mit 

ohne 

1 haushaltsmäßige (r) Zahlung 


1 

1 

2 

3 



DM 

DM 

DM 

0 

Allgemeines Verwaltungsvermögen 




00 

Unbewegliche Sachen 

22 136 004 481, ~ 

1 863 297 613,67 

1 930 189 443,79 

03 

Geldwerte Rechte 

7 300 000,— 


— 


Summe 0 

22 143 304 481,— 

1 863 297 613,67 

1 930 189 443,79 

1 

Sachen im Gemeingebrauch 

— 

1 842 402 324,15 

31 567 731,18 

2 

Vermögen der Bundesanstalten und -ein- 





richtungen 




20 

Unbewegliche Sachen 

131 789 604,— 

18 027 418,31 

4 901 739,82 

22 

Wirtschaftsbetriebe 

3 275 808,— 

90 124,73 

489 928,— 

23 

Geldwerte Rechte 

169 708,56 

451 459,50 

158 109,50 


Summe 2 

135 235 120,56 

18 569 002,54 

5 549 777,32 

3 

Betriebsvermögen 




32 

Wirtschaftsbetriebe 

258 136 798,85 

3 508 943,— 

26 848 911,94 

33 

Kapitalbeteiligungen 

3 845 373 020,08 

43 045 335,23 

515 050 309,49 


Summe 3 

4 103 509 818,93 

46 554 278,23 

541 899 221,43 

4 

Allgemeines Kapital- und Sachvermögen 




40 

Unbewegliche Sachen 

2 608 863 126,— 

62 064 484,93 

220 336 889,62 

43 

Geldwerte Rechte 

34 815 517 457,84 

5 181 160 288,90 

1 875 928 003,67 


Summe 4 

37 424 380 583,84 

5 243 224 773,83 

2 096 264 893,29 

5 

Treuhandvermögen 

1 669 151 423,89 

5 000 000,— 

31 608 630,37 


Vermögen zusammen | 

65 475 581 428,22 | 

! 9 019 047 992,42 1 

4 637 079 697,38 


Vermögen zu Beginn des Rechnungsjahres 65 475 581 428,22 DM 


Vermögen am Ende des Rechnungsjahres 70 906 148 328,03 DM 


Mithin Vermögensmehrung 

5 430 566 899,81 DM 


SCHULDEN 




96 

Fundierte Schuld 

33 554 427 693,62 

2 300 447 399,33 

2 165 762 123,86 

97 

Schwebende Schuld 

1 630 100 000,— 

— 

3 172 200 000,— 

99 

Andere Schulden 

274 572 633,45 

4 578 292,19 

19 076 895,37 


Schulden zusammen 

35 459 100 327,07 

2 305 025 691,52 j 

5 357 039 019,23 


Schulden zu Beginn des Rechnungsjahres 35 459 100 327,07 DM 

Schulden am Ende des Rechnungsjahres 36 842 597 611,84 DM 

Mithin Schuldenmehrung 1 383 497 284,77 DM 
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Abgang 

Abschreibungen 

Bestand am 

Ende des 
Rechnungsj ahrcs 

Veränderungen 

des 

Bundesvermögens 

mit 

ohne 

haushaUsmäßige(r) Zahlung 

4 

5 

6 

7 


8 

DM 

DM 

DM 

DM 


DM 

18 164 450,70 

1 716 607 335,89 

177 024 053,87 

24 017 695 698,— 

+ 1 881 691 217,— 

— 

— 


7 300 000,— 


— 

18 164 450,70 

1 716 607 335,89 

177 024 053,87 

24 024 995 698,— 

+ 1 881 691 217,— 

923 339,25 

3 631 243,75 

1 869 415 472,33 

— 



73,60 

160 084,45 

1 202 108,08 

153 356 496,— 

+ 

21 566 892,— 

— 

— 73 

— 

3 855 860,— 

+ 

580 052,— 

4 722,79 

510 551,26 

— 

264 003,51 

+ 

94 294,95 

4 796,39 

670 636,44 

1 202 108,08 

157 476 359,51 

+ 

22 241 238,95 

90 212,32 

12 252 035,42 


276 152 406,05 

+ 

18 015 607,20 

352 028 659,12 

386 208 055,81 

— 

3 665 231 949,87 

— 

180 141 070,21 

352 118 871,44 

398 460 091,23 

— 

3 941 384 355,92 


162 125 463,01 

81 651 313,07 

247 600 372,35 

27 227 748,13 

2 534 785 067,— 



74 078 059,— 

1 422 995 149,13 

1 887 425 517,84 

— 

38 562 185 083,44 

+ 3 746 667 625,60 

1 504 646 462,20 

1 2 135 025 890,19 

1 

27 227 748,13 

41 096 970 150,44 

+ 3 672 589 566,60 

— 

20 438 290,10 

— 

1 685 321 764,16 

+ 

16 170 340,27 

1 875 857 919,98 

i 4 274 833 487,60 

1 2 074 869 382,41 

1 70 906 148 328,03 | 

+ 5 430 566 899,81 

2 070 619 838,35 

1 555 588 749,71 


34 394 428 628,75 

+ 

840 000 935,13 

— 

2 639 100 000,^ 

■ — 

2 163 200 000,— 

+ 

533 100 000,— 

770 544,46 

1 12 488 293,46 

— 

284 968 983,09 

+ 

10 396 349,64 

2 071 390 382,81 

1 4 207 177 043,17 

1 — 1 

36 842 597 611,84 

+ 1 383 497 284,77 


Die Verpflichtungen des Bundes aus Bürgschafts-, 
Gewährleistungs- oder anderen ähnlichen wirt- 
schaftlichen Zwecken dienenden Verträgen betrugen 
am Ende des Rechnungsjahres 32 481 359 347,58 DM 
gegenüber im Vorjahr 29 411 799 832,54 DM 


Außerdem sind bei dem ERP-Sondervermögen 
297 775 274,05 DM verbürgt. 


19 



^ucksadie V/2695 Deuts cher Bundestag — 5. Wahlperiode 


29 . Die in der Vermögensrechnung 1965 für den 
Beginn des Rechnungsjahres nachgewiesenen Be- 
stände sind bei allen Vermögensgruppen aus der 
Vermögensrechnung 1964 richtig übernommen wor- 
den. 

30 . Die in der Vermögensrechnung erfaßten Zu- 
gänge und Abgänge des Vermögens entsprechen 
nicht in allen Teilen den in der Geldrechnung als 
vermögenswirksam bezeichneten Zahlungen. 

in in 

1000 DM 1000 DM 


In der Vermögensrechnung 
(Vermögenshauptrechnung) 
sind durch haushaltsmäßige 
Zahlungen veranlaßte Ver- 
mögenszugänge von 

und Vermögerusabgänge von 
nachgewiesen. 

Dagegen haben nach der 
Geldrechnung (Hauptrech- 
nung die entprechenden ver- 
vermögenswirksamen Haus- 
haltsausgaben 

und die entsprechenden ver- 
mögenswirksamen Haus- 
haltseinnahmen 

betragen. 


Nach der Vermögensrech- 
nung mehr 349 555 349 555 

Die Abweichungen haben sich dadurch ergeben, daß 
in der Geldrechnung vermögeniswirksame Haushalts- 
einnahmen von Haushaltsausgaben und umgekehrt 
vermögenswirksame Haushaltsausgaben von Haus- 
haltseinnahmen abgesetzt worden sind. Diese ver- 
mögenswirkisamen Zahlungen sind als solche in der 
Geldrechnung nicht zu erkennen. In Höhe der ent- 
sprechenden Beträge werden jedoch in der Ver- 
mögensrechnung Vermögensabgänge und -Zugänge 
mit haushaltsmäßiger Zahlung nachgewiesen. Auf 
den Endbestand des Vermögens haben die Abwei- 
chungen keinen Einfluß. 

31 . Die vermögenswirksamen Haushaltsausgaben 
haben bei 69 091 Mio DM Gesamtausgaben 10 741 
Mio DM betragen. Damit die Auswirkung der Haus- 


haltswirtschaft im Rechnungsjahr 1965 auf das Ver- 
mögen sachlich richtig beurteilt werden kann, müs- 
sen von den Gesamtausgaben 1660 Mio DM (Ab- 
führung der Ausgleichsabgaben an den Lastenaus- 
gleichsfonds) abgesetzt werden. Von den dann ver- 
bleibenden 67 '431 Mio DM waren 15,9 v. H. ver- 
mögenswirksam. Im Rechnungsjahr 1964 waren es 
17,8 V. H. und im Rechnungsjahr 1963 14,2 v. H. 

Von den vermögenswirksamen Ausgaben im Rech- 
nungsjahr 1965 haben 8670 Mio DM zur Mehrung des 
Vermögens beigetragen gegenüber 7332 Mio DM im 
Rechnungsjahr 1964 und 7296 Mio DM im Rech- 
nungsjahr 1963. Zur Tilgung der Schulden sind 
2071 Mio DM verwendet worden; im Rechnungs- 
jahr 1964 waren es 3883 Mio DM und im Rechnungs- 
jahr 1963 877 Mio DM. 

32 . Der Anteil der vermögenswirksamen Haus- 
haltseinnahmen an den Gesamteinnahmen hat sich 
gegenüber dem Vorjahr verringert. Von den Ge- 
samteinnahmen des Rechnungsjahres 1965 (68 364 
Mio DM abzüglich 1660 Mio DM — vgl. unter 
Nr. 31 — = 66 704 Mio DM) sind 3831 Mio DM ver- 
mögenswirksam gewesen, das sind 5,7 v. H. Dem- 
gegenüber wirkten sich im Rechnungsjahr 1964 
8 V. H. und im Rechnungsjahr 1963 6,06 v. H. auf 
das Vermögen des Bundes aus. 

Die vermögenswirksamen Einnahmen im Rechnungs- 
jahr 1965 sind wiederum im wesentlichen durch die 
Tilgung von Forderungen des Bundes sowie durch 
den Verkauf von Vermögenswerten (u. a. durch die 
Teilprivatisierung der Vereinigten Elektrizitäts- und 
Bergwerks-AG) enstanden. Diesen Einnahmen stehen 
Vermögensabgänge in entsprechender Höhe gegen- 
über. 

Die Einnahmen aus Anleihen haben im Rechnungs- 
jahr 1965 1345 Mio DM betragen; im Rechnungsjahr 
1964 waren es 1651 Mio DM und im Rechnungsjahr 
1963 2659 Mio DM. 

33 . In der Vermögensrechnung 1965 sind bei der 
Vermögensgruppe 4310/01 (Darlehen für Wohnungs- 
bau und Siedlungswesen) Bundesdarlehen von zu- 
sammen 12 644 600 DM, die das Land Baden-Würt- 
temberg aus Mitteln der Einzelpläne 12, 14 und 25 
erhalten hat, als Vermögenszugänge nicht erfaßt. 

Nach Mitteilung des zuständigen Bundesministeris 
für Wohnungswesen und Städtebau sind die erfor- 
derlichen Buchungen im Rechnungsjahr 1966 nach- 
geholt worden. 


9 019 048 

1 875 858 

8 669 493 

1 526 303 


Frankfurt am Main, den 20. Dezember 1967 


Bundesrechnungshof 


Hopf 


(außer Nr. 19) 


Bundesrechnungshof 

Dr. Bretsdineider 
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Anlage 

(Zu S. 17 Nr, 27) 

Vorbehalte zur Bundeshaushaltsrechnung 1965 

a) Allgemeine Vorbehalte 

Der Bundesrechnungshof behält sich allgemein vor, Bemerkungen aufzustellen 

1. zu den Ausgaben, über die für einen längeren Zeitraum als ein Rechnungsjahr 
oder über die noch durch besondere Rechnungen Rechnung zu legen ist, 

2. zu den Haushaltsmitteln, die Stellen außerhalb der Bundesverwaltung zur 
Erfüllung bestimmter Zwecke zur Verfügung gestellt worden sind und deren 
Verwendung er noch zu prüfen hat (§ 64 a RHO), 

3. zu den Einnahmen und Ausgaben, die in Büchern und Rechnungsunterlagen 
der Betriebe im Sinne des § 15 RHO nachgewiesen werden. 

4. zu den Ausgaben beim Einzelplan 14, die im Rahmen mehrjähriger Beschaf- 
fungsprogramme vom Bundesminister der Verteidigung und seinen nachgeord- 
neten Dienststellen geleistet worden sind. 

b) Einzelvorbehalte 

Der Bundesrechnungshof behält sich zu folgenden Haushaltsstellen Bemerkungen 

vor: 


Lfd. 

Nr. 

Kapitel 

Titel 

1 

Zweckbestimmung 

Begründung 




Bundesminister der Finanzen 


1 

08 02 

apl. 96 

Allgemeine Bewilligungen 

Einnahmen aus der Abwicklung der maschinellen 
Versuche bei der Steuerveranlagung und -erhebung 

Das Prüfungsverfahren ist 
noch nicht abgeschlossen 

2 


305 

Sächliche Kosten für maschinelle Versuche bei der 
Steuerveranlagung und -erhebung 





Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 


3 

11 10 

300 

Kriegsopferversorgung und gleichartige Leistungen 

Versorgungsbezüge 

Das Prüfungsverfahren ist 
noch nicht abgeschlossen 

4 


301 

Leistungen nach dem Bundesversorgungsgesetz auf 
Grund des Soldatenversorgungsgesetzes in der Fas- 
sung vom 8. August 1964 


5 


305 

Unterhaltsbeihilfe für Angehörige von Kriegsgefan- 
genen 


6 


306 1 

! 

Leistungen nach dem Bundesversorgungsgesetz auf 
Grund des Häftlingshilfegesetzes in der Fassung 
vom 25. Juli 1960 





Bundesminister der Verteidigung 


7 

! 

1 

14 03 1 

j 

301 

Allgemeine Ausgaben 

Betrieb der militärischen Ausbildungseinrichtungen 
im Inland (militärische Schulen, Sonderlehrgänge, 
Truppenlehrgänge und Unterweisungen für Reser- 
visten) 

Das Prüfungsverfahren ist 
noch nicht abgeschlossen 

8 1 

14 10 

303 a 

Verpflegung 

Kosten der Gemeinschaftsverpflegung 

Das Prüfungsverfahren ist 
noch nicht abgeschlossen 
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Lfd. 

Nr. 


Kapitel 


Titel 


Zweckbestimmung 


Begründung 


9 


25 02 


620 


Bundesminister für Wohnungswesen, Städtebau und 
Raumordnung 

j 

Allgemeine Bewilligungen 

Prämien nach dem Wohnungsbau-Prämiengesetz 


Das Prüfungsverfahren ist 
noch nicht abgeschlossen 


10 


60 02 


302 


Allgemeine Finanzverwaltung 


Allgemeine Bewilligungen 

Erstattung von Verwaltungsaufwand in Einzelfällen 


Das Prüfungsverfahren ist 
noch nicht abgeschlossen 
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Bericht 

des Bundesrechnungshofes 
über die Prüfung von 

Unternehmen mit eigener Rechtspersönlichkeit 


23 



Drucksache V/2695 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Inhaltsverzeichnis 


Seite Nummer 

1. Vorbemerkungen 25 1 und 2 

II. Gründung einer Gesellschaft ohne Zustimmung des 

Bundesministers der Finanzen 25 3 

III. Sicherung von Prüfungsrechten bei Gewährung zu- 
sätzlicher Mittel 25 4 

IV. Erhebungen bei Einrichtungen der Großforschung . . 26 5 bis 18 

V. Die Betätigung des Bundes in verschiedenen Gesell- 
schaften 

1. Erhebungen bei einem Konzern 28 19 bis 24 

2. Feststellungen bei anderen Gesellschaften 29 25 bis 33 

VI. Die Abwicklung von Altgesellschaften 

1. Ehemaliges reichseigenes Filmvermögen 30 34 

2. Verzögerung der Abwicklung durch langwierige 

Verkaufsverhandlungen 31 35 

3. Sonstige Altgesellschaften 31 36 

VII. Beschränkung der haushaltsrechtlichen Prüfung bei 
Beteiligungsgesellschaften von Unternehmen des 
Bundes in der Form von juristischen Personen des 
öffentlichen Rechts 32 37 bis 40 


24 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/2695 


1. Vorbemerkungen 

1 . Dieser Bericht nach § 107 Abs. 2 RHO schließt 
an den vom 22, Dezember 1965 an. Er enthält haupt- 
sächlich Prüfungsergebnisse aus Geschäftsjahren, 
die in den Rechnungsjahren 1965 und 1966 endeten. 
Im Interesse einer zeitnahen Berichterstattung wer- 
den auch Feststellungen erwähnt, die noch mit den 
zuständigen Bundesministern erörtert werden. 

In dem Bericht sind, wie bisher, die Firmen und, 
soweit zum Schutz der Unternehmen geboten, Zah- 
len und andere Merkmale nicht angegeben. 

2 . Im Anhang zum Finanzbericht 1968 des Bundes- 
ministers der Finanzen werden die Beteiligungen 
des Bundes — im wesentlichen nach dem Stand im 
Rechnungsjahr 1966 — dargestellt. 

Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes sollten 
künftig in der einleitenden Übersicht die Summen 
der veranschlagten und vereinnahmten Dividenden 
für alle in Betracht kommenden Ressorts mit den 
Vergleichszahlen des letzten Jahres zusammenge- 
stellt und wesentliche Abweichungen sowie größere 
Veränderungen erläutert werden. Damit wäre bes- 
ser zu ersehen, in welchem Umfang sich die Divi- 
dendeneinnahmen des Bundes geändert haben und 
worauf dies zurückzuführen ist. Weiter sollte in dem 
Verzeichnis der Gesellschaften mitgeteilt werden, in 
welchen Fällen haushaltsrechtliche Prüfungsrechte 
nicht eingeräumt oder Prüfungsunterlagen im Sinne 
des § 111 Abs. 1 RHO dem Bundesrechnungshof 
nicht zur Verfügung gestellt wurden. Es würde dann 
auch offengelegt, bei welchen großen Beteiligungs- 
unternehmen, deren Aufsichtsräten nach Teilpriva- 
tisierung noch Bundesbeamte und andere Vertreter 
des Bundes angehören, die erwähnten Prüfungs- 
unterlagen dem Bundesrechnungshof nicht zur Ver- 
fügung gestellt wurden, obwohl dies in § 112 in 
Verbindung mit § 111 Abs. 1 RHO vorgeschrieben 
ist. 

Wenn die Prüfungsunterlagen ausbleiben, kann der 
Bundesrechnungshof die Betätigung des Bundes als 
Aktionär oder Gesellschafter nicht prüfen und inso- 
weit die gesetzgebenden Körperschaften vor ihrer 
jährlichen Beschlußfassung über die Entlastung der 
Bundesregierung nicht unterrichten. 

* 

11. Gründung einer Gesellschaft 
ohne Zustimmung des 
Bundesministers der Finanzen 

3 . Der Bund hat vor einiger Zeit vor Erteilung 
der Zustimmung durch den Bundesminister der 
Finanzen mit einem Land eine Gesellschaft mit be- 
schränkter Haftung für nicht erwerbswirtschaftliche 
Aufgaben gegründet, an der sie je zur Hälfte be- 
teiligt sind. Vor der Gründung hat der Bundesrech- 
nungshof den zuständigen Bundesminister gebeten, 


in dem Entwurf des Gesellschaftsvertrages verschie- 
dene Änderungen vorzunehmen, damit die Organi- 
sation der Gesellschaft den unter Zustimmung des 
Deutschen Bundestages ergangenen Hinweisen des 
Bundesministers der Finanzen für die Verwaltung 
von Bundesbeteiligungen vom 5. Juli 1963 (Bundes- 
tagsdrucksache IV/1450) angepaßt wird. Der Bun- 
desminister der Finanzen hat die Anregungen des 
Bundesrechnungshofes unterstützt. Auch der Haus- 
haltsausschuß des Deutschen Bundestages hat zur 
Organisation der Gesellschaft Wünsche geäußert, 
die den Anregungen des Bundesrechnungshofes ent- 
sprechen. 

Ein Teil der Anregungen ist berücksichtigt worden. 
Der zuständige Bundesminister hat aber bis jetzt 
noch keine Regelungen veranlaßt, die verhindern, 
daß einer der beiden Gesellschafter im Uber- 
wachungsorgan überstimmt wird und daß Vertreter 
für die Mitglieder des Uberwachungsorgans bestellt 
werden. Der Bundesminister der Finanzen und der 
Bundesrechnungshof haben den zuständigen Bundes- 
minister erneut gebeten, diese Vorschläge bei 
nächster Gelegenheit zu berücksichtigen. 

* 

III. Sicherung von Prüfungsrechten 
bei Gewährung zusätzlicher Mittel 

4 . Der Bund ist zusammen mit einem Land Gesell- 
schafter eines Unternehmens, das die haushalts- 
rechtlichen Prüfungsrechte nach den §§ 48 und 
113 RHO für sich und seine Beteiligungsgesell- 
schaften seinerzeit nach längeren Erörterungen ein- 
geräumt hat. Das Unternehmen hat von den Gesell- 
schaftern beträchtliche Zuwendungen als Finanz- 
hilfen — zum Teil für besonders festgelegte Ge- 
schäftszwecke - — erhalten. Der Bundesrechnungshof 
hat darauf hingewiesen, daß bei der Gewährung 
weiterer Mittel an das Unternehmen oder seine 
Beteiligungsgesellschaften Prüfungsrechte nach den 
Bundesrichtlinien 1953 zu § 64 a RHO zu verein- 
baren sind. 

Der Bundesminister der Finanzen hat nach Abstim- 
mung mit dem zuständigen Bundesminister die An- 
sicht vertreten, daß es sich bei den dem Unterneh- 
men gewährten Mitteln im Ergebnis um Gesell- 
schaftereinlagen handele. Die Prüfungsrechte nach 
den §§ 48 und 113 RHO reichten aus. Meinungs- 
unterschiede hierüber bestünden mit den Unter- 
nehmen nicht. Der Vereinbarung von Prüfungs- 
rechten nach den Bundesrichtlinien 1953 zu § 64 a 
RHO bedürfe es daher nicht. 

Der Bundesrechnungshof kann sich dieser Ansicht 
schon deshalb nicht anschließen, weil die erwähnten 
Finanzhilfen als Darlehen gewährt wurden und eine 
Erhöhung des Gesellschafteranteils — jedenfalls 
zunächst — • nicht vorgesehen war. Nach den Bun- 
desrichtlinien 1953 zu § 64 a RHO haben die Bundes- 
minister bei der Hingabe von Mitteln, die Zuwen- 
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düngen im Sinne des § 64 a RHO sind, dafür zu 
sorgen, daß die vorgeschriebenen Prüfungsrechte 
festgelegt werden. Das gleiche gilt bei der Über- 
nahme von Bürgschaften und Gewährleistungen im 
Sinne des § 45 c RHO. 

Die Festlegungen dieser Prüfungsrechte ist auch 
deshalb geboten, weil sie die Prüfung der Verwen- 
dung der Mittel oder der Wirtschaftsführung der 
Unternehmen vorsehen, während sich die Prüfungs- 
rechte nach den §§48 und 113 RHO auf die Prüfung 
der Betätigung des Bundes als Gesellschafter be- 
schränken. 

IV. Erhebungen bei Einrichtungen der 
Großforschung 

5. Der Bundesrechnungshof hat die Betätigung 
eines Bundesministers und die Verwendung von 
Bundes- und Landesmitteln (Zuwendungen im Sinne 
des § 64 a RHO) bei mehreren großen Forschungs- 
einrichtungen geprüft. An einigen Erhebungen 
haben Landesrechnungshöfe teilgenommen. Der Bun- 
desrechnungshof hat es dabei als seine Aufgabe an- 
gesehen, durch Übermittlung von Erfahrungen aus 
anderen Erhebungen sowie durch Beratung und An- 
regungen bei der Überwindung von Anlaufschwie- 
rigkeiten organisatorischer und sonstiger verwal- 
tungsmäßiger Art zu helfen. 

6 . Bei der Prüfung einer Forschungseinrichtung 
hat der Bundesrechnungshof den zuständigen Bun- 
desminister gebeten, zur Vermeidung von Interes- 
senkollisionen darauf zu achten, daß in der Gesell- 
schafterversammlung wichtige Erklärungen für den 
Bund als Gesellschafter grundsätzlich nicht von 
Vertretern des Bundes in den übrigen Gesellschafts- 
organen, insbesondere von seinen Aufsichtsratsmit- 
gliedern, abgegeben werden. Er hat beanstandet, daß 
an den bisherigen Gesellschafterversammlungen und 
Sitzungen des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse 
jeweils eine nicht unbeträchtliche Anzahl von 
Gästen teilgenommen hat. 

7. Eine Einrichtung ist vor mehreren Jahren auf 
Grund von Prüfungsfeststellungen durch Verschmel- 
zung zweier Gesellschaften umgebildet worden. 
Nach der Verschmelzung wurde die Zuständigkeit 
innerhalb der Geschäftsleitung teils nach Sachgebie- 
ten und teils unter gegenständlicher Beschränkung 
auf einige neu zu errichtende Anlagen aufgeteilt. In 
der Folgezeit sind dadurch zwei Teilgeschäftsfüh- 
rungen entstanden. Die später entstandene Teilge- 
schäftsführung war bestrebt, einen eigenen Verwal- 
tungsunterbau neben den bereits vorhandenen Ver- 
waltungsdiensten einzurichten. Hierdurch ergaben 
sich Unziiträglichkeiten und Mehrausgaben. 

Der Bundesrechnungshof hat dies beanstandet. Die 
Stellungnahme des Bundesministers steht noch aus. 

8 . Der wissenschaftliche Bereich und die übrigen 
Aufgabengebiete (Technik, Verwaltung) waren in- 
nerhalb der Einrichtungen im allgemeinen nicht klar 


gegeneinander abgegrenzt. Bei der Festlegung der 
Zuständigkeiten zeigte sich, daß Institutsleiter nicht 
immer bereit sind, zu ihrer eigenen Entlastung Ver- 
waltungsaufgaben einer zentralen Geschäftsleitung 
zu überlassen. 

Der Bundesrechnungshof hat darauf hingewirkt, daß 
die Wissenschaftler in den einzelnen Einrichtungen 
von Verwaltungsaufgaben entlastet und die Ver- 
waltungs- sowie Sicherheitsdienste vereinfacht und 
verbessert werden. Der Bundesminister wurde ge- 
beten, bei den Einrichtungen zu überwachen, ob die 
Selbstkontrolle der Forschungsarbeit durch die da- 
für vorgesehenen gesellschaftsinternen und exter- 
nen Fachgremien, die sich auch auf die Wirtschaft- 
lichkeit und die Auswertungsmöglichkeit der For- 
ischungsergebnisse erstrecken sollte, ausreichend 
und geeignet ist, unwirtschaftliche Überschneidun- 
gen und Fehlentwicklungen zu vermeiden. 

9. Bei zwei Einrichtungen wurde angeregt, die 
Stoffe in Zentrallagern und, soweit notwendig, in 
Sonderdepots und Nebenstellen zusammenzufassen. 
Überflüssige Bestände sollten dadurch vermieden 
und die bisher für die Bevorratung vorgesehenen be- 
trächtlichen Mittel soweit wie möglich für die eigent- 
lichen Forschungsaufgaben freigemacht werden. Die 
Anregungen betrafen u. a. eine Einrichtung mit über 
80 Lagerstellen, von denen einige erst während der 
Erhebungen der Geschäftsleitung bekanntgeworden 
waren. 

10. Zahlreiche wertvolle Geräte, insbesondere sol- 
che der Meßtechnik, sind nicht immer wirtschaftlich 
genutzt worden. Der Bundesrechnungshof hat in 
einigen Fällen die Einrichtung zentraler Geräteparks 
sowie die Abgabe nicht benötigter, noch brauchbarer 
Geräte an Hochschulen vorgeschlagen. Mehrmals 
konnten Einsparungen durch Verminderung der Vor- 
räte auf sogenannte Sicherheitsbestände erzielt wer- 
den, sofern ausreichende Lieferantenlager vorhan- 
den und die termingerechte Anlieferung sicherge- 
stellt waren. 

11. In einigen Fällen, in denen für die Angebots- 
beurteilung besondere technische Kenntnisse not- 
wendig waren, ergab sich, daß die Angebote nur von 
den Bedarfsstellen geprüft und die Aufträge ohne 
Mitwirkung der Einkaufsabteilung erteilt worden 
waren. Es handelte sich um Beschaffungen von gro- 
ßem Wert, mit langer Lieferzeit und nicht ohne wei- 
teres zu übersehender Preisbildung. Einige Male 
waren erhebliche Mehrausgaben dadurch entstan- 
den, daß Aufträge vergeben worden waren, deren 
Notwendigkeit nicht nachgewiesen werden konnte. 
Der Bundesrechnungshof hat bei dieser Einrichtung 
für wichtige Beschaffungen die Bildung einer Ein- 
kaufskommission aus Vertretern der Geschäftslei- 
tung, der Einkaufsabteilung sowie der Bedarfsstel- 
len angeregt. 

In einer Einrichtung bestanden zwei voneinander 
getrennte Einkaufsbereiche. Der Bundesrechnungs- 
hof hat gebeten, diese zusammenzulegen und bei 
künftigen Beschaffungen den Erfordernissen der 
Typisierung stärker Rechnung zu tragen. 
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In einem Fall wurde zwecks klarer Abgrenzung der 
Zuständigkeit und Verantwortung vorgeschlagen, 
die Beschaffungsaufgaben von den Aufgaben der 
Finanzabteilung organisatorisch zu trennen. 

Bei vielen Beschaffungen war die Einholung von 
Vergleichsangeboten unterblieben, obwohl Art und 
Umfang der Aufträge dies erfordert hätten. Mehr- 
mals sind hier Dauergeschäftsbeziehungen mit er- 
heblichen Umsätzen entstanden. Die zur Ausnutzung 
bestehender Wettbewerbsverhältnisse angeregten 
Maßnahmen haben bisweilen zu günstigeren Ein- 
käufen geführt. 

12 . Ein Auftrag von erheblichem Wert ist durch 
eine Forschungseinrichtung an einen Lieferanten 
vergeben worden, der einen Preis mit einer Preis- 
gleitklausel angeboten und für den Fall der Auf- 
tragserteilung eine größere Spende zugesagt hatte. 
Das etwa gleich hohe Angebot eines anderen Unter- 
nehmens kam nicht zum Zuge, obwohl es zu einem 
festen Preis abgegeben war. Der gezahlte Kaufpreis 
überstieg beträchtlich den von dem anderen Unter- 
nehmen angebotenen festen Preis. Der Bundesrech- 
nungshof hat die Vereinbarung des Vorbehaltsprei- 
ses und die Spendenabsprache beanstandet. Er hat 
den Bundesminister außerdem gebeten, Vorsorge 
treffen zu lassen, daß die Vergleichsfähigkeit von 
Angeboten nicht durch Nebenabreden beeinträchtigt 
wird. 

13 . Für verschiedene Aufträge wurden von den 
Einrichtungen bei der Vergabe Rohstoffe, Halbfa- 
brikate, vorgefertigte Einzelstücke und Einbaugrup- 
pen von oft erheblichem Wert beigestellt, ohne daß 
ausreichende Vereinbarungen über das Eigentum 
an den beigestellten Sachen und der neuen einheit- 
lichen Sache sowie über die Stellung von Sicher- 
heiten getroffen wurden. Die beigestellten Sachen 
wurden auch nicht immer ordnungsgemäß abgerech- 
net und der Verbleib von Rest- und Abfallmengen 
nicht nachgewiesen. 

41 . Eine Anzahl von Verträgen enthielt trotz kur- 
zer Lieferfristen Preisgleitklauseln; die zugrunde 
gelegten Preise wiesen in verschiedenen Fällen 
übermäßige Lohnanteile auf. Mehrmals wurden 
Selbstkostenfestpreise ohne Zugrundelegung aufge- 
gliederter Kalkulationen vereinbart. Selbstkosten- 
erstattungspreise wurden ohne Nachweis und Über- 
prüfung der beim Auftragnehmer entstandenen Ko- 
sten gezahlt. Der Bundesrechnungshof hat, soweit 
dies noch möglich erschien, angeregt, über die Ände- 
rung solcher Vereinbarungen zu verhandeln. Grö- 
ßere Beträge sind in einigen Fällen den Einrichtun- 
gen erstattet worden. 

Zur Verringerung des Verwaltungsaufwands wurde 
vorgeschlagen, in geeigneten Fällen den Bedarf 
durch Sammelbestellung zu decken, Verträge über 
einen langfristigen Bedarf mit Abrufberechtigung 
abzuschließen und die Erteilung von Sammelrech- 
nungen zu vereinbaren. Bei mehreren Einrichtungen 
wurde die Abfassung allgemeiner Einkaufsbedin- 
gungen angeregt. Weiter wurde empfohlen, Rech- 


nungen nur von Angestellten prüfen zu lassen, die 
an der Auftragsvergabe nicht beteiligt waren. 

15 . Auf Grund dieser Erhebungen hat der Bundes- 
rechnungshof dem Bundesminister eine Zusammen- 
stellung von Vorschlägen für die Verträge der For- 
schungseinrichtungen übersandt. Er hat angeregt, 
dort, wo die Beteiligung an den Entwicklungskosten 
Dritter vorgesehen ist, die volle oder teilweise Ab- 
geltung dieser Kosten gesondert zu vereinbaren und 
dadurch ihre nochmalige Berechnung bei Nach- und 
Ersatzbestellungen mit größerer Sicherheit auszu- 
schließen. Solche Nachberechnungen waren mehr- 
mals festgestellt worden. 

Der Bundesminister hat hierzu noch nicht Stellung 
genommen. 

16 . Bei den Erhebungen wurde festgestellt, daß 
die Kapazität der bei den Einrichtungen vorhande- 
nen Werkstätten oft unzureichend ausgenutzt war. 
Der Bundesrechnungshof hat Anregungen für eine 
auf die besonderen Belange der einzelnen Einrich- 
tungen zugeschnittene, zentrale Gliederung des 
Werkstättenbereichs gegeben und Vorschläge ge- 
macht, wie in großen Werkstätten durch zentrale 
Auftragssteuerung und Arbeitsvorbereitung sowie 
durch innerbetriebliche Leistungskontrolle und Lei- 
stungsabrechnung wirtschaftlicher verfahren werden 
kann. Für Aufträge wurde die Abrechnung unter 
Ausweis des Stunden- und Materialverbrauchs an- 
geregt. Wegen des fehlenden Wettbewerbs sind 
Warte- und Stillstandszeiten nachzuweisen. Für klei- 
nere, überwiegend nach mündlichen Angaben der 
Wissenschaftler arbeitende Werkstätten, die sich bei 
einzelnen Instituten befinden, wurden einfachere 
Nachweisungen vorgeschlagen. 

Eine abschließende Stellungnahme des Bundesmi- 
nisters steht noch aus. 

17 . In zwei Fällen hat der Bundesrechnungshof 
darauf hingewiesen, daß Serien und Baureihen oft 
wirtschaftlicher von Unternehmen der privaten Wirt- 
schaft, z. B. durch Vertragswerkstätten, gefertigt 
werden können. Außerdem hat er beanstandet, daß 
die weitgehende Nichtbeachtung der DIN-Vorschrif- 
ten zur Anfertigung und Beschaffung vieler nicht 
marktgängiger Werkzeugtypen geführt hatte. Bei 
einer Einrichtung befanden sich ruhende oder nur 
wenig bewegte Werkzeugbestände im Wert von rd. 
500 000 DM. 

18 . Zur Verbesserung der innerbetrieblichen Kon- 
trolle hat der Bundesrechnungshof in geeigneten 
Fällen vorgeschlagen, eine Selbstkostenrechnung — 
auch als Grundlage für die Dritten zu berechnenden 
Leistungen und für die Abrechnung von Werkstatt- 
aufträgen — einzuführen und die Leiter der Insti- 
tute sowie der Betriebs- und Verwaltungsabteilun- 
gen über den Kostenanfall in ihren Bereichen lau- 
fend zu unterrichten. Weitere Anregungen betrafen 
den Ausbau der internen Revisionsdienste und die 
Ergänzung der Richtlinien für die jährliche Prüfung 
der Forschungseinrichtungen durch Wirtschaftsprü- 
fer. 

* 
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V. Die Betätigung des Bundes 
in verschiedenen Gesellschaften 

1. Erhebungen bei einem Konzern 

19. Der Bundesredinungshof hat die Betätigung 
des Bundes in einem kleineren Konzern geprüft 
Sämtliche Anteile an der Dachgesellschaft des Kon- 
zerns gehören dem Bund. Der zuständige Bundes- 
minister hatte auf Grund einer früheren Prüfung des 
Bundesrechnungshofes in Aussicht gestellt, die 
Dachgesellschaft in naher Zukunft aufzulösen, weil 
die Gesellschaft nur noch wenige mittelbare Beteili- 
gungen des Bundes verwaltete und ihre sonstigen 
Aufgaben fortgefallen waren. Die Dachgesellschaft 
wird nunmehr abgewickelt. 

20. Die Dachgesellschaft ist mit Mehrheit an einem 
Unternehmen beteiligt. Der zuständige Bundesmi- 
nister bemüht sich, die Beteiligung an diesem Unter- 
nehmen veräußern zu lassen. Falls die Beteiligung 
an diesem Unternehmen nicht veräußert werden 
kann, wird — nach Abwicklung der Dachgesell- 
schaft — die Übernahme der Beteiligung unmittel- 
bar durch den Bund erwogen. Für diesen Fall hat 
der Bundesrechnungshof die Verkleinerung des Auf- 
sichtsrates angeregt. Er hat gebeten zu prüfen, ob 
es zweckmäßig ist, den Aufsichtsrat nach den wirt- 
schaftlichen Aufgaben des Unternehmens anders zu 
besetzen. Außerdem hat er zur Verbesserung der 
Kapitalstruktur des Unternehmens vorgeschlagen, 
das Eigenkapital durch Umwandlung von Gesell- 
schafterdarlehen zu erhöhen und den Verlust abzu- 
decken. 

21. Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß 
das Unternehmen Anlagen, die vor wenigen Jahren 
errichtet worden waren, nach kurzer Zeit mit be- 
trächtlichen Kosten umbauen ließ. Dies deutet auf 
unzureichende Planung hin. Weitere Anlagen wur- 
den erworben und veräußert, ohne daß in Fällen 
von Bedeutung Wertgutachten Vorlagen. 

Bei den Erhebungen wurden mehrere Aufwands- 
posten beanstandet, insbesondere solche für Reisen, 
Bewirtung, Repräsentation und Werbung. Außerdem 
hat der Bundesrechnungshof empfohlen, bei der Be- 
messung der Bezüge der Mitglieder der Geschäfts- 
leitung künftig Zurückhaltung zu üben. 

Da noch keine ausreichende interne Revision aufge- 
baut werden konnte, hat der Bundesrechnungshof 
vorerst die Vornahme von Revisionen durch geeig- 
nete leitende Angestellte des Unternehmens und 
eine Erweiterung der Berichterstattung des sachver- 
ständigen Prüfers hierzu angeregt. Er hat auch ge- 
beten, daß der sachverständige Prüfer künftig ein- 
gehender über stille Reserven und den Versiche- 
rungsschutz berichten möge. 

22. Zur Verbesserung der eigenen Ertragslage hat 
das Unternehmen die Anteile an einer kleineren Ge- 
sellschaft eines anderen Geschäftszweiges erworben. 
Diese Gesellschaft hat sich als ertragskräftig erwie- 
sen. Bei ihr wurde insbesondere eine Ergänzung 


des innerbetrieblichen Berichtswesens vorgeschla- 
gen. Da diese Gesellschaft Organgesellschaft des Un- 
ternehmens ist, hat der Bundesrechnungshof ange- 
regt, aus Ersparnisgründen auf die Bildung eines 
Aufsichtsrats zu verzichten und die Zuständigkeit 
des Aufsichtsrats des Unternehmens auf die Über- 
wachung der Organgesellschaft durch vertragliche 
Regelung auszudehnen. Außerdem ist vorgeschla- 
gen worden, die Geschäftsleitung durch ein zweites 
Mitglied zu erweitern und die jetzt zulässige Ein- 
zelvertretungsbefugnis auszuschließen. Die Erörte- 
rung mit dem Bundesminister ist noch nicht abge- 
schlossen. 

Der Versuch des Unternehmens, den Erwerb einer 
weiteren Beteiligung durch Gewährung eines später 
mit dem Kaufpreis zu verrechnenden Darlehens an- 
zubahnen, hatte keinen Erfolg. Ein großer Teil des 
nicht ausreichend gesicherten Darlehens ist ver- 
lorengegangen. Der Bundesrechnungshof hat zu die- 
sem Sachverhalt und zur Prüfung der Haftung an 
den zuständigen Bundesminister verschiedene Fra- 
gen gerichtet, die noch nicht beantwortet sind. 

23. Das Unternehmen führt den Betrieb einer Ge- 
sellschaft, deren Anlagen es gepachtet hat und an 
der die Dachgesellschaft des Konzerns ebenfalls mit 
Mehrheit beteiligt ist. Das Unternehmen (Betriebs- 
führerin) und die Gesellschaft (Verpächterin) sind 
durch Personalunionen in den beiden Aufsichtsräten 
und Geschäftsleitungen miteinander verbunden. 

Die aus der Zusammenarbeit beider Gesellschaften 
erwarteten Vorteile sind nicht eingetreten. Die Ver- 
pächterin hat in den letzten Jahren einen großen 
Teil des Eigenkapitals verloren. Die Abrechnung 
zwischen den beiden Gesellschaften, über die der 
Bundesrechnungshof die gesetzgebenden Körper- 
schaften bereits früher unterrichtet hat (Bericht des 
Bundesrechnungshofes nach § 107 Abs. 2 RHO vom 
22. Oktober 1963 unter Nr. 6), ist inzwischen ver- 
bessert worden. Wegen der Entwicklung der wirt- 
schaftlichen Lage der Verpächterin hat der Bundes- 
rechnungshof eine baldige Neuordnung der Anteils- 
verhältnisse unter Berücksichtigung der Interessen 
der Minderheitsgesellschafter angeregt. Die Erörte- 
rungen sind noch im Gange. 

24. Ein weiteres Unternehmen, an dem der Bund 
über die Dachgesellschaft mit Mehrheit sowie ein 
Land beteiligt sind, befindet sich ebenfalls in nicht 
günstigen wirtschaftlichen Verhältnissen. Der Bund 
muß diese mittelbare Beteiligung aus gesamtwirt- 
schaftlichen Gründen aufrechterhalten. Bund und 
Land haben bereits mehrmals Haushaltsmittel zur 
Verfügung gestellt. 

Der Bundesrechnungshof und der Landesrechnungs- 
hof haben angeregt, den Aufsichtsrat künftig im In- 
teresse der Aufgaben des Unternehmens anders zu 
besetzen. Sie haben gebeten zu prüfen, wie die pri- 
vaten Minderheitsgesellschafter, die bisher durch 
die finanziellen Hilfen des Bundes und des Landes 
begünstigt worden sind, künftig an diesen Lasten 
beteiligt werden können. 

Wegen der ungünstigen wirtschaftlichen Lage des 
Unternehmens, die voraussichtlich weitere Hilfen 
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der öffentlichen Hand erfordern wird, haben die 
Rechnungshöfe Sanierungsmaßnahmen angeregt und 
Vorschläge zur Erhöhung der Umsätze und zur Vor- 
nahme weiterer Einsparungen gemacht. Sie haben 
beanstandet, daß Anlagen, die als nicht mehr be- 
triebsnotwendig veräußert wurden, erst vor weni- 
gen Jahren mit Bundes- und Landesmitteln erneuert 
worden sind. Dies läßt auf fehlerhafte Planung 
schließen. Auch die Wirtschaftlichkeit von Investi- 
tionen war nicht sorgfältig genug untersucht worden. 
Wertgutachten lagen nicht in allen Fällen von Be- 
deutung vor. Mittel der öffentlichen Hand waren 
vorzeitig abgerufen worden. 

Die Rechnungshöfe haben eine Verbesserung der 
internen Revision und eine Erweiterung des Prü- 
fungsprogrammes angeregt. Insbesondere sollte der 
Personalbestand der Hauptverwaltung und einiger 
Außenstellen des Unternehmens nach den Einzel- 
vorschlägen des sachverständigen Prüfers auf die 
Möglichkeit weiterer Einsparungen hin überprüft 
werden. 

Die Erörterungen mit dem Bundesminister sind noch 
nicht abgeschlossen. 

2. Feststellungen bei anderen Gesellschaften 

25. Der Bundesrechnungshof und ein Landesrech- 
nungshof haben gemeinsam Erhebungen bei einem 
Unternehmen vorgenommen, an dem der Bund, ein 
Land und eine weitere Gebietskörperschaft beteiligt 
sind. Das Unternehmen nimmt Aufgaben von öffent- 
lichem Interesse wahr und hat hierfür Haushalts- 
mittel erhalten. 

Die Rechnungshöfe haben angeregt, einen turnus- 
mäßigen Wechesl im Aufsichtsratsvorsitz vorzu- 
sehen. Sie haben beanstandet, daß die Mitglieder 
der Geschäftsleitung in wichtigen Angelegenheiten 
nicht nach der für sie geltenden Geschäftsordnung 
gemeinsam entschieden haben. 

Die Mitglieder der Geschäftsleitung haben durch 
großzügig bemessene pauschale Abgeltungen von 
Kraftfahrzeugkosten für dienstlich mitverwendete 
eigene Kraftfahrzeuge und durch zu geringe eigene 
Kostenanteile für privat mitgenutzte Dienstwagen 
besondere Vergünstigungen erhalten. Ein Mitglied 
der Geschäftsleitung hatte sich für die Errichtung 
eines Mietwohnhauses von Kunden des Unterneh- 
mens Darlehen gewähren lassen. 

Die Rechnungshöfe haben dies beanstandet. Nach 
ihrer Auffassung ist es mit den Grundsätzen einer 
ordnungsmäßigen und gewissenhaften Geschäfts- 
führung nicht zu vereinbaren, wenn ein Mitglied 
der Geschäftsleitung eines Unternehmens der öffent- 
lichen Hand mit Geschäftspartnern dieses Unterneh- 
mens auch in private Geschäftsbeziehungen tritt, da 
solche Verbindungen erfahrungsgemäß zu Interessen- 
kollissionen führen können. Bei den Geschäftspart- 
nern handelt es sich nicht um Kreditinstitute. 

Dasselbe Mitglied der Geschäftsleitung hat seinen 
Dienst mehrmals längere Zeit nicht versehen. In den 
Urlaubsaufzeichnungen des Unternehmens fehlten 
hierzu teils die Eintragungen, teils waren sie geän- 


dert oder unleserlich gemacht worden. Die Angele- 
genheit ließ sich während der Erhebungen nicht ab- 
schließend klären. 

Der Bundesminister hat mitgeteilt, das erwähnte 
Mitglied der Geschäftsleitung sei inzwischen wegen 
Dienstunfähigkeit in den Ruhestand getreten. Die 
Geschäftsleitung sei verkleinert worden. Der Auf- 
sichtsrat des Unternehmens hat nach den Sitzungs- 
niederschriften die Ansicht vertreten, ein Anlaß zu 
Maßnahmen gegen das Mitglied der Geschäfts- 
leitung sei nicht gegeben. 

Der Bundesrechnungshof kann sich dieser Auffas- 
sung nicht anschließen. 

26. Bei dem Unternehmen, das in den letzten Jah- 
ren überwiegend Verluste ausgewiesen hat, waren 
die Ertragsverhältnisse durch die Verwendung von 
Festwerten und die Bildung nicht unerheblicher stil- 
ler Reserven in der Bilanz sowie durch das Fehlen 
einer ausreichenden Betriebsabrechnung nicht mit 
Sicherheit zu übersehen. Zur Abstellung dieser Män- 
gel sind die notwendigen Maßnahmen angeregt 
worden. 

Das Unternehmen verfügt nur über geringes Eigen- 
kapital. Die notwendigen Investitionen sind bisher 
im wesentlichen durch unverzinsliche Darlehen der 
Gesellschafter finanziert worden. Die Rechnungs- 
höfe haben angeregt zu prüfen, ob ein Teil der von 
den Gesellschaftern gewährten Darlehen in Eigen- 
kapital umgewandelt werden kann. 

27. Die für Investitionen vorgesehenen Mittel wa- 
ren meist so großzügig bemessen, daß die für große 
Vorhaben veranschlagten Beträge fast durchweg er- 
heblich unterschritten wurden. Einzelansätze der 
Kostenvoranschläge wurden dagegen überschritten. 
Die Kostenvoranschläge waren auch sonst nicht 
sorgfältig genug aufgestellt worden. Die Wirtschaft- 
lichkeitsberechnungen reichten nicht immer aus. Die 
Rechnungshöfe haben u. a. verlangt, künftig sorg- 
fältiger zu planen und die Ansätze nach den letzten 
Erfahrungswerten zu bemessen. 

28. Bei der Überprüfung der Lagerwirtschaft sind 
zu hohe und überalterte Bestände, unzweckmäßige 
Lagerung, nicht ausreichende Überwachung der Vor- 
räte und des Ergänzungsbedarfs sowie zu umfang- 
reiche Hilfsbetriebe festgestellt worden. Ein nicht 
betriebsnotwendiges Gebäude konnte nicht ausrei- 
chend genutzt werden und hat laufend Verluste er- 
bracht. Bei den Bezügen der Arbeitnehmer waren 
fehlerhafte Einstufungen und die Zahlung übertarif- 
licher Zulagen zu beanstanden. Pauschalvergütungen 
an leitende Angestellte für die dienstliche Benut- 
zung privater Kraftfahrzeuge überstiegen die vom 
Aufsichtsrat bewilligten Sätze. 

Die Rechnungshöfe haben die erforderlichen Maß- 
nahmen angeregt. 

Für Reisen, Repräsentation, Geschenke und Bewir- 
tung wurden nicht unbeträchtliche Beträge aufge- 
wendet, die nicht immer ausreichend belegt waren. 
Dies war bereits bei einer früheren Prüfung durch 
den Landesrechnungshof beanstandet worden. 
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29. Die interne Revision des Unternehmens war 
auch für Organisationsaufgaben zuständig, so daß 
sie nicht ausreichend prüfen konnte. Die Rech- 
nungshöfe haben eine verstärkte Revisionstätigkeit, 
insbesondere im Bereich der Lagerwirtschaft, ange- 
regt und gebeten, daß der sachverständige Prüfer 
künftig nach den Prüfungsrichtlinien in einem ge- 
sonderten Bericht über die Bezüge des Vorstandes 
und der leitenden Angestellten sowie über die Ne- 
benaufwendungen, Versorgungsleistungen und über 
die Aufwendungen für den Aufsichtsrat berichtet. 
Die Berichterstattung soll insbesondere der Fest- 
stellung dienen, ob diese Aufwendungen im Ein- 
klang mit den Anstellungsverträgen und den Be- 
schlüssen der zuständigen Organe stehen. 

Der Bundesminister hat zu den Prüfungsmitteilungen 
noch nicht abschließend Stellung genommen. 

30. Der Bund und ein Land sind an einer Gesell- 
schaft mit beschränkter Haftung beteiligt, die Zu- 
wendungen aus Haushaltsmitteln erhält. Die Be- 
teiligung des Bundes beträgt etwas mehr als ein 
Viertel des Nennkapitals. Der Bundesrechnungshof 
und der Landesrechnungshof haben die Betätigung 
der beiden zuständigen Minister durch Einsicht in 
den Betrieb und in die Bücher und Schriften der 
Gesellschaft geprüft. 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß der 
Bund nur einen von insgesamt 12 Aufsichtsratssitzen 
innehat und daß er im Arbeits- und Prüfungsaus- 
schuß des Aufsichtsrates nicht vertreten ist. 

Nach Ansicht des zuständigen Bundesministers ist 
die jetzige Besetzung des Aufsichtsrates wegen der 
Zahl der übrigen Gesellschafter zweckmäßig und 
eine Änderung des gegenwärtigen Zustandes nicht 
durchzusetzen. Eine Vertretung im Arbeits- und Prü- 
fungsausschuß des Aufsichtsrates hält der Bundes- 
minister wegen der derzeitigen Personallage im Mi- 
nisterium nicht für möglich. 

Der Bundesrechnungshof hat diese Begründung nicht 
anerkennen können. 

31. Die Geschäftsleitung der Gesellschaft bestand 
im Zeitpunkt der Erhebungen aus einem ordent- 
lichen Mitglied und seinem Stellvertreter. Der or- 
dentliche Geschäftsführer war trotz einer früheren 
Prüfungsmitteilung des Landesrechnungshofes auch 
weiterhin durch den Aufsichtsrat auf Grund der 
Satzung zur alleinigen Vertretung der Gesellschaft 
ermächtigt worden. Dieser Geschäftsführer war 
außerdem für die Regelung der Geschäftsverteilung 
innerhalb der Geschäftsführung zuständig. 

Die Rechnungshöfe haben dies beanstandet und ge- 
beten, die gemeinsame Geschäftsführung durch zwei 
gleichberechtigte Geschäftsführer vorzusehen und 
die Satzung entsprechend zu ändern. 

Die Satzung wurde nicht geändert. Der zuständige 
Bundesminister ist der Ansicht, der Einsetzung 
gleichberechtigter Geschäftsführer stehe entgegen, 
daß die Geschäftsführer von verschiedenen Dienst- 
sitzen aus tätig werden. 

Der Bundesrechnungshof hält es wegen der Größe 
imd der Bedeutung der Gesellschaft nach wie vor 


für geboten, daß der Bundesminister auf die Ein- 
setzung von mindestens zwei gleichberechtigten Ge- 
schäftsführern und ihre gemeinsame Beschlußfas- 
sung in wichtigen Angelegenheiten hinwirkt. 

32. Dem während der Erhebungen noch amtieren- 
den Geschäftsführer war anläßlich der Verlängerung 
seiner Dienstzeit um drei Jahre eine beträchtliche 
Erhöhung der ruhegehaltfähigen Bezüge zugesagt 
und der Ruhegehaltsanspruch auf dem Geschäfts- 
grundstück der Gesellschaft dinglich .gesichert wor- 
den. Der zuständige Bundesminister will nunmehr 
seinen Einfluß dahin geltend machen, daß künftig 
die Geschäftsführergehälter in angemessenen Gren- 
zen gehalten und Versorgungsansprüche nicht mehr 
dinglich gesichert werden. 

Die Rechnungshöfe haben angeregt, in die Anstel- 
lungsverträge der Geschäftsführer Regelungen im 
Sinne des § 88 AktG (Wettbewerbsverbot), für die 
Übernahme von Nebentätigkeiten sowie für die Ab- 
führung von Vergütungen hieraus aufzunehmen. 
Der Bundesminister hat noch nicht mitgeteilt, ob 
diese Regelungen in den inzwischen neu abgeschlos- 
senen Verträgen enthalten sind. 

33. In wirtschaftlicher Hinsicht haben die Rech- 
nungshöfe insbesondere beanstandet, daß die Ge- 
sellschaft erhebliche stille Reserven gebildet und 
Erträge durch verspätete Abrechnung nur insoweit 
ausgewiesen hatte, als sie zur Deckung der ange- 
fallenen Aufwendungen und zum Ausweis eines 
Gewinns in dem nach der Satzung vorgesehenen 
Ausmaß erforderlich waren. Die Rechnungshöfe 
haben vorgeschlagen, Reserven künftig aus Gründen 
der Bilanzwahrheit und -klarheit offen auszuweisen 
und Erträge zeitgerecht abzugrenzen. Nach neueren 
Unterlagen wird nunmehr so verfahren. 

* 


VI. Die Abwicklung von Altgesellschaften 

1. Ehemaliges reichseigenes Filmvermögen 

34. Das ehemalige reichseigene Filmvermögen war 
in der Cautio Treuhandgesellschaft mbH als Hol- 
dinggesellschaft und der Ufa Filmgesellschaft mbH 
(Ufi) als Verwaltungsspitze der damaligen Film- 
wirtschaft zusammengefaßt. Diese Gesellschaften 
waren an etwa 75 inländischen Unternehmen un- 
mittelbar oder mittelbar beteiligt. 

Gemäß den §§ 1 und 3 des Gesetzes zur Abwicklung 
und Entflechtung des ehemaligen reichseigenen 
Filmvermögens vom 5. Juni 1953 sind die beiden 
Dachgesellschaften aufgelöst worden. Die einzelnen 
Gesellschaften der Filmwirtschaft, an denen das 
Reich unmittelbar oder mittelbar beteiligt war, wa- 
ren nach ihrer Entflechtung ebenfalls aufzulösen. 
Vermögenswerte deutscher Gesellschaften und Ver- 
mögenswerte der Filmwirtschaft, die im Eigentum 
des Reiches gestanden hatten, waren innerhalb von 
2 Jahren in private Hand zu überführen. 
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Nach dem Inkrafttreten des Gesetzes sind die in Be- 
tracht kommenden Gesellschaften aufgelöst worden. 
Die Filmanlagen, technischen Betriebe und Film- 
theater wurden veräußert. Die Erlöse sind nach § 15 
des erwähnten Gesetzes zur Förderung der Film- 
wirtschaft verwendet worden. Die Abwicklung eini- 
ger Gesellschaften ist noch nicht beendet. Die Unter- 
stützungskasse des ehemaligen reichseigenen Film- 
vermögens GmbH (Ufa-Unterstützungskasse) ist bis 
jetzt nicht aufgelöst worden, da ihre Versorgungs- 
aufgaben noch fortbestehen. 

Von den noch nicht gelöschten Gesellschaften wer- 
den einige als frühere Organgesellschaften bei der 
Liquidation ihrer Muttergesellschaft, der Ufa-Film- 
gesellschaft mbH (Ufi) und deren früherer Organ- 
gesellschaft, der AG für Filmverwaltung (Ufa), mit 
abgewickelt. Das Restvermögen einer weiteren Ge- 
sellschaft soll noch auf eine dieser Gesellschaften 
übertragen werden. 

Der Bundesrechnungshof hat bei der Prüfung auf 
die Vereinfachung und Beschleunigung der Abwick- 
lung hingewirkt. Er hat angeregt, das restliche Ab- 
wicklungsvermögen stufenweise zusammenzulegen 
und nur noch eine einzige jährliche Prüfung des 
Restvermögens durch sachverständige Prüfer vorzu- 
sehen. Der zuständige Bundesminister hat auf An- 
frage mitgeteilt, daß die Abwicklung durch mehrere 
Prozesse und noch zu klärende steuerliche Fragen 
verzögert werde. Nach Durchführung der vorgese- 
henen weiteren Maßnahmen zur Zusammenfassung 
der Abwicklung würden insgesamt noch 5 Abwick- 
lungsgesellschaften sowie die Unterstützungskasse 
des ehemaligen reichseigenen Filmvermögens GmbH 
bestehenbleiben. Vom Jahresabschluß 1964 an 
werde es voraussichtlich möglich sein, die Prüfung 
und Berichterstattung über das Filmvermögen zu- 
sammenzufassen, Dies ist bis jetzt noch nicht ge- 
schehen. 

2. Verzögerung der Abwicklung durch langwierige 
Verkaufsverhandlungen 

35. Der Bund besitzt die Hälfte der Anteile an 
einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung, die nur 
noch ihr Vermögen verwaltet. Die privaten Mitge- 
sellschafter haben vor längerer Zeit einzelne Ver- 
mögenswerte der Gesellschaft zu günstigen Bedin- 
gungen erworben. 

Der Bundesminister der Finanzen setzt sich für die 
baldige Abwicklung der Gesellschaft ein. Der zu- 
ständige Bundesminister hatte ursprünglich die Ab- 
sicht, der Gesellschaft neue Aufgaben zu übertragen; 
seit längerer Zeit verhandelt er mit den privaten 
Gesellschaftern über eine Veräußerung der Bundes- 
beteiligung an diese. 

Der Bundesrechnungshof hat trotz wiederholter Mah- 
nungen in den letzten Jahren vollständige Prü- 
fungsunterlagen nicht immer erhalten. Er hat emp- 
fohlen, für den Fall der Veräußerung das Gutachten 
eines unabhängigen Sachverständigen über den 
Wert der Beteiligung einzuholen. Im übrigen ist er 
für die Beschleunigung der Veräußerungsverhand- 
lungen und, falls diese in einem vertretbaren Zeit- 


raum nicht zu einem Ergebnis führen, für die 
schnelle Abwicklung der Gesellschaft eingetreten. 

Die Erörterungen mit dem Bundesminister sind noch 
nicht abgeschlossen. 

3. Sonstige Altgesellschaften 

36. Nach den Unterlagen des Bundesrechnungs- 
hofes bestehen zur Zeit noch mehr als 20 sonstige 
Altgesellschaften, die offen oder still auf Veranlas- 
sung des Bundes abgewickelt werden oder sich nach 
Wegfall ihrer ursprünglichen wirtschaftlichen Ziel- 
setzung nur noch mit der Verwaltung ihres rest- 
lichen Vermögens befassen; in einigen Fällen han- 
delt es sich nur um die Verwaltung von Restver- 
mögen durch einen Treuhänder. Außerdem sind 
einige Anstalten des öffentlichen Rechts (Banken) in 
Abwicklung begriffen. In diesen Zahlen sind das 
ehemalige reichseigene FiimvermÖgen (s. Nr. 34), 
die 1965 reaktivierte Bürgschaftsgesellschaft für 
Filmkredite mbH und die Gesellschaften ohne Ge- 
schäftsbetrieb nicht erfaßt, die in Konzernen abge- 
wickelt werden, an deren Dachgesellschaften der 
Bund beteiligt ist. Für die Abwicklung sind insge- 
samt fünf Bundesminister zuständig. 

Der Bundesrechnungshof hat die Bundesminister ge- 
fragt, welche Maßnahmen in Aussicht genommen 
sind, um die Abwicklung, die jährliche Prüfung der 
Abschlüsse und der Geschäftsführung sowie die Be- 
arbeitung in den Ressorts zu vereinfachen und zu 
beschleunigen. Er hat gebeten festzustellen, ob ein 
Unternehmen, an dem der Bund allein beteiligt ist 
und das bis vor einiger Zeit Abwickler einer Anzahl 
von Altgesellschaften war, oder ein anderes Unter- 
nehmen des Bundes zum Liquidator der noch vor- 
handenen Altgesellschaften bestellt werden kann 
und ob die restlichen Vermögensteile der Altgesell- 
schaften auf die jeweiligen früheren Obergesell- 
schaften und dann auf eine einzige Altgesellschaft 
übertragen werden können. Er hat vorgeschlagen, in 
jedem Fall vorher zu prüfen, ob Abwicklungen, die 
am jetzigen Sitz jeder Gesellschaft stattfinden, von 
aktiven Gesellschaften, deren Sitz sich in der Nähe 
befindet, von Behörden oder durch Außenstellen 
einer Gesellschaft für Abwicklungen vorgenommen 
werden können. Schließlich hat er angeregt, die 
ressortmäßige Bearbeitung im Endstadium der Ab- 
wicklung zu zentralisieren und die jährliche Prüfung 
des Alt-Beteiligungsvermögens zusammenzufassen. 
Der Bundesrechnungshof hat hierbei auf die ähn- 
liche Regelung für die Abwicklung des ehemaligen 
reichseigenen Filmvermögens aufmerksam gemacht. 

Der Bundesminister der Finanzen hat die Anregun- 
gen des Bundesrechnungshofes bei den zuständigen 
Bundesministern unterstützt und auf die in den Ab- 
wicklungsvermögen gebundenen Mittel hingewie- 
sen, die dem Bundeshaushalt bald zugeführt werden 
sollten. 

Bei den Erörterungen haben die fünf Bundesminister 
im wesentlichen übereinstimmend die Auffassung 
vertreten, die Zentralisierung der Verwaltungszu- 
ständigkeiten für die Altgesellschaften bei einem 
Bundesminister sei nicht zweckmäßig. Die Gesell- 
schaft, die bisher als Abwickler für eine Anzahl von 
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Altunternehmen tätig gewesene Gesellschaft sei, 
könne jetzt nicht mit dieser Aufgabe betraut wer- 
den. Auch die Bestellung einer anderen Gesellschaft 
zum zentralen Abwickler sei nicht angebracht. Eine 
Anzahl Gesellschaften erstelle nunmehr die Jahres- 
abschlüsse in Tabellenform. Diese Abschlüsse wür- 
den aus Ersparnisgründen durch Bedienstete von Be- 
hörden geprüft. Damit seien die Möglichkeiten für 
eine Beschleunigung und Rationalisierung erschöpft 
Die einzelnen Abwicklungsverfahren könnten aus 
materiellen Gründen noch nicht beendet werden. 

VII. Beschränkung der haushaltsrechtlichen 

Prüfung bei Beteiligungsgesellschaften von 

Unternehmen des Bundes in der Form von 
juristischen Personen des öffentlichen Rechts 

37 . Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes 
sind auf Gesellschaften des Privatredits, an denen 
Bundesunternehmen des öffentlichen Rechts beteiligt 
sind, die für mittelbare Beteiligungen des Bundes 
geltenden haushaltsrechtlichen Prüfungsvorschriften 
sinngemäß anzuwenden. Da diesen Beteiligungsge- 
sellschaften des Privatrechts oft erhebliche wirt- 
schaftliche Bedeutung zukommt, wäre es sonst nicht 
möglich, die Geschäftsführung und die wirtschaft- 
lichen Verhältnisse der Bundesunternehmen des 
öffentlichen Rechts als Anteilseigner vollständig 
zu beurteilen. Ein haushaltsrechtliches Prüfungs- 
recht bei Beteiligungsgesellschaften der erwähnten 
Art ist dem Bundesrechnungshof jedoch bisher nicht 
eingeräumt worden. Der Bundesrechnungshof hat 
über einige dieser Fälle bereits früher berichtet, zu- 
letzt in dem Bericht über die Prüfung von Unterneh- 
men mit eigener Rechtspersönlichkeit vom 4. Juli 
1957. Für einige dieser Beteiligungsgesellschaften 
werden die Berichte über die handelsrechtliche Prü- 
fung der Jahresabschlüsse von den für die Unter- 
nehmen des öffentlichen Rechts bestellten Bundes- 
kommissaren ausgewertet. Die Bundeskonlmissare 
unterrichten den Bundesrechnungshof über ihre Fest- 
stellungen zu den Jahresabschlüssen und die von 
ihnen getroffenen Maßnahmen. 

38 . In neuerer Zeit sind bei einer Beteiligungs- 
gesellschaft eines Unternehmens des öffentlichen 
Rechts nicht unerhebliche Verluste entstanden. Die 
vom Aufsichtsrat genehmigten Grenzen für Dar- 
lehen an Dritte sind bei dieser Gesellschaft mehr- 
mals beträchtlich überschritten worden. Die wirt- 
schaftlichen Verhältnisse der Darlehensschuldner 
sind nicht ausreichend überwacht worden. Der Auf- 
sichtsrat der Beteiligungsgesellschaft wurde über die 
Verluste verspätet unterrichtet Außerdem Wurden 
größere Darlehen ohne ausreichende Sicherung und 
ohne sorgfältige Auswahl der Schuldner gewährt, 
über das Vermögen eines Schuldners, dem mehr als 


500 000 DM über die ihm zugestandene Darlehens- 
grenze hinaus gewährt worden waren, ist das Kon- 
kursverfahren eröffnet worden. Nach den dem Bun- 
desrechnungshof übersandten Unterlagen steht die 
Höhe des Forderungsausfalles noch nicht fest Die 
Mitglieder der Geschäftsleitung der Beteiligungsge- 
sellschaft sind insbesondere wegen dieses Vor- 
kommnisses ausgeschieden. Die Geschäftsleitung des 
Unternehmens des öffentlichen Rechts hat dem Bun- 
deskommissar mitgeteilt, von der Erhebung einer 
Schadenersatzklage gegen die inzwischen ausge- 
schiedenen Mitglieder der Geschäftsleitung der Be- 
teiligungsgesellschaft sei mit Zustimmung des Auf- 
sichtsorgans des Unternehmens des öffentlichen 
Rechts aus geschäftspolitischen und prozeßökonomi- 
schen Erwägungen abgesehen worden. 

Durch Bevorschussung ungedeckter Schecks eines 
inzwischen fristlos entlassenen leitenden Angestell- 
ten sind weitere beträchtliche Verluste entstanden. 
Die Angelegenheit ist nach einer dem Bundeskom- 
missar erteilten Auskunft durch einen Vergleich mit 
dem Angestellten erledigt worden. Der Sachverhalt 
ist dem Bundesrechnungshof im einzelnen nicht be- 
kanntgegeben worden. 

Der Bundesrechnungshof hat angeregt, die notwen- 
digen organisatorischen Maßnahmen zur Verhinde- 
rung ähnlicher Vorkommnisse zu treffen. Ob die von 
der neuen Geschäftsleitung inzwischen ergriffenen 
Maßnahmen ausreichen, läßt sich nach den bisher 
dem Bundesrechnungshof zugegangenen Unterlagen 
nicht abschließend beurteilen. 

39 . Bei einer anderen Gesellschaft, zu deren Ge- 
sellschaftern ebenfalls ein Unternehmen des Öffent- 
lichen Rechts gehört, sind in zwei Geschäftsjahren 
beträchtliche Verluste entstanden, die vor allem auf 
Mängel bei der Planung und Ausführung der sat- 
zungsmäßigen Aufgaben sowie auf mangelnde Eig- 
nung von Mitarbeitern zurückgeführt werden. In den 
Folgejahren sind Verluste nach den dem Bundes- 
rechnungshof zugegangenen Unterlagen nicht mehr 
eingetreten. Einzelheiten über die von der Ge- 
schäftsleitung der Beteiligungsgesellschaft nach Ein- 
tritt der Verluste getroffenen organisatorischen und 
personellen Maßnahmen können aus den wenigen, 
für die haushaltsrechtliche Prüfung zur Verfügung 
gestellten Unterlagen nicht entnommen werden. 

40 . Diese Vorfälle geben erneut Anlaß, darauf 
hinzuweisen, daß die gesetzgebenden Körperschaf- 
ten des Bundes in dem zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
notwendigen Umfang vom Bundesrechnungshof nicht 
unterrichtet werden können, solange diesem die 
vollständigen Unterlagen für die haushaltsrecht- 
liche Prüfung nicht zur Verfügung stehen und die 
Möglichkeit zu einer zeitnahen Unterrichtung über 
die Betätigung der zuständigen Bundesminister und 
der Unternehmen des Öffentlichen Rechts bei diesen 
Beteiligungsgesellschaften nicht eingeräumt ist. 


Frankfurt am Main, den 20. Dezember 1967 

Bundesrechnungshof 

Hopf 
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Einleitung 


1 . Im Interesse gegenwartsnaher Berichterstattung 
enthält die Denkschrift wiederum auch Prüfungser- 
gebnisse aus jüngster Zeit. 

2 . In der Denkschrift kann jeweils nur ein Teil der 
Ergebnisse erörtert werden. Die Beschränkung auf 
einzelne Teile der Verwaltung bedeutet keine Wer- 
tung. 

3 . In Fortführung der Zusammenarbeit zwischen 
den Rechnungshöfen der Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Gemeinschaften hat der Kontaktausschuß 
dieser Rechnungshöfe in den Jahren 1966 und 1967 
auf zwei Tagungen u. a. Probleme der Rechnungs- 
prüfung bei internationalen und supranationalen 
Organisationen und bei Bau- und Lieferaufträgen, 
an denen sich mehrere Staaten beteiligen, erörtert. 

Zur Rechnungsprüfung bei den Europäischen Ge- 
meinschaften hat er die aus der Anlage 1 (S. 59) er- 
sichtliche Entschließung gefaßt. An den Bau- und 
Lieferaufträgen, die vornehmlich im militärischen Be- 
reich erteilt werden, beteiligen sich mehrere Staa- 
ten in der Weise, daß den Vorhaben entweder 
gleichlautende Teilaufträge aller beteiligten Staaten 
oder ein von einem Staat treuhänderisch erteilter 
Gesamtauftrag und Vereinbarungen aller Partner- 
staaten, durch die Erstattungsansprüdie des „Treu- 
händers'' gegen die anderen Partner in Höhe ihrer 
Anteile begründet werden, zugrunde liegen. Auch 
hierzu hat der Kontaktausschuß eine Entschließung 
gefaßt (Anlage 2 — S. 59). 

Der Vorsitz im Kontaktausschuß ist im Oktober 
1966 turnusgemäß vom Präsidenten des Bundes- 
rechnungshofes auf den Ersten Präsidenten des bel- 
gischen Rechnungshofes übergegangen. 

4 . Auch die enge Zusammenarbeit zwischen dem 
Bundesrechnungshof und den Landesrechnungshöfen 
ist fortgesetzt worden. Auf ihren Jahrestagungen 
1966 und 1967 hat sich die Arbeitsgemeinschaft der 
Rechnungshöfe des Bundes und der Länder u. a. mit 
den Themen „Organisations- und Wirtschaftlichkeits- 
prüfungen als Aufgabe der Rechnungshöfe" und 
„Leasing-Finanzierung im Bereich der öffentlichen 
Verwaltung" beschäfiigt. 

In der Frage der Leasing-Finanzierung, die bereits 
unter Nr. 14 bis 16 der Denkschrift vom 22. Dezem- 
ber 1965 angesprochen worden ist, stimmen die Lan- 
desrechnungshöfe mit dem Bundesrechnungshof da- 
rin überein, daß in den meisten Fällen die Nachteile 
des Verfahrens — - z. B. nicht ausreichende Unter- 
richtung des Parlaments als Budgetträger, Vorbe- 
lastung der öffentlichen Haushalte auf lange Zeit, 
Verteuerung und mangelnde Güte der Leistung 
wegen fehlenden Wettbewerbs, ungenügende Ein- 
flußnahmemöglichkeit der Dienststellen auf Planung 


und Ausführung, Umgehung konjunkturpolitischer 
Maßnahmen der Bundesregierung — überwiegen 
und deshalb bei seiner Anwendung größte Zurück- 
haltung geboten ist. 

Die Rechnungshöfe sind auch übereingekommen, 
Vergleiche über die Kosten von Hochschulbauten 
anzustellen. Im übrigen haben sie sich eingehend 
mit Fragen- der Haushaltsrechtsreform, vornehmlich 
soweit sie die Rechnungsprüfung betreffen, befaßt. 

5 . Im Zuge der Vorarbeiten für eine Reform des 
Haushaltsrechts (vgl. Nr. 3 der Denkschrift vom 
22. Dezember 1966) sind die Vorschriften über die 
Rechnungsprüfung einschließlich der Organisation 
des Bundesrechnungshofes überarbeitet und von die- 
sem in dem Entwurf eines Gesetzes zusammenge- 
faßt worden. Der Entwurf wurde dem Bundesminister 
der Finanzen Anfang Oktober 1967 mit Begründung 
übersandt. 

* 

Prüfungsergebnisse 

Auswärtiges Amt 

(Einzelplan 05) 

Vertretungen des Bundes im Ausland 

(Kapitel 05 03) 

Neubauten, größere Um- und Erweiterungsbauten 
sowie Erwerb von unbebauten und bebauten Grund- 
stücken für die räumliche Unterbringung der Ver- 
tretungen des Bundes im Ausland und für die Be- 
schaffung von Dienstwohnungen für Botschafter und 
Gesandte 

(Titel 710 für verschiedene Rechnungsjahre) 

6 . Das Dienstgebäude für eine Botschaft ist nach dem 
Entwurf eines freischaffenden Architekten als 45 m 
langer Bau in einem Felssteilhang mit einer Neigung 
von 35 ° errichtet worden. Da die Bodenverhältnisse 
nicht ausreichend untersucht worden waren, mußten 
für Felssprengungen, die den Baufortgang um 2 Jahre 
verzögerten, rd. 423 000 DM, d. s. mehr als das 
Neunfache des veranschlagten Betrages, aufgewen- 
det werden. Hinzu kommen die Kosten für die Siche- 
rung des „Steinbruchs" durch Stützmauern und für 
die verlängerte Inanspruchnahme der Mieträume, in 
denen die Botschaft während der Bauzeit unterge- 
bracht war. 

Der Bundesrechnungshof hat die Notwendigkeit der 
kostspieligen Felssprengungen nicht anerkennen 
können und die Ausgabe beanstandet. Bei wirtschaft- 
licherer Planung hätten erhebliche Beträge gespart 
werden können. 
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Die geprüfte Stelle hat geantwortet, daß Sicherheits- 
und Verkehrsgründe eine andere Lösung nicht zu- 
gelassen hätten. 

Diese Begründung hat die Auffassung des Bundes- 
rechnungshofes, daß für den ungewöhnlichen und 
kostspieligen Felseinschnitt in diesem Umfange 
keine Notwendigkeit bestand, nicht zu ändern ver- 
mocht. Nach ausreichenden Bodenuntersuchungen 
hätten schon bei der Planung die örtlichen Ver- 
hältnisse besser berücksichtigt werden können. 

Neubau des Dienstgebäudes für eine Botschaft und 
eines Dienstwohngebäudes für den Botschafter (ein- 
schließlich Ablösung einer Hypothek) auf einem von 
der Regierung des ausländischen Staates übergebe- 
nen Grundstück, 6. Teilbetrag 

(Titel 775 für die Rechnungsjahre 1962 bis 1963) 

7. Die Planung und Bauleitung der Neubauten des 
Dienstgebäudes einer Botschaft und eines Dienst- 
wohngebäudes für den Botschafter wurden einem 
deutschen Architekten nach den Sätzen der Gebüh- 
renordnung für Architekten übertragen. Während 
der Planung ordnete der Architekt zwei seiner An- 
gestellten für fünfeinhalb Monate ins Ausland ab, 
um die Planungsarbeiten mit dem dort ansässigen 
Kontaktarchitekten besser koordinieren zu können. 
Entgegen dem Vertrag übernahm die Bundesbaube- 
hörde für die beiden Angestellten die Reisekosten 
und Auslandstagegelder in Höhe von rd. 11 200 DM. 
Daneben hat sie in zwei Nachtrags vertragen dem 
Architekten weitere Vergütungen von zusammen 
rd. 49 000 DM für besondere Erschwernisse und we- 
gen Baupreiserhöhungen zugestanden. 

Der Bundesrechnungshof hat die Auszahlung der 
Reisekosten und der nachträglich zugestandenen 
Vergütungen beanstandet. 

8. Die geprüfte Stelle hat die Übernahme der Reise- 
kosten damit begründet, daß es sich bewährt habe, 
Planungskräfte ins Ausland abzuordnen, damit die 
Detailpläne mit dem örtlichen Kontaktarchitekten 
und der Bauleitung abgestimmt werden könnten. Die 
Gewährung der Erschwerniszulage hat sie mit Mehr- 
belastungen bei Bauten im Ausland und den anderen 
Nachtragsvertrag damit begründet, daß sich die Bau- 
kosten erhöht hätten. 

Diese Antwort befriedigt nicht. Der Einsatz von Mit- 
arbeitern ist Sache des Architekten im Rahmen sei- 
nes Auftrages. Die Vergütung für besondere Er- 
schwernisse konnte nicht als gerechtfertigt aner- 
kannt werden, da die Schwierigkeiten bereits vor 
Abschluß des Architektenvertrages bekannt waren. 
Die Gewährung des Zuschlags wegen Baukostener- 
höhung war nicht gerechtfertigt, weil mit dieser 
keine entsprechende Mehrbelastung verbunden war. 

Der Bundesrechnungshof erblickt in dem Verhalten 
der Baudienststelle eine unzulässige Vertragsände- 
rung zum Nachteil des Bundes (§ 50 RHO). Der Bun- 
desmini'ster wird die Haftungsfrage zu prüfen haben. 

* 


Bundesminister des Innern 

(Einzelplan 06) 

Deutsches Archäologisches Institut in Berlin 

(Kapitel 06 29) 

Neubau des Dienstgebäudes in Rom, Via Sardegna 

79 a und 81 — Restbetrag — 

(Titel 710 für die Rechnungsjahre 1959 bis 1964) 

9. In den Jahren bis 1955 hatte die Stadt Rom für 
den Neubau der Abteilung Rom des Deutschen 
Archäologischen Instituts nacheinander zwei in dem. 
Park Villa Giulia und in der Nähe anderer Institute 
gelegene Grundstücke kostenlos angeboten. Von 
diesem Angebot ist jedoch entgegen der ursprüng- 
lichen Absicht aus nicht erkennbaren Gründen kein 
Gebrauch gemacht worden. Für den Neubau ist viel- 
mehr ein Grundstück ausgewählt worden, auf dem 
das Institut bereits in einem Mietgebäude unter- 
gebracht war, seitdem es im ersten Weltkrieg sein 
eigenes Haus verloren hatte. 

Für das Baugrundstück sind erhebliche Kosten ent- 
standen. Der größere Teil ist dem Institut durch den 
Eigentümer, eine deutsche Kirchengemeinde, gegen 
ein jährliches Entgelt von 40 000 DM auf 80 Jahre 
überlassen worden. Der andere Teil wurde für rd. 
870'000 DM gekauft. Für den Abbruch nicht verwert- 
barer Gebäude wurden rd. 38 '000 DM, für die Auf- 
stockung eines Gebäudes der genannten Körper- 
schaft als Ersatz für durch den Abbruch entstandenen 
Raumverlust rd. 290 000 DM, für ein Ausweichquar- 
tier, das das Institut während der Bauarbeiten be- 
zogen hat, rd. 380 000 DM und für den Umzug dahin 
rd. 15'000 DM aufgewendet. 

Insgesamt sind durch die Wahl des Grundstücks ein- 
malige Ausgaben von rd. 1,6 Mio DM entstanden; 
dazu kommen laufende Ausgaben von jährlich 
40 000 DM für 80 Jahre, d. s. weitere 3,2 Mio DM. 
Bei Errichtung des Neubaues auf einem von der 
Stadt Rom angebotenen Grundstück wären diese 
Kosten von insgesamt rd. 4,8 Mio DM' nicht ent- 
standen. 

Diesem Aufwand stehen nicht etwa entscheidende 
Vorteile gegenüber. Das gewählte Grundstück hat 
vielmehr den Nachteil, daß es keine Möglichkeit 
bietet, das Gebäude zu erweitern. Außerdem ver- 
liert der Bund bei der jetzigen Rechtslage nach 

80 Jahren das Eigentum am größeren Teil des Ge- 
bäudes. 

10. Der Bundesrechnungshof hat die Wahl des 
Grundstücks als mit dem Gebot, die Haushaltsmittel 
wirtschaftlich und sparsam zu verwenden, unverein- 
bar beanstandet. 

Der Bundesminister hat ausgeführt, die von der Stadt 
Rom angebotenen Grundstücke seien ungeeignet ge- 
wesen. Es wären für das eine — neben erheblichen 
Gründungskosten — wegen der sehr repräsenta- 
tiven Lage besonders hohe Aufwendungen in der 
Baugestaltung notwendig geworden. Ein Teil des 
anderen Grundstücks habe unter staatlicher Verwal- 
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tung gestanden. Ein Neubau an dieser Stelle hätte 
schätzungsweise 4,28 Mio DM gekostet. Im übrigen 
sei die Lage am Stadtrand von Rom denkbar un- 
günstig und das Grundstück bereits einem anderen 
Staat zur Errichtung eines Instituts angeboten ge- 
wesen. Der daraufhin erwogene Umbau des Miet- 
gebäudes, in dem das Institut bisher untergebracht 
war, sei wegen seiner Unwirtschaftlichkeit nicht 
durchgeführt worden. Schließlich sei dann der Neu- 
bau als wirtschaftlichste Lösung beschlossen worden. 

Diese Ausführungen sind nicht geeignet, den Be- 
anstandungen des Bundesrechnungshofes wirksam 
zu begegnen. 

L)ie Behauptung, eines der Grundstücke sei wegen 
seiner ungünstigen Lage nicht geeignet gewesen, ist 
schon dadurch widerlegt, daß auch noch nach Ab- 
bruch der Verhandlungen mit der Stadt Rom andere 
Staaten in der Gegend, in der das Grundstück liegt, 
Kiilturinstitute gebaut haben. Im übrigen liegt diese 
Gegend keineswegs am Stadtrand. Was die Bau- 
kosten betrifft, so ist erwiesen, daß auch bei dem 
ausgeführten Neubau erhebliche Gründungskosten 
entstanden sind und das Gebäude allen Anforderun- 
gen der Repräsentation genügt. Die Baukosten sind 
während der Bauausführung erheblich gestiegen und 
betragen rd. 6 Mio DM. Der Hinweis, daß das andere 
Grundstück z. T. unter staatlicher Verwaltung ge- 
standen habe und daß es bereits einem anderen 
Staat angeboten gewesen sei, kann nicht als Recht- 
fertigung dafür anerkannt werden, daß von dem An- 
gebot der Stadt Rom kein Gebrauch gemacht wurde. 

Hiernach sind wirtschaftliche Gesichtspunkte bei der 
Auswahl des Grundstücks nicht ausreichend berück- 
sichtigt worden. 

Kriegsfolgenhilfe und entsprechende Leistungen, 
Kriegsopferfürsorge 

(Kapitel 06 36 für die Rechnungsjahre 1964 bis 1966) 

Kosten der Kriegsopferfürsorge und entsprechende 
Leistungen . . . 

(Titel 306) 

Darlehen im Rahmen der Kriegsopferfürsorge und 
entsprechende Darlehen . . . 

(Titel 531) 

11 , Die Durchführung der Kriegsopferfürsorge ob- 
liegt den Ländern. Diese haben die örtlichen Auf- 
gaben den Städten und Kreisen, die überörtlichen 
den Hauptfürsorgestellen übertragen. Insgesamt 
werden etwa 600 Verwaltungen tätig, und zwar 
überwiegend nach den Grundsätzen der Selbstver- 
waltung. 

Die Aufwendungen werden auf Grund des Zweiten 
Neuordnungsgesetzes seit 1964 zu 80 v. H. vom 
Bund, im übrigen von den Ländern getragen. Die 
Ausgaben des Bundes sind in den Jahren 1964 bis 
1966 von 267 Mio DM auf 380 Mio DM gestiegen. 
Der Entwurf des Haushaltsplans für das Jahr 1968 
sieht einen Betrag von 409 Mio DM vor. Das An- 


wachsen ist im wesentlichen auf Leistungsverbesse- 
rungen und die Entwicklung der Lebenshaltungs- 
kosten zurückzuführen. 

12 . Bei der Rechnungsprüfung haben sich Mängel 
insbesondere bei den für alle Leistungen wesent- 
lichen Fragen gezeigt, ob der Kausalzusammenhang 
zwischen der Schädigung und der Notwendigkeit der 
Leistung gegeben und in welchem Umfang Einkom- 
men zu berücksichtigen ist. 

Der Kausalzusammenhang wird zwar gesetzlich ver- 
mutet. Die Vermutung greift aber nicht ein, wenn 
das Gegenteil offenkundig oder nachgewiesen ist. 
Das wird in der Praxis häufig übersehen. Es wird 
vielfach nicht berücksichtigt, daß als offenkundig 
auch solche Tatsachen anzusehen sind, von denen 
man isich unschwer überzeugen kann. Auch wird 
nicht beachtet, daß ein nach den Regeln des An- 
scheinsbeweises erbrachter Nachweis nicht mit Ver- 
mutungen ausgeräumt werden kann. So hat eine 
Verwaltung kriegsbeschädigten Landwirten für ihre 
Kinder Erziehungsbeihilfen gewährt, obwohl die 
Kriegsbeschädigungen nicht zu Einkommenseinbußen 
geführt hatten. Sie hat, ohne auf Grund der persön- 
lichen oder örtlichen Gegebenheiten Anhaltspunkte 
zu haben, unterstellt, daß die Beschädigten ohne die 
Kriegsverletzung ihre Betriebe durch Zukauf von 
Land vergrößert und damit ihr Einkommen erhöht 
hätten. 

Fehlt es im Einzelfall am Kausalzusammenhang, so 
können nach dem Gesetz trotzdem Leistungen ge- 
währt werden, wenn besondere Gründe der Billig- 
keit es rechtfertigen. Von dieser Ausnahmevor- 
schrift wird in so großem Umfang Gebrauch gemacht, 
daß die Ausnahme zur Regel wird. Das geschieht 
besonders bei der sehr kostspieligen Anstaltsunter- 
bringung Kriegsbeschädigter mit nicht schädigungs- 
bedingten psychischen Leiden. Hier ist der Zusam- 
menhang deshalb nicht gegeben, weil auch ein Un- 
beschädigter die Kosten seiner Anstaltsunterbrin- 
gung in der Regel nicht selbst bestreiten kann. 
Gleichwohl werden sie der Kriegsopferfürsorge, also 
überwiegend dem Bund, angelastet, und zwar „aus 
Gründen der Billigkeit". Das ist nicht gerechtfertigt, 
weil die Kosten nicht von den Kriegsbeschädigten, 
sondern von der Sozialhilfe zu tragen sind. 

13 . Nach dem Gesetz besteht ein Anspruch nur, 
wenn das Einkommen eine bestimmte Grenze nicht 
überschreitet. Da jedoch die besondere Lage der 
Beschädigten oder Hinterbliebenen zu berücksichti- 
gen ist und außerdem aus Billigkeitsgründen von 
dem Einsatz des Einkommens abgesehen werden 
kann, werden Leistungen in vielen Fällen selbst 
dann gewährt, wenn das Einkommen die gesetzliche 
Grenze weit überschreitet. Zwar kann es im Einzel- 
fall billig sein, einen angemessenen Teil des Ein- 
kommens, das nur durch besondere Tatkraft erzielt 
wird, nicht einzusetzen. Dadurch darf jedoch die 
gesetzlich vorgesehene Einkommensgrenze nicht ent- 
wertet werden. So dürfte es nicht gerechtfertigt sein, 
daß eine Verwaltung Zuschüsse zum Betrieb von 
Kraftfahrzeugen praktisch ohne Rücksicht auf das 
jeweilige Einkommen gewährt. Einem Antrag ist 
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sogar entsprochen worden, obwohl der Antragsteller 
monatliche Einkünfte von mehr als 2500 DM bezog. 

14 . In vielen Fällen sind vergleichbare Sachver- 
halte verschieden beurteilt worden. Das ist eine 
Folge davon, daß manche Verwaltungen die vom 
Gesetz gezogenen Grenzen außer acht lassen und 
darüber hinaus in zahlreichen wichtigen Einzelfragen 
unterschiedliche Auffassungen vertreten werden. So 
geht die Praxis in der Frage auseinander, ob Tuber- 
kulosehilfe als Leistung der Sozialhilfe und damit 
voll zu Lasten des Sozialhilfeträgers oder als Lei- 
stung der Kriegsopferfürsorge, also überwiegend 
zu Lasten des Bundes zu bewilligen ist. Von erheb- 
licher wirtschaftlicher Tragweite ist die Frage nach 
dem Kostenträger auch in den nicht seltenen Fällen, 
daß Kriegsbeschädigte mit nicht schädigungsbeding- 
ten psychischen Leiden wegen Gefährdung der öf- 
fentlichen Sicherheit in Heilanstalten untergebracht 
werden. Nur wenige Verwaltungen sehen dies als 
eine polizeiliche Maßnahme an, deren Kosten der 
nach Landesrecht zuständigen Stelle zur Last fallen. 
Meist stellt man den Gesichtspunkt der Krankenbe- 
handlung in den Vordergrund, unterstellt den Kau- 
salzusammenhang und belastet den Bund mit 80 v. H, 
der Aufwendungen. 

Auch soweit bestimmte Fragen von den Ländern 
oder Hauptfürsorgestellen ausdrücklich geregelt 
sind, fehlt es oft an der gleichmäßigen Behandlung 
der Berechtigten. Das ist z. B. der Fall, wenn zu ent- 
scheiden ist, ob und in welchem Umfang bei der 
Ermittlung des einzusetzenden Einkommens Frei- 
beträge zu berücksichtigen oder wie bei der Dar- 
lehensgewährung Tilgung, Zinsen und Sicherheiten 
zu bemessen sind. Ebenso werden bei der Prüfung 
der Voraussetzungen und bei der Festsetzung der 
Leistungen für die Erholungsfürsorge nicht die glei- 
chen Grundsätze angewandt. 

15 . Die Mannigfaltigkeit der Auffassungen beruht 
nicht nur darauf, daß die maßgeblichen Rechtsvor- 
schriften nicht immer klar genug sind und außerdem 
in großem Umfang Billigkeitsentscheidungen zulas- 
sen, sondern es fehlten vielfach ausreichende Stel- 
lungnahmen des Bundesministers und der obersten 
Landesbehörden zu Fragen der Gesetzesanwendung. 
Im Interesse der Berechtigten, die bei gleichem Sach- 
verhalt einen Anspruch auf gleiche Leistungen 
haben, sieht der Bundesrechnungshof seine Aufgabe 
auch darin, zu einer einheitlichen Rechtsanwendung 
beizutragen. Er hat die Grundsatzfragen, die sich 
bei seinen weitgestreuten Prüfungen ergeben haben, 
mit den Örtlichen und überörtlichen Trägern sowie 
mit den Ländern und dem Bundesminister erörtert. 
Bei Besprechungen mit dem Bundesminister hat er 
darauf hingewiesen, daß es unbeschadet des das 
Kriegsopferfürsorge-Recht beherrschenden Indivi- 
dualgrundsatzes erforderlich ist, die Rechtsvor- 
schriften zutreffend und gleichmäßig auszulegen und 
die unbestimmten Rechtsbegriffe und Billigkeitsrege- 
lungen nach einheitlichen Richtlinien auszufüllen. 

16 . Der Bundesminister hat sich um eine einheit- 
liche Rechtsanwendung bemüht, indem er in regel- 


mäßigen Abständen Zweifelsfragen mit den Ländern 
und ihren Hauptfürsorgestellen besprochen hat. 
Diese Aussprachen leiden daran, daß ihre Ergebnisse 
nicht bindend sind. Eine unmittelbare und verbind- 
liche Einwirkung des Bundes auf die Länder und die 
Träger der Kriegsopferfürsorge ist jedoch durch all- 
gemeine Verwaltungsvorschriften möglich (Art. 84 
Abs. 2 GG); das Selbstverwaltungsrecht kann inso- 
weit eingeschränkt werden. Der Bundesrechnungs- 
hof ist der Auffassung, daß die Bundesregierung von 
dieser Möglichkeit Gebrauch machen sollte. Auch 
der Bundesminister wird zu einer einheitlichen 
Rechtsanwendung wirksamer beitragen können, in- 
dem er in größerem Umfang Erläuterungen zu Ein- 
zelfragen gibt. 

* 

Bundesminister für Wirtschaft 

(Einzelplan 09) 

Bundesministerium für Wirtschaft 

(Kapitel 09 01) 

Vergütungen der Angestellten 

(Titel 104 a für das Rechnungsjahr 1966) 

17 . Im Sommer 1966 hat der Bundesminister des 
Innern mit den hauptsächlich beteiligten Ressorts 
Besprechungen über die Eingruppierung der Vor- 
zimmerkräfte geführt. An den Erörterungen war der 
Bundesminister für Wirtschaft beteiligt. Ohne das 
Ergebnis dieser Besprechungen abzuwarten und ohne 
den Bundesminister des Innern zu beteiligen, hat 
der Bundesminister für Wirtschaft Ende August 
1966 die Vorzimmerkräfte der 8 Abteilungsleiter 
seines Hauses mit Wirkung vom 1. Januar 1966 aus 
der Vergütungsgruppe VIb in die Vergütungsgruppe 
Vc BAT höhergruppiert. 

Der Bundesrechnungshof hat das beanstandet. Als 
übertarifliche Maßnahme hätten die Höhergrup- 
pierungen der Zustimmung des Bundesministers des 
Innern bedurft. Dieser hat sich erst durch Rund- 
schreiben vom 23. November 1966 damit einverstan- 
den erklärt, daß die Vorzimmerkräfte der Abtei- 
lungsleiter in den Ministerien (Besoldungsgruppe 
B 8) — mit Wirkung vom 1. Oktober 1966 — über- 
tariflich in die Vergütungsgruppe Vc BAT eingereiht 
werden. 

Der Bundesminister für Wirtschaft ist der Ansicht, 
eine übertarifliche Maßnahme liege nicht vor. Die 
Vergütungsgruppe Vc BAT sei mit Wirkung vom 
1. Januar 1966 durch den Tarifvertrag über den Be- 
währungsaufstieg vom 25. März 1966 auch den Büro- 
angestellten geöffnet worden. Da es in der Ver- 
gütungsordnung an besonderen Tätigkeitsmerkma- 
len für die Vorzimmerkräfte fehle, halte er die 
Höhergruppierung tariflich für gerechtfertigt. 

Dem kann nicht zugestimmt werden. Die Tätigkeit 
von Vorzimmerkräften der in Rede stehenden Be- 
amten wird von der Vergütungsordnung tariflich 
der Gruppe VII, allenfalls der Gruppe VIb, zuge- 
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wiesen. Hierauf hat der Bundesminister der Finan- 
zen in den alljährlichen Bemerkungen für die Auf- 
stellung der Voranschläge stets hingewiesen. Tarif- 
lich erfüllt die Tätigkeit der Vorzimmerkräfte die 
Merkmale der Vergütungsgruppe Vc BAT nicht. Das 
ist auch die Auffassung des für Tariffragen feder- 
führenden Bundesminister des Innern. 

Das Verhalten des Bundesministers für Wirtschaft 
läßt die im Interesse der gleichmäßigen Anwendung 
der Tarifvorschriften notwendige Zusammenarbeit 
mit dem federführenden Bundesminister des Innern 
vermissen. 

♦ 

Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 

(Einzelplan 10) 

Allgemeine Bewilligungen 

(Kapitel 10 02) 

Zuschüsse zur Förderung wasserwirtschaftlicher und 
kulturtechnischer Maßnahmen — Sondermaßnahmen 
im Tidegebiet der Nordseeküste (Küstenplan) — 

(Titel 575 b II für die Rechnungsjahre 1961 bis 1966) 

18 . In den Jahren 1934 bis 1936 hatte das Land 
Preußen die Eider, einen Wasserlauf I. Ordnung, 
bei Nordfeld in Schleswig-Holstein abgedämmt, um 
die Eiderniederung vor Sturmfluten zu schützen. Die 
Stromrinne unterhalb des Sperrwerkes versandete 
jedoch nach wenigen Jahren fso stark, daß die Ent- 
wässerung der Eiderniederung gefährdet wurde. 
Durch Spülungen des Unterlaufes mit in dem Spei- 
cherraum oberhalb der Abdämmung eingestauten 
Wassermengen wurde in späteren Jahren versucht, 
weitere Sandablagerungen zu verhindern und den 
bereits abgelagerten Sand wieder abzubauen. Durch 
den hierfür notwendigen Einstau im Speicherraum 
oberhalb Nordfeld erhöhten sich die Betriebskosten 
der Schöpfwerke, durch die die beiderseits der 
Eider gelegenen Ländereien entwässert werden. Zur 
Deckung der Mehrkosten hat der Bundesminister für 
Verkehr für die Zeit vom 1. April 1956 bis 31. März 
1957 einen Betrag bis zu 100 000 DM zur Verfügung 
gestellt, später aber eine weitere Kostenbeteiligung 
abgelehnt. Daraufhin haben die Wasser- und Boden- 
verbände im Eidergebiet bzw. der Eiderverband Zu- 
schüsse des Bundesministers für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten für den „Küstenplan" in der 
Weise in Anspruch genommen, daß sie die Schöpf- 
werkbetriebskasten als zuschußfähige Aufwendun- 
gen geltend gemacht haben. Da jedoch zu den Maß- 
nahmen des Küstenplanes nur die Arbeiten zum 
Schutz und zur Verbesserung der hinter den Deichen 
gelegenen Ländereien gehören und laufende Unter- 
haltungskosten und Betriebskosten von der Förde- 
rung durch Bundeszuschüsse ausgeschlossen sind, hat 
der Bundesminister in seinem Bewilligungsbescheid 
vom 6. Juli 1960 ausdrücklich klargestellt, daß für 
den Betrieb von Schöpfwerken auf keinen Fall Bun- 
deszuschüsse verwendet werden dürften und das 


selbstverständlich auch für den vorliegenden Fall 
gelte. Daraufhin haben Eiderverband und Land die 
Schöpfwerkbetriebskosten für die Zeit vom 1. April 
1959 bis 31. März 1960 allein getragen. 

19 . Vom Rechnungsjahr 1961 an hat der Minister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten des Lan- 
des Schleswig-Holstein die Schöpfwerkbetriebs- 
kosten — jeweils für das abgelaufene Rechnungs- 
jahr, also zuerst für das Rechnungsjahr 1960 — wie- 
der in die Projektlisten für den Küstenplan aufgenom- 
men und die Aufwendungen des Landes für diesen 
Zweck als Landesleistungen für den Küstenplan be- 
handelt, ohne daß der Bundesminister widersprochen 
hat. Da die Bundeszuschüsse für den Küstehplan im 
Rechnungsjahr 1961 das Dreifache und vom Rech- 
nungsjahr 1962 an das Zweifache der Landesleistung 
betragen sollten, hatte dieses Verfahren zur Folge, 
daß in den Rechnungsjahren 1961 bis 1966 unter Be- 
rücksichtigung von Aufwendungen, die das Land 
nachträglich geltend gemacht hat, Bundeszuschüsse 
von insgesamt 1 340 000 DM zu Unrecht für den 
Küstenplan in Anspruch genommen wurden. 

20 . Der Bundesrechnungshof hat das Verfahren be- 
anstandet. Der Bundesminister hat daraufhin das 
Verfahren aufgegeben. 

Den überzahlten Betrag beabsichtigt er dadurch 
auszugleichen, daß er das Land verpflichtet, eine der 
Vorleistung des Bundes entsprechende Landeslei- 
stung nachträglich zu erbringen. Dabei stützt er sich 
darauf, daß die zu Unrecht in Anspruch genommenen 
Bundesmittel in voller Höhe ihrem Zweck entspre- 
chend für den Küstenplan verwendet worden sind. 
Bei dem Beteiligungsverhältnis zwischen Bund und 
Land von 2 : 1 hätte das Land hiernach den Betrag 
von 670 000 DM in den Folgejahren zusätzlich für 
den Küstenplan aufzuwenden. 

Der Bundesrechnungshof hat hiergegen keine Be- 
denken. 

* 

Bundesminister für Verkehr 

(Einzelplan 12) 

Bundeswasser- und Schiffahrtsverwaltung, Bundes- 
wasserstraßen 

(Kapitel 12 03) 

Gebühren 

(Titel 3 a für verschiedene Rechnungsjahre) 

Schiffahrtsabgaben 

21 . Für die Benutzung der Binnenwasserstraßen 
muß das Schifffahrtsgewerbe Abgaben an den Bund 
entrichten, soweit dieser nicht auf Grund internatio- 
naler Vereinbarungen oder aus sonstigen Gründen 
verpflichtet ist, die abgabenfreie Benutzung zu dul- 
den. Die Binnenwasserstraßen, für die Abgaben er- 
hoben werden — im wesentlichen kanalisierte Flüsse 
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und Kanäle — , haben nach den Angaben des Bun- 
desministers eine Streckenlänge von rd. 1980 km mit 
einem Anteil von 28 v. H. an der Gesamtverkehrs- 
leistung der Binnenschiffahrt, während die übrigen 
Binnenwasserstraßen — im wesentlichen Elbe, Rhein 
und Donau — eine Länge von 1295 km *) und einen 
Verkehrsanteil von 72 v. H. aufweisen. 

Die Abgaben werden vom Bundesminister für die 
einzelne Wasserstraße oder für ein Netz von Was- 
serstraßen festgesetzt. Er stützt sich hierbei auf die 
Tarifhoheit des Bundes als Träger der Bundeswas- 
serstraßenverwaltung (Art. 89 GG) und auf den bei 
Inkrafttreten des Grundgesetzes bereits bestehen- 
den Zustand, der in der Reichsverfassung vom 11. 
August 1919 näher geregelt war (Art. 99). Danach 
und nach allgemeinen Grundisätzen sollen die Ab- 
gaben regelmäßig die gesamten, dem Schiffahrtsge- 
werbe anzulastenden Wegekosten, d. h. die Anlage- 
kosten (Abschreibung und Verzinsung des Anlage- 
wertes) und die Betriebskosten (Bedienung, Unter- 
haltung und Verwaltung) abgelten (vgl. auch Bun- 
destagsdrudcsache IV/1449 vom 2. August 1963 
S. 22). 

Der Bundesminister hat die Höhe der Schiffahrtsab- 
gaben jedoch bisher so bemessen, daß das Aufkom- 
men hieraus die Betriebskosten nur zum Teil und die 
Anlagekosten, die nach einer nichtamtlichen Unter- 
isuchung nach dem Stande von 1959 jährlich rd. 
219 Mio DM betrugen, gar nicht deckt. Nach seinen 
Angaben ergab sich z. B. für das Jahr 1964 allein bei 
den Betriebskosten eine Unterdeckung von 14 Mio 
DM, d. s. 23,1 v. H. Die Unterdeckung lag bei dem 
einzelnen Schiffahrtsweg zwischen 17,8 (westdeut- 
sche Kanäle) und 98,9 v. H. (Fulda). 

22 . Der Bundesrechnungshof hat auf diesen bedenk- 
lichen Sachverhalt seit Jahren hingewiesen und — 
in Übereinstimmung mit dem Bundesminister der 
Finanzen — gefordert, die Abgaben angemessen zu 
erhöhen. Der Bundesminister hat zwar in den Jahren 
1961 bis 1963 einen Teil der Abgabensätze an geho- 
ben; ebenso sind gleichzeitig das Güteraufkommen 
und die tonnenkilometrischen Leistungen der Bin- 
nenschiffahrt gestiegen. Trotzdem haben isich die 
Gesamteinnahmen kaum verändert. Da sich anderer- 
iseits die Wegebetriebskosten ständig erhöht haben, 
ist die Kostenunterdeckung sogar weiter angewach- 
sen. 

Der Bundesminister meint, diese Entwicklung sei vor 
allem durch die Veränderungen der Struktur des 
Güteraufkommens der Binnenschiffahrt bei den zu 
Regeltarifen beförderten Gütern verursacht worden. 
Das trifft in gewissem Umfang zu. Ausschlaggebend 
war aber, daß der Bundesminister den Aufbau des 
Tarifwerks durch neue oder die Ausdehnung beste- 
hender Ausnahmesätze immer stärker verändert hat. 
So gelten jetzt auf den westdeutschen Kanälen für 
fast alle mengenmäßig ins Gewicht fallenden Mas- 
sengüter Ausnahmetarife. Dadurch hat sich das Ver- 


*) Die Gesamtlänge dieser Wasserstraßen ist um die 
Hälfte der Strecken vermindert worden, die die 
Grenze gegen andere Staaten bilden (sogenannte 
W egekostenlänge) . 


hältnis des Gebührenaufkommens aus den Regel- 
und Ausnahmetarifen nahezu umgekehrt (früher 
2:1; jetzt etwa 1 : 2). 

Der Bundesminister hält die Ausnahmetarife u. a. 
aus Gründen des Wettbewerbs der Binnenschiffahrt 
mit änderen Verkehrsträgern für notwendig. Er hat 
sie insbesondere für bestimmte Verkehrsverbindun- 
gen eingeführt, in denen Eisenbahn und Binnenschiff- 
fahrt in scharfem Wettbewerb stehen. Im übrigen 
meint der Bundesminister, die Tarife seien so ange- 
legt, „daß mit der Summe der Einzeleinnahmen für 
jedes Gut, für jede Verkehrsverbindung und auf 
jeder Wasserstraße das erreichbare Höchstmaß an 
Globalkostendeckung des Verkehrsanteils für alle 
abgabepflichtigen Wasserstraßen erzielt werden“ 
könne. 

Entgegen diesen Ausführungen hat der Bundesmi- 
nister inzwischen aber zu erkennen gegeben, daß 
auch er höhere Einnahmen für notwendig und er- 
reichbar hält. Nach dem Verkehrspolitischen Pro- 
gramm der Bundesregierung für die Jahre 1968 bis 
1972 ist beabsichtigt, „das Aufkommen an Schiff- 
fahrtsabgaben auf den abgabepflichtigen Wasser- 
straßen zunächst um 15 Prozent anzuheben". Eine 
solche Zunahme des Aufkommens würde jedoch bei 
weitem nicht ausreichen, die Wegekosten voll zu 
decken. 

23 . Der Bundesrechnungshof verkennt nicht, daß 
allgemeine Verkehrs- und wirtschaftspolitiische 
Gründe Anlaß geben können, das Binnenschiffahrts- 
gewerbe nicht mit den vollen Wegekosten zu be- 
lasten. Er hält es aber nicht für angängig, daß diese 
politischen Entscheidungen vom Bundesminister 
ohne Ermächtigung der gesetzgebenden Körper- 
schaften getroffen werden. Aus der Tatsache, daß 
diese jeweils über den Haushaltsplan und damit 
auch über die Ansätze für die Gebühreneinnahmen 
beschließen, kann eine solche Ermächtigung nicht 
herausgelesen werden, zumal da aus den Erläuterun- 
gen im Haushaltsplan die Höhe der Wegekosten 
nicht ersichtlich ist. In den Haushaltsplänen fehlt 
auch jeder Hinweis darauf, daß die Höhe der Ge- 
bühren abweichend von dem allgemeinen, auch vom 
wissenschaftlichen Beirat des Bundesministens ver- 
tretenen Grundsatz festgesetzt werden kann, nach 
dem die Verkehrsträger die Kosten für die Vor- 
haltung eines betriebsfähigen Verkehrsweges selbst 
aufbringen sollen. Auf eine Ermächtigung sollte auch 
deshalb nicht verzichtet werden, weil die Wettbe- 
werbsmaßnahmen des Bundesministers mittelbar 
gegen den Bund selbst gerichtet sind. Dieser muß 
nämlich etwaige Verluste seines Sondervermögens 
Bundesbahn, die daraus entstehen, aus dem Bundes- 
haushalt abdecken. Insoweit tritt also eine doppelte 
Belastung des Bundeshaushalts ein. Der Bundesmini- 
ster wird entsprechende Entscheidungen der gesetz- 
gebenden Körperschaften dadurch vorzubereiten ha- 
ben, daß er alle Wegekosten, die dem Binnenschiff- 
fahrtsgewerbe anzulasten wären, beschleunigt und 
zuverlässig ermitteln läßt, damit erkennbar wird, in- 
wieweit die Abgaben die Wegekosten gedeckt ha- 
ben. Bisher liegen nur Untersuchungen über die 
Höhe der Wegebetriebskosten im Jahre 1957 vor. 
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Neuere Untersuchungen hat der Bundesminister vor 
kurzem eingeleitet, über die Höhe der Anlagekosten 
fehlen umfassende amtliche Feststellungen. Es liegt 
nur eine privatwissenschaftliche Untersuchung nach 
dem Stande vom 31. März 1959 vor (Seiler „Die Er- 
mittlung des Anlagenwertes der bundeseigenen 
Binnenschiffahrtsstraßen und Talsperren und des 
Anteils der Binnenschiffahrt an diesem Wert"). So- 
weit sich bisher übersehen läßt, wären die vollen 
Wegekosten unter Berücksichtigung der inzwischen 
eingetretenen Entwicklung mit mehr als 300 Mio DM 
jährlich anzusetzen. 

Es mag dahingestellt bleiben, ob es bei der Höhe 
dieses Betrages und der immer noch zunehmenden 
Unterdeckung der Wegebetriebskosten unter be- 
triebswirtschaftlichen Gesichtspunkten noch vertret- 
bar ist, die Wasserstraßen in dem bisherigen Umfang 
weiter zu betreiben, und ob im Hinblick darauf, daß 
bisher nicht nur die gesamten Anlagekosten, sondern 
zu einem erheblichen Teil auch die Wegebetriebs- 
kosten von der Allgemeinheit getragen werden, alle 
Ausgaben für den Neu- oder Ausbau von Bundes- 
wasserstraßen in den vergangenen Jahren gesamt- 
wirtschaftlich gerechtfertigt waren. Wirtschaftlich- 
keitsberechnungen oder Gutachten neutraler Sach- 
verständiger und deren kritische Auswertung, wie 
sie auch vom Haushaltsausschuß des Bundestages 
in früheren Jahren gefordert worden waren, lie- 
gen für diese Bauvorhaben mit Ausnahme des Elbe- 
Seitenkanals jedenfalls nicht vor. Über den Neu- 
oder Umbau von Bundeswasserstraßen sollte künf- 
tig in jedem Falle erst entschieden werden, wenn 
solche Berechnungen oder Gutachten zur Verfügung 
stehen. Hierauf kann auch im Hinblick auf die sich 
abzeichnenden strukturellen Veränderungen beim 
Aufkommen an Massengütern in den nächsten Jahr- 
zehnten bei geplanten Wasserbauvorhaben nicht 
verzichtet werden, wenn Fehlinvestitionen vermie- 
den werden sollen. Diese Forderung hat der Bundes- 
rechnungshof bereits früher erhoben. 

24 . Wie sehr bei der Gestaltung der Abgabentarife 
auf Belange des Schiffahrtsgewerbes Rücksicht ge- 
nommen worden ist, zeigt sich am Beispiel der Per- 
sonenschiffahrt. Die für die Personenschiffahrt gülti- 
gen Abgabentarife waren z. T. seit Jahrzehnten nicht 
den gestiegenen Kosten angepaßt worden. So galten 
z. B. auf dem Neckar unverändert noch die Tarife 
aus dem Jahre 1928 und auf dem Main die im Jahre 
1952 nur unwesentlich erhöhten Tarife aus dem 
Jahre 1925. Die an sich schon niedrigen Abgaben- 
sätze wurden durch zahlreiche Ausnahmeregelungen 
und Sonderbestimmungen noch erheblich ermäßigt. 
So wurde z. B. für fahrplanmäßig verkehrende 
Schiffe nur die Hälfte der Gebühren erhoben, oder 
es konnte ein Fahrgastschiff, das auf dem Neckar 
von Mannheim nach Stuttgart fuhr und Gebühren für 
2 Schleusungen entrichtet hatte, alle weiteren 20 
Schleusen unentgeltlich benutzen. 

Wie gering die danach zu entrichtenden Schiffahrts- 
abgaben für die Personenschiffahrt waren, zeigen 
zwei Beispiele. 

Für ein Fahrgastschiff, das für 60 Personen zugelas- 
sen war und im regelmäßigen Verkehr den Neckar 


von Mannheim bis Stuttgart befuhr, waren 1,08 DM 
an Abgaben für die 188 km lange Strecke mit 22 
Schleusen zu entrichten. Für ein auf dem Main zur 
Beförderung von 100 Personen zugelassenes Schiff 
waren für die Strecke von Würzburg bis Sulzfeld 
(30 km) 1,92 DM zu zahlen, was einem Drittel des 
Fahrpreises für eine Person entsprach. 

25 . Der Bundesrechnungshof hat die geringe Höhe 
der Abgaben für Fahrgastschiffe beanstandet und 
den Bundesminister gebeten, die Tarifsätze ange- 
messen anzuheben. Dies ist mit Wirkung vom 
1. Juli 1964 für den Main und Neckar geschehen. 
Das Inkrafttreten der neuen Tarife wurde jedoch 
sofort nach der Verkündung auf Grund von Vor- 
stellungen, die von verschiedenen Seiten erhoben 
wurden, zunächst bis zum 1. Januar 1965 und dann 
nochmals zum 15. Februar 1965 hinausgeschoben. 

Auch gegen die Angemessenheit der neuen Abga- 
bensätze hat der Bundesrechnungshof Bedenken ge- 
äußert. Er hat sogar festgestellt, daß wegen unzu- 
reichender Bemessungsmethoden und zahlreicher 
Sonderregelungen die nach den neuen Tarifsätzen 
zu entrichtenden Abgaben teilweise geringer als 
vorher sind (z. B. ein Fahrgastschiff mit einer zu- 
lässigen Personenzahl von 200 Fahrgästen für die 
Strecke Würzburg — Wertheim — 95 km — früher 
19 DM, jetzt 14,82 DM, für die Strecke Würzburg — 
Schweinfurt — 80 km — früher 16 DM, jetzt 
12,48 DM). 

Der Bundesminister ist gebeten worden, die Ange- 
messenheit der Abgabensätze für die Personenschiff- 
fahrt erneut zu überprüfen. Seine Stellungnahme 
hierzu steht noch aus. 

Bundesfernstraßen 

(Kapitel 12 10 für verschiedene Rechnungsjahre) 

Entschädigungen bei Inanspruchnahme von Grund- 
stücken 

26 . Die Träger der Straßenbaulast der Bundesfern- 
straßen haben nach § 19 FStrG zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben das Enteignungsrecht. Das Enteignungs- 
und Entschädigungsverfahren ist schwerfällig und 
erfordert großen Zeit- und Arbeitsaufwand. Die 
Straßenbauverwaltungen bemühen sich deshalb, die 
für den Straßenbau benötigten Grundstücke durch 
Vereinbarung zu beschaffen. Gegen dieses Verfahren 
ist nichts einzuwenden, wenn Preise vereinbart wer- 
den, die nicht höher sind, als es die für die Entschä- 
digung geltenden Grundsätze vorsehen. Danach 
erhalten die Enteigneten eine Entschädigung, die 
nach Art. 14 Abs. 3 GG unter gerechter Abwägung 
der Interessen der Allgemeinheit und der Beteiligten 
zu bestimmen ist. Besteht der bisherige Eigentümer 
auf einem höheren Entgelt, so bleibt in der Regel 
nur übrig, das Enteignungsverfahren durchzuführen. 

Hiernach ist häufig nicht verfahren worden. 

27 . Beim Erwerb von bebauten Grundstücken wur- 
den z. B. in den Jahren 1962 bis 1965 bei der Preis- 
vereinbarung wiederholt neben dem Verkehrswert 
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der Grundstücke Nebenkosten berücksichtigt, die den 
bisherigen Eigentümern beim Erwerb und der Be- 
bauung eines Ersatzgrundstückes entstanden, z. B. 
Erschließungskosten, Architektenhonorar. Nach den 
für die Enteignungsentschädigung geltenden Redits- 
grundsätzen ist der Betroffene in Höhe des Ver- 
kehrswertes des enteigneten Grundstücks zu ent- 
schädigen. Beim Kauf ist also höchstens dieser Wert 
als Preis zu zahlen. Erschließungskosten für ein Er- 
satzgrundstück sind keine Aufwendungen, die den 
Verkehrswert des abzugebenden Grundstücks er- 
höhen; die Erschließung führt vielmehr zu einem 
Wertzuwachs beim Ersatzgrundstück. Für Architek- 
tenhonorare gilt Entsprechendes. 

28 . Für ein bebautes Grundstück wurde im Jahre 
1964 ein Entgelt gezahlt, das den Verkehrswert um 
7000 DM überstieg. Die Straßenbau Verwaltung hat 
das damit begründet, daß der Betroffene für den 
Neubau von Gebäuden an anderer Stelle erhebliche 
Kosten habe aufwenden müssen. Ein anderer Eigen- 
tümer hatte für ein bebautes Grundstück einen Preis 
von 85 000 DM gefordert, während nach dem Gut- 
achten eines Staatshochbauamtes nur 70 000 DM an- 
gemessen waren. Die Straßenbauverwaltung ver- 
einbarte einen Preis von 76 000 DM. Den Mehrbetrag 
von 6000 DM begründete sie mit der höheren For- 
derung des Eigentümers sowie mit zusätzlichen 
Kosten, die dem Eigentümer für einen Ersatzbau 
entstanden seien. 

Nach den für die Enteignungsentschädigung gelten- 
den Grundsätzen soll der Enteignete zwar in die 
Lage versetzt werden, sich mit Hilfe der Entschädi- 
gung eine gleichwertige Sache zu verschaffen. Er 
kann daraus aber nicht den Anspruch auf eine Ent- 
schädigung herleiten, die ausreicht, sich eine neue 
statt der alten Sache zu beschaffen. Der Aufwand für 
die damit verbundene Wertverbesserung durfte da- 
her nicht berücksichtigt werden. 

29 . Der Preiisvereinbarung für ein bebautes Grund- 
stück legte im Jahre 1964 eine Straßenbauverwal- 
tung nicht die nahe beieinander liegenden Schätzun- 
gen eines Staatshochbauamtes und eines Gutachter- 
ausschusses, sondern die eines privaten Gutachters 
zugrunde, der den Gebrauchswert geschätzt hatte 
und dabei zu einem um rd. 10 000 DM höheren Er- 
gebnis gekommen war. Das war nicht angängig, 
weil im Gebrauchswert auch persönliche Vorteile be- 
rücksichtigt sind, die zwar der Eigentümer hat, die 
aber im gewöhnlichen Geschäftsverkehr den Preis 
nicht beeinflussen. 

30 . Die von den Straßenbauverwaltungen heran- 
gezogenen Gutachter haben in zahlreichen Fällen 
die für Straßenbauzwecke benötigten Grundstücke 
höher bewertet, als dies der bisherigen Nutzungsart 
und den Nutzungsmöglichkeiten entsprach. So hat 
ein Gutachterausschuß zur Feststellung des Ver- 
kehrswertes für das benötigte Ackerland dem im 
gewöhnlichen Geschäftsverkehr zu erzielenden Preis 
30 V. H. mit der Begründung zugeschlagen, daß für 
eine Hauptverkehrsstraße benötigte Flächen höher- 
wertiges Bauland seien und für sie üblicherweise 


Preise gezahlt würden, die die Preise für Ackerland 
um ein Viertel bis ein Drittel überstiegen. Mehrere 
Katasterämter haben außerhalb der Bebauungsge- 
biete liegende, landwirtschaftlich genutzte Grund- 
stücke deshalb als Bauland bewertet, weil sie für 
Straßenbauzwecke benötigt würden. Ein anderes 
Katasteramt hat mit der gleichen Begründung den 
Verkehrswert eines Grundstücks auf das l,7fachedes 
seiner Nutzung als Ackerland entsprechenden Ver- 
kehrswertes festgestellt. Ein weiteres Katasteramt 
hat einen Zuschlag von 25 bis 50 v. H. auf den Ver- 
kehrswert für Ackerland als angemessen bezeichnet. 
Zur Begründung hat es ausgeführt, der Eigentümer 
sei bei Zahlung dieses höheren Preises zur Hergabe 
bereit, „weil er sich ausrechnen kann, daß er bei 
einer Enteignung eher schlechter abschneiden würde. 
Vom Erwerber wird er gezahlt, weil so das umständ- 
liche Enteignungsverfahren vermieden wird''. 

Die um die Zuschläge erhöhten Preise entsprachen 
im Zeitpunkt der Inanspruchnahme nicht dem Ver- 
kehrswert. Sie hätten deshalb nicht gezahlt werden 
dürfen. 

31 . Für den Ausbau einer Bundesstraße erwarb 
eine Straßenbau Verwaltung im Jahre 1964 aus einem 
landwirtschaftlichen Anwesen 4600 qm Land, das als 
Bauland bewertet worden war. Neben dem Kauf- 
preis zahlte der Bund rd. 6700 DM als Nebenent- 
schädigung für Wirtschaftserschwernisise, die durch 
die Durchschneidung des landwirtschaftlich genutz- 
ten Landes entstanden. 

Wenn die Bewertung als Bauland richtig war, hätte 
die Nebenentschädigung für Wirtschaftserschwer- 
nisse nicht gezahlt werden dürfen. Das gegenüber 
dem Ackerland allgemein wesentlich höher bewer- 
tete Bauland ist Land, mit dessen Bebauung mit 
Sicherheit zu rechnen ist und das deshalb in ab- 
sehbarer Zeit aus dem landwirtschaftlichen Betrieb 
ausscheidet. Mit der Bewertung als Bauland wird un- 
terstellt, daß der Betriebsinhaber dies auch dann, 
wenn er die Grundstücke noch landwirtschaftlich 
nutzt, bei der Organisation seines Betriebes berück- 
sichtigt hat. Wirtschaftliche Erschwernisse können 
daher bei Abgabe dieses Landes in der Regel nicht 
mehr entstehen. Im übrigen wären sie auch durch 
den höheren Preis für Bauland mehr als abgegolten. 

32 . Eine untere Landwirtschaftsbehörde hatte im 
Jahre 1959 rd. 20 000 qm landwirtschaftlich genutzte 
Grundstücke als Bauland mit 12 bis 13 DM je qm 
bewertet. Etwa drei Jahre ispäter stufte ein Kataster- 
amt in seinem Gutachten nur rd. 3000 qm Land als 
Bauland ein, für das es einen Preis von 12 DM je qm 
als angemessen bezeichnete. Die übrige Fläche be- 
wertete es mit 6 DM je qm. Die Straßenbauverwal- 
tung zahlte jedoch für die gesamte Fläche 15 DM je 
qm. Sie führte dazu aus, bei der Schätzung des 
Katasteramtes müsse es sich um einen Irrtum ge- 
handelt haben; denn im Jahre 1965 sei der Ver- 
kehrswert z. B. für gleichwertige Grundstücke auf 
15 bis 16 DM je qm und ein weiteres Jahr später 
bei Bauerwartungsland auf 25 bis 30 DM je qm fest- 
gesetzt worden. Auf der Grundlage des vom Kata- 
fsteramt ermittelten Preises wäre nach Meinung der 
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Verwaltung eine Einigung mit dem Eigentümer nie 
zustande gekommen. 

Dem ist entgegenzuhalten, daß für den Preis nicht die 
Entwicklung in späteren Jahren, sondern die Ver- 
hältnisse zur Zeit der Inanspruchnahme maßgebend 
sind. Die Gefahr, wegen starker Preissteigerungen 
in einem Entschädigungsverfahren zu höheren Zah- 
lungen verpflichtet zu werden, hätte die Verwaltung 
dadurch abwenden können, daß sie dem Betroffenen 
den aus dem Schätzwert errechneten Betrag unver- 
züglich nach Besitzeinweisung und grundbuchlicher 
Sicherung bezahlt hätte. 

33 . Eine Straßenbauverwaltung hat im Jahre 1964 
für ein bebautes Grundstück einen Preis bezahlt, der 
den von einem Gutachteraussdiuß geschätzten Wert 
überstieg. Sie hat das damit begründet, das Gut- 
achten habe Anlagen außerhalb des Gebäudes nicht 
berücksichtigt. Aus dem Gutachten ging jedoch ein- 
deutig das Gegenteil hervor. Auf die Beanstandung 
des Bundesrechnungshofes erklärte die Verwaltung 
schließlich, ein Teil des Mehrbetrages habe gezahlt 
werden müssen, weil die Obstbäume auf dem Grund- 
stück zu niedrig bewertet worden seien. Der rest- 
liche Mehrbetrag könne als pauschalierte und in je- 
dem Fall angemessene Umzugskostenentschädigung 
angesehen werden. 

Die Erklärung der Verwaltung überzeugt nidit. Daß 
die Obstbäume zu niedrig bewertet worden seien, 
ist schon deshalb nicht glaubhaft, weil dies auch der 
bisherige Eigentümer nicht behauptet hatte. Umzugs- 
kosten waren offensichtlich nicht entstanden? ihre 
Erstattung war auch nicht verlangt worden. 

34 . Ein Staatshochbauamt hatte im Jahre 1963 den 
Verkehrswert eines für den Straßenbau benötigten 
Grundstücks mit rd. 65 250 DM ermittelt. Die 
Straßenbauverwaltung sagte dem Eigentümer jedoch 
ein Entgelt von rd. 81 600 DM zu. Diesen Betrag 
hatte sie errechnet, indem sie rd. 6750 DM, die das 
Staatshochbaiiamt bei seiner Wertermittlung für 
nachzuholende Instandsetzungen und unmoderne 
Bauweise abgesetzt hatte, wieder ansetzte. Ferner 
berücksichtigte sie die Kosten der Ersdiließung 
sowie das Ardiitektenhonorar und andere Neben- 
kosten für den Bau von Ersatzgebäuden mit rd. 
9600 DM. Die Straßenbauverwaltung hielt den Abzug 
für die nachzuholenden Instandsetzungen für unge- 
rechtfertigt, weil nachweislich Reparaturarbeiten 
ausgeführt worden seien. Den Abzug für unmoderne 
Bauweise hielt sie nicht für begründet, weil Grund- 
lage für eine sachgerechte Wertermittlung der 
Friedensneubauwert sei, der nach den Gestehungs- 
kosten im Jahre 1913 ermittelt werde. Im übrigen 
begründete die Straßenbauverwaltung die Abwei- 
chung von der Schätzung des Hochbauamtes damit, 
daß die Verhandlungen sehr schwierig gewesen 
seien, weil ein vom Eigentümer beauftragter Sach- 
verständiger den Verkehrswert um 23 400 DM höher 
geschätzt habe als das Staatshochbauamt. Dem 
Grundeigentümer sei bekannt gewesen, daß er durch 
Ausschöpfung aller rechtlichen Möglichkeiten eine 
„angemessene" Entschädigung hätte erreichen und 


im Falle einer Enteignung eine noch höhere Entschä- 
digung hätte erhalten können. Deshalb habe die 
Straßenbauverwaltung einen „funktionsfähigen 
Kompromiß" eingehen müssen, der in der Über- 
nahme von Kosten für das Ersatzgebäude liege. 

Der von dem Staatshochbauamt ermittelte Betrag 
stellte bereits die nach den Grundsätzen für die Ent- 
eignungsentschädigung ermittelte angemessene Ver- 
gütung dar. Der Eigentümer konnte auch im Ent- 
schädigungsverfahren keinen höheren Betrag erwar- 
ten. Es bestand auch sonst kein Anlaß, ihm mehr 
zuzugestehen. Der Hinweis auf ausgeführte Repara- 
turen ist unerheblich, weil das Staatshochbauamt 
den Zustand erst kurz vor Vertragsabschluß fest- 
gestellt hatte. Offenbar waren weitere Instand- 
setzungsarbeiten nötig. Hinsichtlich des Abschlags 
für unmoderne Bauweise hat die Straßenbauverwal- 
tung außer acht gelassen, daß Grundlage der Preis- 
bemessung nicht der Sachwert, sondern der Ver- 
kehrswert, also der üblicherweise für vergleichbare 
Gebäude gezahlte Preis ist. Im Grundstücksverkehr 
wirkt sich eine unmoderne Bauweise nachteilig auf 
den Preis aus. Der Abschlag war daher berechtigt. 
Kosten der Erschließung, Architektenhonorar und 
sonstige Baunebenkosten für Ersatzgebäude sind, 
wie dargelegt, keine den Verkehrswert des abzu- 
gebenden Grundstücks beeinflussende Aufwendun- 
gen. 

35 . Das Bestreben, Enteignungsverfahren zu ver- 
meiden, hat, wie viele der Beispiele zeigen, offen- 
sichtlich dazu geführt, daß die Verwaltungen bei 
Grundstückseigentümern, die nicht verhandlungs- 
bereit waren, nachgegeben und ihnen nicht gerecht- 
fertigte Zugeständnisse gemacht haben. Der Bundes- 
rechnungshof verkennt nicht, daß der Grunderwerb 
für Straßenbauzwecke in tatsächlicher und recht- 
licher Hinsicht besondere Schwierigkeiten bereitet 
und daß in Einzelfällen erhebliche Harten für die 
Eigentümer entstehen. Damit können aber nicht un- 
angemessen hohe Preise gerechtfertigt werden. 

36 . Durch überhöhte Zahlungen wird nicht nur der 
Bund im Einzelfall geschädigt. Vielmehr kann da- 
durch das Preisgefüge verschoben, der Verkehrswert 
allgemein erhöht und damit der Grundstücksmarkt 
nachteilig beeinflußt werden. Das zeigt sich an fol- 
gendem Beispiel: 

Für die Erweiterung einer Autobahn wurden in den 
Jahren 1963 und 1964 in erheblichem Umfang Grund- 
stücke verschiedener Güte benötigt. Die Liegen- 
schaftsverwaltung hatte für den Teil der Grund- 
stücke, die in dem als Außengebiet einer Groß- 
stadt ausgewiesenen Bereich lagen und als Grün- 
land genutzt wurden, eine unter 5 DM je qm lie- 
lende Entschädigung als angemessen bezeichnet. Ge- 
zahlt wurden jedoch Beträge, die in keinem Fall 
unter 6,60 DM je qm lagen. Diese Entwicklung führte 
dazu, daß die für die Fortsetzung der Arbeiten an 
der Autobahn im Gebiet des angrenzenden Bundes- 
landes benötigten, ebenfalls als Grünland genutzten 
Grundstücke zu einem Preis erworben werden muß- 
ten, der um etwa 1,50 DM höher war als die dort 
sonst gezahlten Preise. 
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37 . Der Bundesrechnungshof hat die Verwaltung 
auf die Mängel hingewiesen und gebeten, dafür 
zu sorgen, daß die vor allem in der Rechtsprechung 
entwickelten Grundsätze für die Enteignungsent- 
schüdigung künftig bei der Preisbemessung mehr als 
bisher berücksichtigt werden. Er hat gefordert, daß 
die Sachbearbeiter für Grunderwerb auch bei den 
Auftragsverwaltungen, bei denen das bisher nicht 
geschah, regelmäßig geschult und daß die Ergebnisse 
der Arbeitstagungen der Sachbearbeiter für Grund- 
erwerb, auf denen insbesondere die Anwendung der 
Grundsätze auf Einzelfälle erörtert wird, allen Sach- 
bearbeitern zugänglich gemacht werden. 


Entschädigungen für bewegliche Sachen 

38 . Für den Neubau einer Autobahn hatte eine 
Straßenbauverwaltung im Jahre 1964 ein bebautes 
Grundstück erworben, auf dem eine Gastwirtschaft 
mit Fremdenpension betrieben worden war. Etwa 
einen Monat später erwarb sie auch das Inventar, 
das der Eigentümer nicht mehr verwenden konnte, 
und zwar zu dem etwa IV 2 Jahre vorher von einem 
Sachverständigen auf rd. 34 800 DM geschätzten 
Zeitwert. Der Sachverständige hatte als Zeitwert 
überwiegend den Neuwert angenommen, weil sich 
die Einrichtung in einem guten, den neuzeitlichen 
Verhältnissen entsprechenden Zustand befunden 
habe. 

Im Jahre 1965 übernahm die Straßenbauverwaltung 
auf Grund eines Besitzüberlassungsvertrages auch 
das Inventar einer anderen Gastwirtschaft, die in 
der Trasse der vorgesehenen Autobahn lag und des- 
halb aufgegeben werden mußte. Der Entwurf einer 
Vereinbarung, die zur Zeit der Prüfung noch nicht 
unterschrieben war, sah vor, daß die früheren Eigen- 
tümer hierfür rd. 34 900 DM erhalten sollten. Ein 
Gutachter hatte den Zeitwert etwa 2 Jahre vorher 
auf rd. 40 200 DM geschätzt und in seinem Gutachten 
ausgeführt, daß die Einrichtung aus Neuanschaffun- 
gen bestehe und in gutem Zustand isei. 

Das Neubauamt ließ seine ursprüngliche Absicht, 
das Inventar der beiden Gaststätten öffentlich zu 
versteigern, wieder fallen, weil der beauftragte Ver- 
steigerer nach einer Besichtigung erklärt hatte, daß 
mit Geboten nicht zu rechnen sei. Ein Angehöriger 
des Neubauamtes soll daraufhin einen Teil des In- 
ventars an Nachbarn der früheren Gastwirtschaften 
für 7000 DM veräußert haben. Es sind aber weder 
Empfangsbescheinigungen vorhanden noch die Ver- 
kaufserlöse nachgewiesen. Die übrigen Gegenstände 
sollen gestohlen oder als nicht verwertbar von dem 
Bauunternehmer abgefahren worden sein. Das auf 
eine Strafanzeige hin eingeleitete Ermittlungsver- 
fahren hat die Staatsanwaltschaft eingestellt, weil 
der Täter nicht ermittelt werden konnte. 

39 . Der Bundosrechnungshof hat den Erwerb der 
Einrichtungsgegenstände beanstandet, weil er un- 
wirtschaftlich war. Die Straßenbaubehörden haben 
sich auf die Maßnahmen zu beschränken, die zur Er- 
füllung ihrer Aufgaben im Straßenbau nötig sind. 
Für den Straßenbau werden die in das Straßenge- 


lände fallenden Grundstücke mit den auf ihnen er- 
richteten Gebäuden benötigt, nicht aber die auf den 
Grundstücken oder in den Gebäuden untergebrach- 
ten beweglichen Einrichtungsgegenstände. Die Stra- 
ßenbauverwaltung hätte die Verwertung dem Eigen- 
tümer überlassen sollen. Zum Ausgleich des Ver- 
lustes, der ihm durch eine Veräußerung zu einem 
unter dem Zeitwert liegenden Preise hätte entstehen 
können, hätte die Straßenbauverwaltung eine Ent- 
schädigung in Höhe des erwarteten Mindererlöses 
vereinbaren sollen. In anderen Fällen ist auch so 
verfahren worden. 

Der Bundesrechnungshof hat weiter bemängelt, daß 
in dem ersten Fall die in dem Gutachten des Sach- 
verständigen festgestellten Zeitwerte dem Kauf- 
preis unverändert zugrunde gelegt worden sind, ob- 
wohl das Gutachten IV 2 Jahre früher abgegeben 
worden war und bei der besonders hohen Bean- 
spruchung des Inventars im Gaststätten- und Beher- 
bergungsbetrieb inzwischen wesentliche Wertmin- 
derungen eingetreten sein mußten. Im zweiten Fall 
hat er beanstandet, daß die Wertschätzung des Gut- 
achters ungeprüft zugrunde gelegt worden ist. Der 
Gutachter hatte weitgehend den Neuwert als Zeit- 
wert zugrunde gelegt, während der Versteigerer die 
Gegenstände als stark verbraucht und abgenutzt be- 
zeichnet hatte und auch das Amt selbst einen Teil 
der Möbel später als nicht verwertbar ansah. 

Da der Bund die Gegenstände erworben hat, hätten 
sie ordnungsgemäß untergestellt, als Bundesver- 
mögen verwaltet und gegen Diebstahl und wertmin- 
dernde Einwirkungen gesichert werden müssen. Der 
Bundesrechnungshof hat die mangelhafte Verwal- 
tung des Bundeseigentums beanstandet. 

40 . Das für den Bau einer neuen Autobahn be- 
nötigte Land sollte in einem Flurbereinigungsver- 
fahren bereitgestellt werden. Die Eigentümerin eines 
für die Autobahn benötigten Grundstücks, auf dem 
sie eine Gastwirtschaft, verbunden mit einem Le- 
bensmittelgeschäft, betrieb, war bereit, auf die ihr 
zustehende Landabfindung zu verzichten, wenn der 
Erwerber — die Teilnehmergesellschaft — die Gast- 
stätten- und Ladeneinrichtung sowie landwirtschaft- 
liches Inventar und Futter und Düngervorräte über- 
nähme. Ein vom Autobahn-Neubauamt beauftragter 
Sachverständiger schätzte den Zeitwert der Gast- 
stätten- und Ladeneinrichtung auf rd. 17 000 DM. In 
seinem Gutachten hatte er ausgeführt, daß das In- 
ventar sich in gutem Zustand befinde und zum größ- 
ten Teil erst kurz vorher beschafft worden sei. 
Als Schätzwert hatte er für einen großen Teil der 
Gegenstände den Neuwert angegeben. Der Sachver- 
ständige empfahl, die Einrichtung nicht zu überneh- 
men, weil es schwierig sei, bei der Veräußerung den 
Zeitwert zu erzielen, und statt dessen die Eigentü- 
merin mit dem vermutlichen Mindererlös von etwa 
60 bis 70 V. H. des Zeitwertes abzufinden. Den Wert 
des landwirtschaftlichen Inventars und der Futter- 
und Düngemittelvorräte schätzte ein anderer Sach- 
verständiger auf rd. 17 900 DM. Die Teilnehmerge- 
meinschaft erwarb trotzdem im Jahre 1963 mit Zu- 
stimmung der Straßenbauverwaltung das Inventar 
und die Vorräte zu den geschätzten Zeitwerten von 
insgesamt rd. 35 000 DM. Den Beitrag zahlte das 
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Autobahn-Neubauamt aus Bundesmitteln an die 
Teilnehmergemeinschaft. Es übernahm auch die Ver- 
äußerung der Gegenstände, weil es glaubte, einen 
hohen Verkaufserlös erzielen zu können. Die in 
seinem Auftrag abgehaltene Versteigerung er- 
brachte nur rd. 8400 DM, die dem Bundeshaushalt 
zugeführt wurden. Der Zuschlag war auf Angebote 
erteilt worden, die außerordentlich niedrig lagen 
und teilweise nicht einmal 10 v. H. des Schätzwertes 
erreichten. Einen Teil des versteigerten Gutes er- 
warb die frühere Eigentümerin zu Preisen, die weit 
unter den Schätzwerten und den ihr gezahlten Prei- 
sen lagen. 

Der Bundesrechnungshof hat gerügt, daß die Auf- 
tragsverwaltung dem Erwerb der Gegenstände durch 
die Teilnehmergemeinschaft z. T. entgegen der Emp- 
fehlung des Sachverständigen zugestimmt und die 
Gegenstände mittelbar aus Bundesmitteln bezahlt 
hat. Im übrigen gelten die bereits dargelegten Be- 
denken gegen den Erwerb beweglicher Gegenstände 
auch für diesen Fall. 


Bau von Garagen für Verwaltungsangehörige 

41 . Ein Autobahnamt ließ in den Rechnungsjahren 
1964 und 1965 bei drei Autobahnmeistereien durch 
die dort beschäftigten Arbeiter insgesamt 29 Leicht- 
metallgaragen für die privaten Kraftfahrzeuge der in 
den Autobahnmeistereien beschäftigten Verwal- 
tungsangehörigen aufstellen. Die Garagen mit einem 
Anschaffungswert von rd. 43 000 DM wurden aus 
den für den Bau der Autobahnmeistereien bereitge- 
stellten Mitteln bezahlt. Auch ein Teil der Kosten 
der zum Aufbau nötigen Baustoffe wurde dort ge- 
bucht. Der größte Teil dieser Kosten und die Löhne 
wurden aus den Mitteln für Unterhaltung und In- 
standsetzung der Bundesautobahnen bestritten. Die 
genehmigten Kostenanschläge für den Neubau der 
Autobahnmeistereien enthielten keinen Ansatz für 
den Bau von Garagen. 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß die 
Baumittel zweckwidrig verwendet worden sind. Die 
Verwaltung hat erklärt, die Verwaltungsangehöri- 
gen hätten das Fehlen von Unterstellmöglichkeiten 
für ihre Kraftfahrzeuge wiederholt als unzumutbar 
bezeichnet. Sie habe aber die Garagen erst bauen 
lassen, nachdem der Bundesminister beim Neubau 
anderer Autobahnmeistereien zunächst überdachte 
Einstellplätze und später Garagen genehmigt habe. 

Diese Ausführungen können die Feststellungen des 
Bundesrechnungshofes nicht entkräftigen. Die Ver- 
waltung hat gegen § 30 Abs. 1 RHO verstoßen. Der 
Bundesrechnungshof hat gebeten, dafür zu sorgen, 
daß derartige Verstöße künftig unterbleiben. 


Verwendung von Stahlflachstraßen 

42 . Für größere Instandsetzungen der Bundesauto- 
bahnen mußte früher mindestens eine Spur der 
Fahrbahn für den Verkehr gesprerrt werden. Auf 
den stärker befahrenen Strecken kam es dadurch 
zu erheblichen, auf die Dauer nicht tragbaren Ver- 
kehrsstauungen. Dem sollte durch Stahlflachstraßen 
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abgeholfen werden, über die der Verkehr vier- 
spurig geführt werden konnte. 

Die erste aus 492 Platten bestehende, 1 km lange 
Stahlflachstraße wurde im April 1964 beschafft und 
bis Ende 1965 sechsmal verwendet. Während dieser 
Zeit traten ständig Schäden auf, die darauf zurückzu- 
führen waren, daß die Konstruktion nicht ausgereift 
war. Für die Instandsetzung mußten bis dahin rd. 
1,95 Mio DM aufgewendet werden. Trotzdem waren 
im Frühjahr 1966 137 Platten nicht mehr verwend- 
bar. Ende 1966, nach achtmaliger Verwendung, 
waren 355 Platten so stark beschädigt, daß sie mit 
vertretbarem Aufwand nicht mehr instand gesetzt 
werden konnten. Diese Platten hat der Lieferer für 
148 000 DM zurückgekauft. Die verbleibenen 137 
Platten mit insgesamt 330 m Länge werden für die 
Verwendung im Bereich von Brücken umgebaut. 

Als Kaufpreis wurden 6,95 Mio DM vereinbart. Die 
Kosten des Umbaues von 50 noch verwendbaren 
Platten und den größten Teil der bis Ende 1965 
entstandenen Instandsetzungskosten übernahm die 
Lieferfirma. 

Der Auf- und Abbau, das Umsetzen, das Einlagern 
und die vorbereitenden Arbeiten, die zum Auflegen 
der Stahlflachstraße nötig waren, hatte bis Ende 
1965 1,225 Mio DM oder etwa 204 000 DM je Ver- 
wendung gekostet. Bei Berücksichtigung der Amor- 
tisation entstanden durch die Verwendung der Stahl- 
flachstraße neben den Kosten der Bauarbeiten je km 
zusätzliche Kosten von rd. 800 000 DM. Von den 
Gesamtaufwendungen für die Instandsetzung oder 
Erneuerung einer Betriebsstrecke entfielen damit im 
Durchschnitt etwa 45 v. H. auf die Kosten der Stahl- 
flachstraße. Wurden dagegen unter vergleichbaren 
Verhältnissen an der Baustelle drei Spuren auf der 
von den Bauarbeiten nicht betroffenen Fahrbahn an- 
gelegt und eine Spur auf der Baustellenseite be- 
nutzt, betrugen die zusätzlichen Kosten nur etwa 
210000 DM, bei behelfsmäßiger Verbreiterung einer 
Fahrbahn auf vier Spuren 185 000 DM. 

43 , Die hohen Mehrkosten gegenüber den anderen 
Möglichkeiten der Verkehrsführung an Baustellen 
lassen die weitere Verwendung der Stahlflachstraße 
in der bisherigen Art wirtschaftlich nicht mehr ver- 
tretbar erscheinen. Es kommt hinzu, daß Standspuren 
wegen der Dichte des Verkehrs auch bei den mei- 
sten derjenigen Autobahnen angelegt werden müs- 
sen, die diese bisher noch nicht hatten. Werden diese 
Standspuren vor Beginn der Bauarbeiten an der 
Betriebsstrecke gebaut, wie dies an verschiedenen 
Stellen schon geschehen ist, kann der Verkehr unter 
Verzicht auf die Stahlflachstraße vierspurig an der 
Baustelle vorbeigeführt werden. Außerdem wird 
trotz erheblich geringerem Kostenaufwand eine An- 
lage geschaffen, die auch nach Abschluß der Bau- 
arbeiten dem Verkehr zur Verfügung steht. 

44 . Der Bundesrechnungshof hat den Bundesmini- 
ster gebeten, von weiteren Investitionen für die 
vorhandenen oder für weitere Stahlflachstraßen ab- 
zusehen. Die Verwendung von Stahlflachstraßen 
hat er nur noch dort als vertretbar bezeichnet, wo 
aus technischen oder Sicherheitsgründen andere 
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Lösungen nicht möglich sind, z. B. im Bereich schma- 
ler Unterführungsbauwerke oder besonders ungün- 
stiger Geländeverhältnisse. 

Der Bundesminister hat darauf hingewiesen, daß die 
heute angewendeten Verfahren zur Verkehrsführung 
an Baustellen zu der Zeit, als die Stahlflachstraße 
beschafft wurde, noch nicht ausreichend entwickelt 
gewesen seien. Man habe seinerzeit in der Stahl- 
flachstraße eine gute und wirtschaftliche Möglich- 
keit gesehen, die Stauungen an Baustellen zu ver- 
meiden. Die aufgetretenen Mängel seien vor allem 
darauf zurückzuführen, daß jede Erfahrung gefehlt 
habe. Bei der zweiten Stahlflachstraße, die seit 
Frühjahr 1965 verwendet werde und nur 4,8 Mio DM 
gekostet habe, seien bisher keine nennenswerten 
Schwierigkeiten aufgetreten. Sie könne voraussicht- 
lich 15- bis 20mal verwendet werden. Da aber auch 
bei ihr die Kosten noch erheblich über den Kosten 
lägen, die bei den anderen Möglichkeiten der Ver- 
kehrsführung entständen, sei beabsichtigt, die Stahl- 
flachstraße nur in den vom Bundesrechnungshof ge- 
nannten Fällen zu verwenden. Weitere Stahlflach- 
straßen würden nicht beschafft. 

Luftfahrt 

(Kapitel 12 17) 

Zuwendungen an eine Gesellschaft 

(Titel 617 für die Rechnungsjahre 1963 bis 1967) 

45 . Eine Gesellschaft, die fast ausschließlich vom 
Bund und mehreren Ländern finanziert wird, zahlt 
ihrem Geschätfsführer neben der Vergütung nach 
der Allgemeinen Dienstordnung für übertarifliche 
Angestellte im öffentlichen Dienst seit dem 1. Juli 
1963 eine monatliche Leistungszulage, die zunächst 
200 DM betrug und am 1. Januar 1964 auf 300 DM 
erhöht wurde. Der stellvertretende Geschäftsführer 
erhielt vom 1. Juli 1964 bis zum 30. Juni 1965 eine 
Leistungszulage von 130 DM monatlich. Der in BAT 
I b eingestufte Verwaltungsleiter einer der der Ge- 
sellschaft angeschlossenen drei Forschungsanstalten 
erhält seit Dezember 1963 eine Leistungszulage in 
gleicher Höhe. 

Durch die Einführung von Leistungszulagen, die im 
Einvernehmen mit dem Bund und den an den Zu- 
wendungen beteiligten Ländern vorgenommen wur- 
de, sollte es seinerzeit den Forschungsanstalten er- 
möglicht werden, überdurchschnittlich begabte Wis- 
senschaftler für sich zu gewinnen und Abwande- 
rungen zu verhindern. Die Zahlung von Zulagen an 
Verwaltungskräfte war daher nicht gerechtfertigt. 
Der Bundesrechnungshof hat den Bundesminister 
hierzu um Stellungnahme gebeten. 

46 . Zu der Zahlung der Zulagen an den Geschäfts- 
führer und seinen Vertreter hat der Bundesminister 
im wesentlichen mitgeteilt, der Vorstand der Gesell- 
schaft habe den Begriff „wissenschaftliche Tätig- 
keit" nicht auf die rein forschende Tätigkeit be- 
schränkt, sondern darunter auch die Planung von 
Forschungsarbeiten, das Auswerten zusammenfas- 
sender Berichte über wissenschaftliche Vorhaben 


und Ergebnisse und die Koordinierung von For- 
schungsvorhaben verstanden und habe diese Vor- 
aussetzungen bei dem Geschäftsführer und seinem 
Vertreter als erfüllt angesehen. Im übrigen seien 
beide Zulagen ohne Vorbehalt des Widerrufs 
gewährt worden und somit Bestandteil der Ver- 
gütungen geworden. 

Hinsichtlich der Zahlung der Zulage an den Ver- 
waltungsleiter hat der Bundesminister ausgeführt, 
er habe die Gesellschaft darauf hingewiesen, daß 
die Zulage bestimmungswidrig gezahlt werde. Seine 
zweimalige Aufforderung, die Einstellung der Zah- 
lung sofort zu veranlassen, sei jedoch ohne Erfolg 
geblieben. Die Gesellschaft habe u. a. erklärt, es lasse 
sich bei einer Großforschungsanstalt nicht umgehen, 
auch dem einen oder anderen hochqualifizierten Mit- 
arbeiter aus dem Verwaltungsbereich eine Leistungs- 
zulage zukommen zu lassen. Die Forschungsanstalt 
beabsichtige, die Angelegenheit in Anlehnung an 
den Tarifvertrag über den Bewährungsaufstieg vom 
25. März 1966 zu bereinigen. 

47 . Diese Ausführungen haben den Bundesrech- 
nungshof nicht zu überzeugen vermocht, zumal da 
auch nach neuen Richtlinien, die mit Wirkung vom 
1. Februar 1966 gelten, widerrufliche Zulagen nur 
Angehörigen des wissenschaftlichen und technischen 
Personals, die regelmäßig zu 75 v. H. und mehr im 
Bereich der eigentlichen Forschung tätig sind, nicht 
aber Angestellten der Verwaltung gewährt werden 
dürfen. Der Bundesrechnungshof sieht in der Zah- 
lung der Zulagen einen Verstoß gegen die Bewilli- 
gungsbedingungen. Er hält es für unerläßlich, daß 
der Bundesminister die Gesellschaft mit allem Nach- 
druck zur Einstellung der Zahlungen veranlaßt. 
Außerdem wird Vorsorge zu treffen sein, daß sich 
derartige Fälle nicht wiederholen. 


Bundesminister der Verteidigung 

(Einzelplan 14) 

Allgemeine Bewilligungen 

(Kapitel 14 02) 

Wehrtechnische Entwicklung und Erprobung 

(Titel 309 a für die Rechnungsjahre 1959 bis 1967) 

Flugzeuge, Flugkörper und technisches Gerät 

(Kapitel 14 19) 

Erhaltung der Flugzeuge, Flugkörper, Flugzeugret- 
tungs-, Sicherheits- und sonstigen flugtechnischen 
Geräte 

(Titel 350 für die Rechnungsjahre 1959 bis 1967) 

48 . Im Jahre 1959 hat der Bundesminister damit 
begonnen, zur Wahrnehmung technischer Verwal- 
tungsaufgaben bei nachgeordneten Dienststellen Per- 
sonal privater Unternehmen heranzuziehen. Seit 


46 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/2695 


1962 sind im Bundesamt für Wehrtechnik und Be- 
schaffung bei Erprobungsstellen und im Material- 
amt der Luftwaffe etwa 100 Firmenangehörige stän- 
dig wie eigenes Personal in den Dienstbetrieb ein- 
gegliedert. Die Arbeitskräfte werden von Unter- 
nehmen, die neue Waffen und Geräte entwickeln, 
nachbauen oder betreuen, gegen Entgelt zur Ver- 
fügung gestellt. Sie stehen in keinem Arbeits- oder 
Dienstverhältnis zum Bund, nehmen aber Dienst- 
geschäfte wahr, die nach der Aufgabenstellung und 
Organisation der Dienststellen üblicherweise von 
Beamten aller Laufbahngruppen oder von Soldaten 
verrichtet werden. Das Entgelt wird nicht aus den 
für Personalausgaben, sondern aus den für all- 
gemeine Ausgaben veranschlagten Mitteln bestrit- 
ten und beträgt das Zwei- bis Dreifache der Aus- 
gaben, die entstünden, wenn die Dienstgeschäfte 
durch Bundesbedienstete wahrgenommen würden. 
Die Bezüge der Firmenangehörigen sind durchweg 
höher als die vergleichbarer Bundesbediensteter. 
Die Mehrausgaben belaufen sich jährlich auf etwa 
2 Mio DM. 

Der Bundesminister hat das Verfahren damit 
begründet, daß für die Aufgaben im Zusammenhang 
mit der Entwicklung, Erprobung und Beschaffung 
neuer, komplizierter Geräte und Waffen nicht 
genügend fachkundige Behördenbedienstete vorhan- 
den seien oder zu den für den öffentlidien Dienst 
geltenden Bedingungen gewonnen werden könnten. 

Das Verfahren ist unwirtschaftlich, und es ist nicht 
vertretbar, Behördenaufgaben ständig durch verwal- 
tungsfremde Personen wahrnehmen zu lassen. Auch 
wird der durch den Stellenplan festgelegte Personal- 
bestand überschritten. Außerdem wird das Firmen- 
personal vielfach unerwünschten Interessenkollisio- 
nen ausgesetzt. Es besteht keine Gewähr, daß die 
Belange des Bundes ausreichend gewahrt werden, 
wenn die Firmenangehörigen Angelegenheiten 
bearbeiten, die ihre eigene Firma betreffen. Schließ- 
lich stört es den Arbeitsfrieden, wenn gleiche Arbeit 
unterschiedlich vergütet wird. 

Der Bundesrechnungshof hat zunächst die weitere 
Entwicklung abgewartet, später aber den Bundes- 
minister gebeten, das Firmenpersonal sobald wie 
möglich durch Bundesbedienstete zu ersetzen. 

Der Bundesminister hat erwidert, er sei bestrebt, 
die Beschäftigung von Firmenpersonal einzuschrän- 
ken. Es habe sich um eine Notmaßnahme gehandelt. 
Tn Einzelfällen sei es ihm inzwischen gelungen, 
Firmenangehörige durch Bundesbedienstete zu erset- 
zen oder sie für den Bundesdienst zu gewinnen. 
Eine Übernahme des größten Teils des Personals 
sei jedoch angesichts der hohen Vergütungen, die 
es erhalte, sehr schwierig, wenn nicht unmöglich. 
Eine rasche Ablösung sei im übrigen auch deshalb 
nicht durchführbar, weil die vorhandenen Plan- 
stellen besetzt seien und die allgemein angestrebte 
Verminderung des Personals die Schaffung neuer 
Planstellen verbiete. 

Diese Ausführungen haben den Bundesrechnungs- 
hof nicht überzeugt. Er hat dem Bundesminister emp- 
fohlen, die erforderlichen Planstellen zu beantragen 
und bei den allgemeinen Ausgaben auf Mittel in 
der Höhe zu verzichten, wie sie bisher für die Fir- 


menangehörigen verbraucht worden sind. Nachdem 
wegen der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung eine 
Tätigkeit im Bundesdienst begehrter geworden ist, 
dürfte es nicht mehr so schwierig sein, die Stellen 
zu besetzen. 

Der Bundesminister hat erklärt, er bemühe sich 
weiter, die Beschäftigung von Firmenpersonal ein- 
zuschränken und die Aufgaben durch Bundesbedien- 
stete wahrnehmen zu lassen. 

Bundeswehrverwaltung und Personalausgaben für 
das Zivilpersonal bei den Kommandobehörden, 
Truppen usw. 

(Kapitel 14 04 für verschiedene Rechnungsjahre) 

Auflösung der Wehrbezirks Verwaltungen 

49 . Der Bundesminister der Verteidigung hat im 
Jahre 1962 Wehrbezirksverwaltungen als selbstän- 
dige Dienststellen der Bundeswehrverwaltung ein- 
gerichtet. Durch das Dritte Gesetz zur Änderung 
des Wehrpflichtgesetzes vom 26. März 1965 erhielten 
diese Dienststellen die Eigenschaft von Bundes- 
mittelbehörden. Ihre Aufgaben erstrecken sich vor- 
nehmlich auf das Wehrersatzwesen, die Deckung 
des materiellen Bedarfs, die Berufsförderung und 
die Fürsorge. Auf diesen Gebieten sollten die Wehr- 
bereichsverwaltungen, Standortverwaltungen und 
die Kreiswehrersatzämter fühlbar entlastet werden. 
Der Haushaltsplan für das Rechnungsjahr 1966 ent- 
hält für insgesamt 32 Wehrbezirksverwaltungen 
Planstellen für 940 Beamte und Mittel für 805 Ange- 
stellte und 130 Arbeiter. 

50 . Der Bundesrechnungshof hat zunächst wieder- 
holt gegen die Einrichtung von Wehrbezirksverwal- 
tungen Bedenken geäußert, weil er keine zwingen- 
den Gründe erkannte, von dem Grundsatz der Drei- 
stufigkeit der Verwaltung abzugehen. Er hat sodann 
darauf hingewirkt, daß den Wehrbezirks Verwaltun- 
gen nur Aufgaben der Ortsinstanz von überörtlicher 
Bedeutung und Aufgaben der Mittelinstanz, und 
zwar in ausschließlicher Zuständigkeit, übertragen 
wurden. Er hat im übrigen darauf geachtet, daß bei 
der Besetzung von Dienstposten die notwendige 
Zurückhaltung geübt wurde. 

51 . Da die Aufgaben auf dem Gebiet der Deckung 
des materiellen Bedarfs hinter dem erwarteten Um- 
fang zurückgeblieben sind und die Wehrbezirksver- 
waltungen den übrigen Behörden der Bundeswehr- 
verwaltung auch keine ausreichende Entlastung 
gebracht haben, hat der Bundesminister vorerst 
15 Wehrbezirksverwaltungen aufgelöst. Die ver- 
bliebenen Wehrbezirksverwaltungen beabsichtigt 
der Bundesminister in Außenstellen der Wehr- 
bereichsverwaltungen umzuwandeln, sobald die in 
Vorbereitung befindliche 5. Novelle zum Wehr- 
pflichtgesetz dafür die gesetzliche Grundlage ge- 
schaffen hat. 

Durch diese Entwicklung sind die Bedenken des 
Bundesrechnungshofes gegen die Einrichtung der 
Wehrbezirksverwaltungen bestätigt worden. 
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Ob es sich empfiehlt, Außenstellen der Wehr- 
bereichsverwaltungen zu errichten, wird geprüft 
werden, wenn deren Aufgaben und Organisation 
festgelegt worden sind. 

Unterbringung 

(Kapitel 14 12 für verschiedene Rechnungsjahre) 

Mängel der Liegenschaftsverwaltung 

52 . Seit dem Jahre 1961 dürfen Soldaten unentgelt- 
lich die bundeswehreigenen Anlagen zum Waschen 
eigener Kraftfahrzeuge benutzen. Der Bundesrech- 
nungshof hat den Bundesminister auf die Unzu- 
lässigkeit dieser Regelung aufmerksam gemacht und 
ihm unter Hinweis auf § 41 RHO und auf die Rege- 
lung des Bundesministers des Innern für den Bun- 
desgrenzschutz empfohlen, ein angemessenes Ent- 
gelt zu erheben. Die Angelegenheit ist bereits in der 
Denkschrift vom 22. Oktober 1963 (unter Nr. 41 a) 
mit dem Ergebnis erörtert worden, daß der Rech- 
nungsprüfungsausschuß des Deutschen Bundestages 
am 17. März 1965 die Berechtigung der Beanstan- 
dung des Bundesrechnungshofes festgestelit hat. 
Gleichwohl hat der Bundesminister die beanstandete 
Regelung aufrechterhalten. Er hat dem Bundesrech- 
nungshof, der ihn im März 1966 an die Angelegen- 
heit erinnert hatte, nach weiteren neun Monaten 
mitgeteilt, daß er beabsichtige, an der bisherigen 
Handhabung festzuhalten. Den Bundesminister der 
Finanzen habe er gebeten, hierfür die haushalts- 
rechtlichen Voraussetzungen gemäß § 41 RHO zu 
schaffen. Der Bundesminister der Finanzen hat den 
im Dezember 1966 gestellten Antrag unter Bezug- 
nahme auf die Stellungnahme des Rechnungsprü- 
fungsausschusses abgelehnt. Im Mai 1967 hat ihn 
dann der Bundesminister der Verteidigung um Zu- 
stimmung zu einem Erlaß gebeten, der zwar ein 
Entgelt vorsah, dessen Höhe aber keinen angemes- 
senen Ausgleich bot, so daß der Bundesminister der 
Finanzen auch in diesem Fall seine Zustimmung ver- 
sagen mußte. Erst im Juli 1967 hat der Bundes- 
minister der Verteidigung eine Regelung getroffen, 
die ein angemessenes Entgelt vorsieht. Die seit 1961 
entstandenen Mehrausgaben allein für Wasser und 
Abwasser dürften mit 5 Mio DM noch zu niedrig 
geschätzt sein. 

53 . In manchen Standorten können Bundesdarle- 
henswohnungen nicht wie vorgesehen besetzt wer- 
den, z. B. weil Truppenteile wegen Umplanungen 
nicht oder nicht zeitgerecht verlegt werden. Solche 
Wohnungen werden häufig Soldaten von Nachbar- 
standorten zugewiesen, in 'denen Wohnungsmangel 
besteht. Diese sogenannte wochenendnahe Unter- 
bringung bezweckt die Einsparung von Kosten für 
das Freihalten der Wohnungen und bedeutet zu- 
gleich eine Fürsorgemaßnahme für die Soldaten, die 
auf diese Weise jedenfalls an den Wochenenden 
ihre Angehörigen besuchen können. Eine Einspa- 
rung von Trennungsgeld ist damit nicht verbunden. 
Häufig ist es bei der standortfremden Unterbringung 
auch dann geblieben, wenn sich die Verhältnisse ge- 
ändert hatten und die Wohnungen für Soldaten am 


Ort benötigt wurden. In diesen Fällen wird also für 
die „wochenendnah" untergebrachten Soldaten wei- 
terhin Trennungsgeld ausgegeben, während die 
Wohnungen den zum Standort gehörigen Soldaten 
vorenthalten werden mit der Folge, daß auch ihnen 
Trennungsgeld gezahlt werden muß. 

Das Verfahren steht mit den Grundsätzen einer 
wirtschaftlichen Verwaltung nicht in Einklang. Der 
Bundesrechnungshof hat im Jahre 1963 den Bundes- 
minister gebeten, dafür zu sorgen, daß den „wochen- 
endnah" Untergebrachten bevorzugt Wohnungen 
am Dienstort zugewiesen werden. Der Bundesmini- 
ster hat dies auch wiederholt zugesagt, bisher aber 
nichts veranlaßt. 

54 . Um die hohen Kosten für zivile Bewachung zu 
senken, hat der Bundesminister im Januar 1966 die 
nachgeordneten Dienststellen angehalten, in größe- 
rem Umfang als bisher automatische Bewachungs- 
anlagen zu verwenden. Die Kosten derartiger An- 
lagen betragen nur etwa die Hälfte des jährlichen 
Aufwands für die Bewachung durch gewerbliche 
Unternehmen. 

Obwohl die Anlagen verhältnismäßig einfach einzu- 
bauen und Richtlinien für ihre Verwendung bereits 
seit Jahren vorhanden sind, geht die Ausrüstung 
nur sehr langsam vor sich. Teilweise haben die zu- 
ständigen Stellen nähere Weisungen abgewartet; 
eine Wehrbereichsverwaltung hat sogar geglaubt, 
daß sich die Anlagen erst in der Erprobung befän- 
den. 

Der Bundesrechnungshof hat den Bundesminister im 
Januar 1967 auf diese Unklarheiten aufmerksam 
gemacht und auf die Mehrkosten hingewiesen, die 
eine weitere Verzögerung zur Folge haben werde. 
Darauf hat der Bundesminister Anfang Februar 1967 
die Bestimmungen in einem Erlaß erläutert. Da die- 
ser Erlaß — aus ungeklärter Ursache — die nach- 
geordneten Stellen nicht erreicht hat, ging weitere 
Zeit verloren. Auf Vorstellungen des Bundesrech- 
nungshofes ist dann der Erlaß im Juni 1967 noch- 
mals bekanntgegeben worden. Der Bundesrech- 
nungshof hat den Bundesminister gebeten, nunmehr 
dafür zu sorgen, daß die Einrichtung der Anlagen 
bis Ende Juni 1968 abgeschlossen ist. 

55 . Seit 1962 werden Neubauten der Bundeswehr 
an Stelle von Glühlampen mit Leuchtstoffröhren 
ausgestattet, weil diese nur etwa 35 v. H. der für 
Glühlampen benötigten Strommenge verbrauchen. 
Außerdem sind Leuchtstoffröhren in Kasernenstuben 
auch aus gesundheitlichen Gründen zu bevorzugen. 
Dieser Vorteile wegen hat der Bundesrechnungshof 
angeregt, auch die Altbauten mit Leuchtstoffröhren 
auszurüsten. Entsprechende Weisungen hat der Bun- 
desminister im Februar 1965 erteilt; er hat aber ver- 
säumt, für eine zügige Ausführung zu sorgen. Nach 
überschläglichen Ermittlungen sind bis Mitte 1967 
nur etwa 20 v. H. der Altbauten mit Leuchtstoffröh- 
ren ausgerüstet worden, so daß weiter hohe Strom- 
kosten entstanden sind, die vermieden werden 
konnten. Der Bundesrechnungshof hat deshalb im 
Mai 1967 auf die Dringlichkeit hingewiesen. Darauf 
hat der Bundesminister angeordnet, die Umrüstung 
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so zu beschleunigen, daß sie im wesentlichen bis 
zum Juli 1968 abgeschlossen ist. 

56 . Im März 1966 hatte der Bundesrechnungshof 
beanstandet, daß zu Reinigungsarbeiten in Kasernen 
verwaltungseigenes Personal auch dann verwendet 
wird, wenn es wirtschaftlicher ist, Firmen zu beauf- 
tragen. Der Bundesminister hat dann im Mai 1967 
bestimmt, daß in allen Bundeswehrliegenschaften 
die wirtschaftlichste Reinigungsart anzuwenden und 
außerdem die Büroreinigung einzuschränken ist. 
Bald darauf aber hat er angeordnet, daß die Umset- 
zung oder Entlassung der 600 bis 700 betroffenen 
Bundesbediensteten zunächst unterbleiben soll. Die 
Frage des Bundesrechnungshofes nach den Gründen 
ist bisher unbeantwortet geblieben. Der Bundesrech- 
nungshof hat den Bundesminister nunmehr unter 
Hinweis auf die erheblichen Mehrausgaben gebeten, 
die Anordnung wieder aufzuheben. 

57 . Der Bundesminister hat hiernach wichtige Ent- 
scheidungen, die erhebliche Einsparungen erwarten 
ließen, ohne ersichtlichen Grund hinausgezögert und 
damit gegen die Grundsätze ordnungsmäßiger Ver- 
waltung verstoßen. In anderen Fällen hat er es 
nicht vermocht, die rechtzeitige Ausführung seiner 
Anordnungen durchzusetzen. Bei sachgerechter Aus- 
übung der Dienst- und Fachaufsicht hätte der Bun- 
desminister die Unklarheiten oder Versäumnisse 
bei den nachgeordneten Dienststellen rechtzeitig 
erkennen und beseitigen können. Der Bundesmini- 
ster wird auf dem Gebiet der Unterbringung für 
eine straffere Verwaltung sorgen müssen. 

58 . Wegen der Bewachung eines Truppenübungs- 
platzes durch eigenes Personal wird auf Nr. 19 der 
Bemerkungen 1965 (S. 13) hingewiesen. 

Neubau von Kasernen im Wehrbereich VI 

(Titel 716) 

Falsche Berechnung von Bauleistungen 

59 . Eine Baufirma hat in den Jahren 1962 und 1963 
in einer Truppenunterkunft zwei Werkhallen ge- 
baut. Bei einer vom Bundesrechnunghof veranlaßten 
Nachprüfung der Bauleistungen durch Aufgraben 
wurde festgestellt, daß die von der Firma in Rech- 
nung gestellten und ihr dementsprechend bezahlten 
Erd- und Betonarbeiten zum Teil nicht mit den tat- 
sächlich ausgeführten Arbeiten übereinstimmten. Die 
auf den von der örtlichen Bauleitung und der Firma 
unterschriebenen Aufmaßblättern angegebenen Maße 
waren nämlich überhöht. Außerdem hat die Firma 
für einige Leistungen Einheitspreise gefordert, die 
nach dem Angebot für andere Leistungen bestimmt 
waren, und zum Teil Beton von geringerer Güte 
verwendet. 

Durch die fehlerhafte Berechnung, die sowohl von 
dem Bauamt und der örtlichen Bauleitung als auch 
von der Firma mit einem mehrfachen Bauleiter- 
wechsel und einer wiederholten Änderung der Aus- 
führung begründet wurde, waren insgesamt rd. 
26 100 DM zuviel gezahlt worden. 


Der Bundesrechnungshof hat verlangt, den Betrag 
von der Firma zurückzufordern. Gleichzeitig hat er 
angeregt, die Bediensteten des Bauamts und der 
örtlichen Bauleitung wegen der oberflächlichen und 
unzulänglichen Prüfung der Abrechnungsunterlagen 
zu rügen. Beides ist geschehen. 

Gemeinsame NATO-Infrastruktur auf dem Gebiet 
der Bundesrepublik ab Tranche VII b 

(Titel 960) 

Ungerechtfertigte Berechnung und Bezahlung von 
Bauleistungen im Zusammenhang mit der Herstel- 
lung von Entwässerungsleitungen 

60 . Eine Arbeitsgemeinschaft mehrerer Baufirmen 
hatte in den Jahren 1960 und 1961 im Auftrag eines 
Finanzbauamts die Entwässerungsleitungen in einer 
neuen Truppenunterkunft herzustellen. In dem Ver- 
trag war vereinbart worden, die Arbeiten so zu 
berechnen, als ob die Rohrgräben mit senkrechten 
Wänden und um 70 cm breiter als der äußere 
Durchmesser der verlegten Leitungen ausgeschachtet 
worden wären. Es war den Unternehmern jedoch 
freigestellt, die Gräben zu verkleiden oder mit mehr 
oder weniger flach geneigten Böschungen zu ver- 
sehen. Nur für die Grabenabschnitte innerhalb der 
Straßenflächen oder in deren unmittelbarer Nähe 
war senkrechtes Ausschachten und ein Verbau der 
Grabenwände zwingend vorgeschrieben. Ausschließ- 
lich für diese Teilstrecken durften die Unternehmer 
den nach den „Allgemeinen Technischen Vorschrif- 
ten für Bauleistungen" (VOB/C) für jeden Verbau 
der Grabenwände vorgesehenen Zuschlag von 15 cm 
zur Grabenbreite besonders berücksichtigen. 

61 . Bei einer vom Bundesrechnungshof veranlaß- 
ten Nachprüfung der Bauleistungen ergab sich, daß 
die Arbeitsgemeinschaft — bis auf eine kleine 
Strecke von 55 m — auch für die Absdinitte, die 
nach dem Vertrag mit senkrechten Wänden auszu- 
schachten und zu verbauen waren, ausschließlich 
Rohrgräben mit Böschungen hergestellt hatte. Damit 
ist die Arbeitsgemeinschaft eigenmächtig von der 
im Vertrag vorgeschriebenen Ausführung abge- 
wichen und hat den vom Auftraggeber verfolgten 
Zweck gefährdet, innerhalb der im Vertrag bezeich- 
neten Bereiche ein späteres Setzen des Bodens so- 
weit wie möglich zu verhindern. Bei der Berech- 
nung des Erdaushubs hat die Arbeitsgemeinschaft 
die Rohrgrabenbreite abweidiend vom Vertrag für 
die gesamte Länge der Gräben mit dem Zuschlag 
von 15 cm angesetzt. 

62 . Abgesehen davon, daß sich die Arbeitsgemein- 
schaft durch die Ausführung abgeböschter Rohr- 
gräben wesentliche kostensparende Arbeitserleichte- 
rungen verschaffte, hat sie durch den von ihr an- 
gewendeten Berechnungsmodus eine weitaus höhere 
Vergütung erzielt, als ihr nach dem Vertrag zuer- 
kannt werden durfte. Das Finanzbauamt hat auf 
Veranlassung des Bundesrechnungshofes den da- 
nach zuviel gezahlten Betrag mit rd. 34 300 DM 
ermittelt. Die Arbeitsgemeinschaft hat den Betrag 
im August 1967 zurückgezahlt. 
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Der Bundesrechnungshof hat von der zuständigen 
Oberfinanzdirektion verlangt, alle ihr nachgeord- 
neten Baudienststellen anzuweisen, daß sie die Bau- 
leistungen ausnahmslos so bezahlen, wie es verein- 
bart worden ist. Die Oberfinanzdirektion hat dem 
entsprochen. 

Fehlerhaft kalkulierte Preise, falsche Massenberech- 
nungen und andere Unstimmigkeiten bei Bauvor- 
haben 

63 . Nach einer öffentlichen, internationalen Aus- 
schreibung im Juni 1961 erhielt eine aus drei deut- 
schen Firmen gebildete Arbeitsgemeinschaft den Auf- 
trag zur Ausführung der Erd-, Tiefbau- und Stahl- 
betonarbeiten für den Abschuß- und Leitbereich 
einer Flugzeug- Abwehrstellung. An dieselbe Ar- 
beitsgemeinschaft und eine aus zwei anderen deut- 
schen Firmen bestehende andere Arbeitsgemein- 
sdiaft wurden anschließend die Bauarbeiten für die 
Abschuß- und Leitbereiche vier weiterer Stellungen 
sowie für eine Truppenunterkunft freihändig ver- 
geben. Von einer Ausschreibung dieser Bauleistun- 
gen wurde aus dringenden politischen und mili- 
tärischen Gründen abgesehen. Bei der Ermittlung 
der Preise für die neuen Leistungen hatten die Bau- 
firmen vereinbarungsgemäß von den Wettbewerbs- 
preisen des Angebotes vom Juni 1961 für die erste 
Flugzeug-Abwehrstellung auszugehen. Es ergaben 
sich allerdings insoweit Schwierigkeiten, als eine 
große Anzahl von Teilleistungen in dem früheren 
Angebot nicht enthalten war. Die Unternehmer 
reichten deshalb zahlreiche Nachtragsangebote mit 
den zugehörigen Kaikulationsunterlagen bei den 
Baudienststellen ein. 

Der Bundesrechnungshof hat diese Unterlagen zu 
einer Zeit geprüft, als die Baudienststellen die Auf- 
träge an die Firmen zu den von den Arbeitsgemein- 
schaften geforderten Preisen vergeben, über den 
größten Teil der Leistungen aber noch nicht abge- 
rechnet hatten. Es wurde festgestellt, daß in vielen 
Fällen die Preise zu hoch waren, weil sich die Fir- 
men nicht — wie abgesprochen — an die Preise des 
Angebotes vom Juni 1961 gehalten hatten. Zum 
anderen waren mehrere Preise deshalb übersetzt, 
weil einzelne Teilleistungen bereits durch die 
Preise für andere Vertragsleistungen abgegolten 
waren. Die Firmen hatten außerdem wiederholt 
eine Vergütung für Nebenleistungen gefordert, ob- 
wohl diese zusammen mit der jeweiligen Haupt- 
leistung unentgeltlich zu erbringen waren. Schließ- 
lich mußten die bereits vorliegenden Firmenrech- 
nungen in zahlreichen Fällen deshalb beanstandet 
werden, weil einzelne Leistungen entweder nach 
einer dafür nicht zutreffenden Vertragsposition oder 
doppelt berechnet, bei einem Wegfall von Teil- 
leistungen die Preise nicht gemindert, Massenberech- 
nungen fehlerhaft und die Auf maß- und Abrech- 
nungsbestimmungen der VOB/C nicht beachtet 
waren. 

64 . Die in den Nachtragsangeboten und Rechnun- 
gen der Firmen enthaltenen zahlreichen Fehler und 
Unstimmigkeiten hatte der mit der Prüfung der 
Unterlagen beauftragte, seit längerem unter dem 
Einfluß einer schweren Krankheit stehende Sach- 


bearbeiter des Finanzbauamtes nicht erkannt. Der 
Bundesrechnungshof hat die zuständige Oberfinanz- 
direktion gebeten, die beteiligten Baudienststellen 
anzuweisen, die Kalkulations- und Rechnungsunter- 
lagen erneut sorgfältig zu prüfen und die aufgezeig- 
ten Fehler im Einvernehmen mit den Baufirmen zu 
berichtigen. 

Das ist in den Jahren 1966 und 1967 geschehen. Die 
von den Unternehmern für die Flugzeug-Abwehr- 
stellungen und die Truppenunterkunft eingereichten 
Rechnungen beliefen sich insgesamt auf rd. 
33,19 Mio DM. Sie sind um rd. 1,85 Mio DM, das 
sind 5,6 v. H., gekürzt worden. 

Schiffe und Marinegerät 

(Kapitel 14 18) 

Beschaffung von Schiffen 

(Titel 975 für die Rechnungsjahre 1960 bis 1962) 

Beschaffung von zwei Schnellbooten 

65 . Der Führungsstab der Marine erwog in den 
Jahren 1957 und 1958, für den Einsatz in der west- 
lichen Ostsee kleine Schnellboote zu beschaffen, die 
bei etwa gleicher Kampfkraft weniger Personal 
brauchten als die vorhandenen Boote des Typs 55. 
Unter anderem boten sich hierfür Schnellboote aus 
einem anderen NATO-Staat an, die für den Einsatz 
im Küstenvorfeld entwickelt worden waren. Nach- 
dem deutsche Marineoffiziere dort an einer Erpro- 
bungsfahrt teilgenommen hatten, fand im Sommer 
1958 eine weitere Fahrt zur Erprobung der See- 
fähigkeit in der Eckernförder Bucht statt. Sie ergab, 
daß die Boote schon bei Seegang 2 bis 3, also ver- 
hältnismäßig niedrigen Wellen, harte Stoßbewegun- 
gen ausführten. Ein Aufenthalt vor der Brücke, ins- 
besondere unter Deck, war bei diesen Stößen nicht 
lange zu ertragen. 

Trotz dieses Versuchsergebnisses beschloß des Bun- 
desministerium, zwei Boote zu Versuchszwecken zu 
kaufen. Nach einer Aktennotiz waren für die Ent- 
scheidung „im wesentlichen politische Gesichts- 
punkte" maßgebend. Im Verteidigungsausschuß des 
Deutschen Bundestages erklärte der Vertreter des 
Bundesministers am 26. November 1958, er wolle 
sich durch den Kauf der Boote möglichst schnell in 
den Besitz des Erfahrungsschatzes des anderen Staa- 
tes setzen. Dadurch könne eine Unmenge Entwick- 
lungskosten im eigenen Land gespart werden. Der 
Ausschuß nahm daraufhin zustimmend von der 
Beschaffungsabsicht Kenntnis. 

Die Boote sind im Jahre 1960 für je 3,25 Mio DM 
gekauft worden. Wegen der von der Bundesmarine 
verlangten besonderen Ausstattung war die Wasser- 
verdrängung der Boote von 69 auf 90 ts gestiegen 
und die Geschwindigkeit von 45,5 auf 23 Seemeilen 
je Stunde gesunken. Damit bei den Versuchen eine 
angemessene Geschwindigkeit erreicht werden 
konnte, mußten das vordere Geschütz und die bei- 
den achteren Torpedorohre wieder von Bord genom- 
men werden. Die Versuche bestätigten, daß die 
Boote wegen ihrer beschränkten Seefähigkeit für 
den Einsatz in der westlichen Ostsee ungeeignet 
waren. Nach der abschließenden technischen Beur- 
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teilung des Bundesministeriums vom 8. Januar 1962 
waren bereits bei Seegang 2 die auftretenden Stöße 
so hart, daß sie sich nicht nur zerstörend auf Gerät 
und Material, sondern auch gesundheitsschädlich 
auf die Besatzung auswirken mußten. Die Beurtei- 
lung enthält keine Anhaltspunkte dafür, daß durch 
den Kauf der Boote technische Erfahrungen des 
anderen Staates gewonnen und Entwicklungskosten 
gespart worden sind. 

Im Frühjahr 1964 wurden die beiden Boote außer 
Dienst gestellt. Im Mai 1964 erklärte sich der Bun- 
desminister gegenüber einem dritten NATO-Staat 
schriftlich bereit, ihm die Boote zu Ausbildungs- 
zwecken unentgeltlich für drei Jahre zu überlassen. 
Ein entsprechender Vertrag sollte geschlossen wer- 
den. Die Boote sind ohne Mitwirkung der gesetz- 
gebenden Körperschaften überlassen, ein Vertrag 
ist nicht geschlossen worden. Im Jahre 1967 sind 
die Boote dem NATO-Staat unter Anrechnung auf 
die ihm gewährte Ausrüstungshilfe zum Verrech- 
nungspreis von 250 000 DM je Schiff übereignet 
worden. 

66. Dem Verteidigungsausschuß sind nicht poli- 
tische, sondern technische Gründe für die Zweck- 
mäßigkeit der Beschaffung genannt worden. Der 
Bundesrechnungshof hat daher den Kauf der Boote 
als unwirtschaftlich beanstandet, weil deren man- 
gelnde Eignung schon vorher bekannt war. Bei 
gründlicherer Planung hätten auch die Ausgaben 
für die Waffen, die bei den Versuchen wieder von 
Bord genommen werden mußten, vermieden wer- 
den können. Ferner hätte der Bundesminister die 
Boote im Jahre 1964 nicht zunächst verleihen, son- 
dern zum damaligen Wert übereignen sollen. 
Schließlich war die unentgeltliche Überlassung der 
Boote ohne Mitwirkung der gesetzgebenden Kör- 
perschaften nicht zulässig. 


Bundesminister 

für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

(Einzelplan 23) 

Allgemeine Bewilligungen 

(Kapitel 23 02 für die Rechnungsjahre 1963 bis 1966) 

Berufliche Aus- und Fortbildung von Angehörigen 
der Entwicklungsländer 

(Titel 303) 

67 . Der Bundesminister leistet u, a. Ausgaben für 
die berufliche Aus- und Fortbildung von Fach- und 
Führungskräften der Entwicklungsländer in der Bun- 
desrepublik Deutschland und für die Förderung der 
Ausbildung von Angehörigen der Entwicklungs- 
länder an Ingenieur- und Fachschulen in Zusammen- 
arbeit mit den Bundesländern. Daneben bestreitet 
er, ebenfalls zusammen mit den Bundesländern, die 
Kosten der Betreuung dieses Personenkreises und 
gewährt Zuschüsse zu den Verwaltungskosten von 
Organisationen, die diese Aufgaben in seinem Auf- 
trag durchführen. 


68. Die Wirksamkeit der Aus- und Fortbildungs- 
programme entsprach nicht in vollem Umfang den 
geleisteten Ausgaben. Sie kann gesteigert und die 
Durchführung verbessert werden, wenn neben der 
zunehmenden Einordnung der Aus- und Fortbil- 
dungsmaßnahmen in den Gesamtrahmen der Tech- 
nischen Hilfe Erfahrungen aus früheren Program- 
men für die neuen Planungen besser genutzt wer- 
den. Das sollte durch eine mitlaufende und abschlie- 
ßende „Erfolgskontrolle" geschehen, die bisher nur 
in Ansätzen entwickelt oder auf gelegentliche Ein- 
zelfälle beschränkt worden ist. 

69 . Während früher die praktische Ausbildung in 
Betrieben überwog, hat sich der Schwerpunkt inzwi- 
schen auf die Fortbildung verlagert. Den höheren 
Anforderungen an die Teilnehmer sind die Aus- 
wahlmethoden nicht genügend angepaßt worden. 
Auch sind die Teilnehmer häufig so spät verständigt 
worden, daß sie sich auf ihren Aufenthalt in der 
Bundesrepublik nicht ausreichend vorbereiten konn- 
ten. Manche waren der beabsichtigten Ausbildung 
gesundheitlich nicht oder nur bedingt gewachsen; 
z. T. litten sie an Krankheiten, die bereits im Ent- 
sendeland hätten erkannt werden können. 

Daß Versäumnisse auf diesem Gebiet eine Maß- 
nahme nutzlos machen können, ergab sich z. B. bei 
einem in den Jahren 1963 und 1964 durchgeführten 
Programm zur Ausbildung von 10 Praktikantinnen 
als Fürsorgerinnen. Als Ausbildungszeit, die schon 
für deutsche Kräfte drei Jahre dauert, waren nur 
zwei Jahre vorgesehen, davon allein vier Monate 
für die Sprachausbildung. Diese mußte auf Kosten 
der beruflichen Ausbildung verlängert werden, weil 
die Teilnehmerinnen das Ausbildungsziel in der 
vorgesehenen Zeit nicht erreichten. Im übrigen 
waren zwei von ihnen körperlich untauglich. Das 
ergab sich indessen erst nach der Ankunft in der 
Bundesrepublik, da vor der Abreise keine ärztliche 
Untersuchung stattgefunden hatte. Als sechs Teil- 
nehmerinnen wegen mangelnder Begabung, fehlen- 
den Fleißes und ungenügenden Interesses zurüdc- 
geschickt werden sollten, reisten acht ab. Nur eine 
wollte ihre Ausbildung fortsetzen. 

70 . In zunehmendem Maße ist es für den Aus- 
bildungserfolg unerläßlich, daß die Teilnehmer nidit 
nur einigermaßen die deutsche Sprache im Wort 
beherrschen, sondern auch fähig sind — vor allem 
soweit sie für Verwaltungs- und Büroberufe vor- 
bereitet werden — , Bücher und Fachzeitschriften zu 
lesen und Vorgänge zu bearbeiten. Die Sprachaus- 
bildung, die früher weitgehend auf eine praktische 
Tätigkeit ausgerichtet war, ist diesem Erfordernis 
noch nicht ausreichend angepaßt worden, obwohl 
es die Richtlinien über die Durchführung von Aus- 
und Fortbildungsvorhaben für Angehörige der Ent- 
wicklungsländer vom 5. März 1964 (Bundesanzeiger 
Nr. 55 vom 19. März 1964) ausdrücklich festlegen. 

Von der nach den Richtlinien vorgesehenen Rege- 
lung, daß durch langfristige Planung der Vorhaben 
die Sprachausbildung weitgehend in das Entwick- 
lungsland verlegt und die Beteiligung an einer vor- 
ausgehenden Sprachausbildung als Auswahlkrite- 
rium berücksichtigt werden soll, ist nur selten Ge- 
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brauch gemacht worden. Regelmäßig liegt die 
gesamte Sprachausbildung in der Bundesrepublik, 
obwohl die Teilnehmer häufig aus Orten kommen, 
in denen die Möglichkeit besteht, die deutsche 
Sprache wenigstens in ihren Grundzügen zu erler- 
nen. Die Verlagerung in die Bundesrepublik birgt 
die Gefahr in sich, daß in den Lehrgängen auf 
sprachunbegabte Teilnehmer Rücksicht genommen 
werden muß und darüber hinaus der Erfolg der 
gesamten Ausbildung dieser Teilnehmer in Frage 
gestellt wird. Die Sprachausbildung dauert bisher 
unabhängig davon, ob der Teilnehmer sprachbegabt 
ist, Vorkenntnisse in europäischen Sprachen hat 
oder später z. B. in einer Werkstatt, in einem Büro 
oder in fachtheoretischen Kursen fortgebildet wer- 
den soll, allgemein vier Monate. In einer Reihe 
von Fällen, in denen die Betreuungsorganisation 
oder eine Ausbildungsstätte eine Verlängerung oder 
Vertiefung der Sprachausbildung angeregt hatte, da- 
mit der Gesamtausbildungserfolg nicht in Frage 
gestellt würde, hat sich der Bundesminister zunächst 
ablehnend verhalten. Verschiedentlich hat er einer 
weiteren Sprachausbildung erst zugestimmt, nach- 
dem sich herausgestellt hatte, daß die Teilnehmer 
durch die Zentrale Arbeitsvermittlung wegen man- 
gelhafter Sprachkenntnisse nicht vermittelt werden 
konnten oder Ausbildungsstätten es ablehnten, sie 
weiter zu beschäftigen. Eine Differenzierung der 
Sprachausbildung erscheint notwendig. 

Daß gerade aus Ländern, aus denen die Teilnehmer 
an den Ausbildungsprogrammen ohne deutsche 
Sprachkenntnisse kommen, vielfach sog. freie Prak- 
tikanten mit erstaunlich guten deutschen Sprach- 
kenntnissen einreisen, die sie sich in ihren Heimat- 
ländern vor der Ausreise angeeignet haben, zeigt, 
daß bei der Auswahl und bei der Planung der Pro- 
gramme größerer Wert auf die Sprachausbildung 
gelegt werden kann. 

Der Bundesminister hat nunmehr eine Kommission 
für Sprachausbildung ausländischer Praktikanten 
gebildet, in der interessierte Stellen mitarbeiten 
sollen. Die Kommission sollte ihre Arbeit beschleu- 
nigt fortführen. Eine Zusammenarbeit mit dem Aus- 
wärtigen Amt erscheint zweckmäßig. 

In eine ähnliche Richtung zielen Bemühungen eines 
eingetragenen Vereins, dem der Bundesminister 
„die Disposition und die Abwicklung der Kosten der 
Sprachkurse" übertragen hat und der in größerem 
Umfang vom Bund Zuwendungen erhält. Der Verein 
hat in Anlehnung an positive Erfahrungen in Frank- 
reich und England erstmalig den Versuch mit einer 
„Zentralen Anlaufstelle" unternommen, bei der auch 
Sprachtests durchgeführt werden, deren Ergebnisse 
als Grundlage für eine verstärkte Differenzierung 
der Sprachausbildung dienen sollen. Nach Auswer- 
ten des Versuchs sollten die Ansätze weiter ent- 
wickelt werden. 

Die Sprachausbildung ist auch erschwert worden, 
weil die Anreisetermine sehr unterschiedlich waren. 
So berichteten Teilnehmer, daß im ersten Monat 
des Sprachlehrganges immer wieder mit dem Lehr- 
stoff habe neu begonnen werden müssen, da fast 
täglich neue Teilnehmer hinzugekommen seien. Ein 
Viertel der verfügbaren Zeit sei schon aus diesem 
Grunde fast ungenutzt geblieben. Außerdem seien 


die Teilnehmer nach ihrer Vorbildung und ihren 
Kenntnissen in anderen europäischen Sprachen so- 
wie nach ihren Ausbildungszielen sehr unterschied- 
lich gewesen. 

Eine besondere Schwierigkeit entstand dadurch, daß 
der erwähnte Verein Mitte 1966 mit Wissen des 
Bundesministers die Sprachausbildung seiner Toch- 
tergesellschaft statt einem bis dahin beauftragten, 
auf diesem Gebiet seit Jahrzehnten im In- und Aus- 
land tätigen und darauf spezialisierten Institut über- 
tragen hat. Die Tochtergesellschaft war lediglich für 
die Errichtung, Förderung und Unterhaltung von 
Wohnheimen für Praktikanten gegründet worden. 
Auf dem Gebiete der Sprachausbildung hatte sie 
weder praktische Erfahrungen noch verfügte sie 
über vorgebildete Lehrkräfte. Sie mußte deshalb 
auch pädagogisch nicht vorgebildete Personen 
heranziehen. Einige Kurse kamen offensichtlich über 
das Improvisationsstadium nicht hinaus. Außerdem 
war die Fluktuation unter den „Lehrkräften" außer- 
ordentlich stark. Im übrigen hat sich in einer Reihe 
von Fällen bei der an den viermonatigen Spradi- 
grundkursus anschließenden praktischen Tätigkeit 
herausgestellt, daß die Sprachkenntnisse unzu- 
reichend waren, obwohl in den Zeugnissen gute 
oder befriedigende Deutsch-Kenntnisse in Wort 
und Schrift bescheinigt worden waren. Während bei 
dem früher für die Sprachgrundkurse herangezoge- 
nen Institut die Schlußprüfung und die Beurteilung 
nach einem ausgearbeiteten System durchgeführt 
wurden und damit eine sachliche Bewertung der 
Leistungen sichergestellt war, fehlten bei der Toch- 
tergesellschaft des Vereins derartige Grundlagen. 

Der Verein hat die Übertragung damit begründet, 
daß das Insitut zeitweilig nicht alle Praktikanten 
habe aufnehmen können, weil die Anreisetermine 
nicht abgestimmt worden waren, und daß eine 
Zwischenlösung habe gefunden werden müssen. 
Das rechtfertigte es jedoch nicht, der Tochtergesell- 
schaft endgültig die gesamte Sprachausbildung zu 
übertragen. 

Der Bundesminister wird dafür zu sorgen haben, 
daß Zuschüsse künftig nur gewährt werden, wenn 
sichergestellt ist, daß die Sprachausbildung ord- 
nungsgemäß ist und deren Kosten vertretbar sind. 

71 . Nach den Richtlinien vom 5. März 1964 sollen 
die Teilnehmer während ihrer Aus- oder Fortbil- 
dung in der Bundesrepublik durch geeignete Orga- 
nisationen betreut werden. Diese Aufgabe obliegt 
im allgemeinen dem Verein, seinen „Landesstellen" 
und den auf Ortsebene errichteten „Ausländer- 
kreisen". 

Den in der Außenorganisation tätigen Mitarbeitern 
war die Art der Betreuung zunächst weitgehend 
überlassen. Auch war der zu betreuende Personen- 
kreis nicht näher abgegrenzt worden. Da sich 
anfangs ein Teil der deutschen Bevölkerung den 
Angehörigen der Entwicklungsländer gegenüber 
zurückhielt und sie sich an verschiedene Dinge des 
täglichen Lebens in ihrer neuen Umgebung nur 
schwer gewöhnen konnten, lag das SchwergewicJit 
der Betreuung bisher auf geschlossenen Veranstal- 
tungen verschiedenster Art, insbesondere auf Klub- 
veranstaltungen mit unterhaltendem Charakter. Die 
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Vorbehalte sind inzwischen soweit beseitigt worden, 
daß diese Beschränkung nicht mehr notwendig 
erscheint. Die Betreuungsorganisation sollte nun- 
mehr Kontakte zu jedermann zugänglichen Einrich- 
tungen vermitteln. Das gilt um so mehr, als der zu 
betreuende Personenkreis in seiner Zusammenset- 
zung anspruchsvoller geworden ist, so daß sich die 
Betreuung mehr auf fortbildende Veranstaltungen 
und Kurse sowie auf die Vertiefung der Deutsch- 
Kenntnisse erstrecken sollte. 

Der Bundesminister hat nach langwierigen Abstim- 
mungen mit den Ländern nunmehr am 21. April 1967 
Betreuungsgrundsätze aufgestellt. 

72 . In diesem Zusammenhang wird darauf hinge- 
wiesen, daß Schwierigkeiten für die Außenarbeit 
der Betreuungsorganisation künftig dadurch ent- 
stehen können, daß — mitbedingt durch die Ver- 
änderung der Struktur der Programme — nicht der 
gleiche Personenkreis, mit dem die Organisation bei 
Durchführung der Regierungsprogramme zu tun hat, 
an den Veranstaltungen der „Ausländerkreise" teil- 
nimmt. Häufig werden diese Veranstaltungen weni- 
ger von „Regierungspraktikanten" als von soge- 
nannten freien Praktikanten und Arbeitnehmern 
aus Entwicklungsländern mit Aus- und Fortbildungs- 
tendenz besucht. Die Betreuungsgrundsätze sollten 
insoweit weiter entwickelt werden. Außerdem wäre 
zu prüfen, ob der Besuch bestimmter weiterbilden- 
der Kurse, insbesondere der „begleitenden Deutsch- 
Kurse", den „Regierungspraktikanten" zur Pflicht 
gemacht werden sollte. Zur Vorbereitung der erfor- 
derlichen Maßnahmen hat der Bundesminister vor 
kurzem bei einer Hochschuleinrichtung ein Gut- 
achten in Auftrag gegeben. 

73 . Daß die Mängel bisher nicht beseitigt wurden, 
beruht u. a. auch darauf, daß der Bundesminister 
seinen Prüfungspflichten nicht genügend nachgekom- 
men ist. So sind die von dem Verein im Juni und 
Juli 1966 vorgelegten Verwendungsnachweise für 
die Geschäftsjahre 1964 und 1965 bisher nicht ge- 
prüft worden. Der Bundesminister wird sicherzustel- 
len haben, daß künftig die Verwendungsnachweise 
und Zwischenverwendungsnachweise rechtzeitig ge- 
prüft werden. 

74 . Der Bundesminister hat es auch unterlassen, 
schon bei der Gewährung der Zuwendungen an den 
fast ausschließlich aus öffentlichen Mitteln finan- 
zierten Verein die zu übertragenden Aufgaben 
schärfer zu umreißen und Organisationskriterien 
für die Außenorganisation festzulegen. Das hat dazu 
geführt, daß der Zuwendungsempfänger aus der seit 
langem bestehenden finanziellen Krisensituation 
nicht herausgekommen ist. Da auch die innere 
Organisation des Zuwendungsempfängers insbeson- 
dere im Jahre 1964 unzulänglich war, erhebliche 
Buchungsrückstände (zwischen sechs und neun Mo- 
naten) bestanden und zeitweilig die Übersicht über 
die finanziellen Möglichkeiten verlorenging, wurden 
Ausgaben getätigt, für die keine Deckung vorhan- 
den war, und laufend in größerem Umfange Bank- 
kredite in Anspruch genommen. Die Situation wurde 
noch dadurch verschärft, daß die Zuwendungen 


jeweils erst nach Inkrafttreten der Haushaltsgesetze 
gewährt und — insbesondere von einigen Bundes- 
ländern — nicht immer oder nicht rechtzeitig aus- 
reichende Abschläge gezahlt wurden. Die Schulden 
beliefen sich Ende 1964 trotz umfangreicher Hilfs- 
maßnahmen des Bundes auf mehr als 687 000 DM 
und Ende 1965 auf fast 747 000 DM. Bis zum Ende 
des Jahres 1966 konnten sie nach neuerlicher Sanie- 
rung auf knapp 322 000 DM verringert werden. Die 
endgültige Bereinigung steht noch aus. Sie wird da- 
durch erschwert, daß der Zuwendungsempfänger zu- 
nächst ohne Wissen des Bundesministers im März 
1966 seiner Tochtergesellschaft aus von ihm selbst 
aufgenommenen Bankkrediten ein Darlehen von rd. 
474 000 DM gewährt hat. 

Der Bundesminister wird die finanzielle Gesamt- 
situation des Zuwendungsempfängers in Zukunft 
besser zu beobachten haben, ohne sich in Einzelfälle 
der Programmdurchführung und der Betreuung zu 
verlieren. Zur besseren Übersicht dürfte es zweck- 
mäßig sein, die Einnahmen und Ausgaben des Zu- 
wendungsempfängers in einem Wirtschaftsplan aus- 
zuweisen (vgl. die Praxis bei Titel 310, 600 und 620), 
den einzuhalten ihm künftig bei der Gewährung der 
Zuwendungen zwingend aufzuerlegen wäre. Dies 
erscheint um so dringlicher, als in früheren Jahren 
die vom Zuwendungsempfänger anerkannten all- 
gemeinen und besonderen Bewilligungsbedingungen 
verschiedentlich nicht eingehalten und Mehraus- 
gaben geleistet wurden. Der Einfluß des zuständigen 
Bundesministers auf die Geschäftsführung des Zu- 
wendungsempfängers sowie die Vertretung des 
Bundes in dessen Vorstand müßten verstärkt 
werden. 

Förderung von Entwicklungsländern durch bilaterale 
Maßnahmen der Sozialstrukturhilfe 

(Titel 304) 

75 . Der Bundesrechnungshof hat die Verwendung 
von Mitteln geprüft, die der Bundesminister priva- 
ten deutschen Stellen für die Förderung von Maß- 
nahmen der Sozialstrukturhilfe zugewandt hat. Er 
hat festgestellt, daß Beträge teilweise früher aus- 
gezahlt worden waren, als sie zur Bewirkung fälli- 
ger Zahlungen im Rahmen des Zuwendungszwecks 
gebraucht wurden. Die Mittel befanden sich mehrere 
— bis zu 14 — Monate ungenutzt bei den Zuwen- 
dungsempfängern. Dadurch ergab sich z. B. bei 
einer Stelle ein Geldbestand von fast 500 000 DM. 
Um solche überhöhten Bestände nicht schon in 
Zwischenabrechnungen ausweisen zu müssen, haben 
Zuwendungsempfänger Ausgabeverpflichtungen, die 
erst später entstanden, vorzeitig angsetzt, zum Teil 
mit Hilfe von vordatierten Rechnungen. Nicht benö- 
tigte Beträge haben sie durchweg verspätet, oft erst 
nach Aufforderung zurückgezahlt. 

Verschiedene Zuwendungsempfänger haben ihre 
Eigenbeteiligung nicht so durchgeführt, wie es in 
den Bewilligungsbescheiden ausbedungen worden 
war. Sie haben entweder die Bundesmittel zuerst 
eingesetzt und ihre eigenen Mittel geschont oder 
die Eigenleistung nicht in der vorgesehenen Höhe 
erbracht. 
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Der Bundesrechnungshof hat gebeten, für die vor- 
zeitig angeforderten Bundesmittel entsprechend den 
Allgemeinen Bewilligungsbedingungen Zinsen zu 
verlangen und sicherzustellen, daß vereinbarte 
Eigenleistungen zuerst und in voller Höhe ein- 
gesetzt werden. 

76 . Die Verwendungsnachweise und Belege wiesen 
zum Teil erhebliche Mängel auf. Zahlungen waren 
mitunter nur durch Duplikate, Ablichtungen oder 
Bescheinigungen der zahlenden Stellen belegt. Viel- 
fach fehlten Zahlungsbeweise und ausreichende An- 
gaben über den Zahlungsgrund. Ein Zuwendungs- 
empfänger verwandte alte und solche Belege, auf 
denen die Ausstellungsdaten nachträglich geändert, 
ein anderer Rechnungen, die auf seine Veranlassung 
zurückdatiert worden waren. Ersparnisse verwandte 
diese Stelle nach eigenem Gutdünken, außerhalb 
des Kostenplans oder sogar für andere Zwecke, 
ohne den Bundesminister zu beteiligen. 

77 . Auf Grund dieser Beanstandungen hat der 
Bundesminister einem Zuwendungsempfänger mit- 
geteilt, er müsse die Förderung noch nicht bewillig- 
ter Maßnahmen zurückstellen und weitere Zahlun- 
gen für bereits in Angriff genommene Vorhaben 
von der laufenden Abrechnung abhängig machen. 
Die Erörterungen sind noch nicht abgeschlossen. 

78 . Der Bundesminister hat diesem Zuwendungs- 
empfänger zugestanden, eigene Entwicklungshelfer 
einzusetzen. Ihre Monatsvergütung lag über der 
von der Deutschen Entwicklungsdienst GmbH (DED) 
ihren Entwicklungshelfern gewährten Entschädigung. 

Der Bundesrechnungshof hat dem Bundesminister 
empfohlen, den Einsatz solcher Kräfte vorher mit 
dem DED abzustimmen und — soweit möglich — 
auf von diesem angeworbene Helfer zurückzugrei- 
fen. Bei Entsendung unterschiedlich entschädigter 
Entwicklungshelfer ist mit Auseinandersetzungen 
zu rechnen, welche die Arbeitsfreude zum Nachteil 
der Sache mindern. 

79 . Demselben Zuwendungsempfänger hat der 
Bundesminister Mittel für eine elfwöchige Ausbil- 
dung eigener Fachkräfte bewilligt, die u. a. eine 
Grundvorbereitung auf Sozialarbeit umfaßte. Sol- 
che Vor-Ausbildung gehört zu der Grundqualifika- 
tion, die bereits bei der Bewerbung nachgewiesen, 
nicht aber erst mit Zuschüssen des Bundes, noch 
dazu solchen für bestimmte Projekte, vermittelt 
werden sollte. Die Förderung solcher Vorhaben 
könnte dazu führen, daß jede private Organisation 
eine individuelle „Sonderausbildung für Entwick- 
lungshilfe" durchführt. 

Der Bundesrechnungshof hat empfohlen, die Ent- 
scheidung, daß solche Ausbildungsprogramme zu 
fördern sind, zu überprüfen und die Ausbildung auf 
eine auslandskundliche Vorbereitung bei bereits 
vorhandenen und darin erfahrenen Einrichtungen 
zu beschränken, wie es bei den Fachkräften der 
Deutschen Förderungsgesellschaft für Entwicklungs- 
länder (GAWI) mbH geschieht. 


Deutsche Stiftung für Entwicklungsländer 

(Titel 600) 

80 . Der Aufwand der Deutschen Stiftung für Ent- 
wicklungsländer (DSE) in Höhe von rd. 8 Mio DM 
wird größtenteils durch Zuwendungen des Bundes 
gedeckt. Vor deren Hingabe sowie bei der Prüfung 
der Zwischennachweisungen und Verwendungs- 
nachweise ist nicht immer mit der gebotenen Sorg- 
falt darauf geachtet worden, daß die Stiftung nach 
den Grundsätzen einer ordnungsgemäßen und spar- 
samen Wirtschaftsführung zu verfahren hat. 

81 . Die Gliederung ihres Wirtschaftsplans, der 
alle Einnahmen und Ausgaben zusammenfaßt, vom 
Haushaltsausschuß und vom Ausschuß für Entwick- 
lungshilfe des Deutschen Bundestages genehmigt 
und in den Bewilligungsbedingungen bindend fest- 
gelegt wird, beruht nicht auf einem einheit- 
lichen Ordnungsprinzip. Er ermöglicht es auch, daß 
die Allgemeinen Ausgaben bei verschiedenen Stel- 
len gebucht werden, was sich wie eine gegen- oder 
sogar mehrseitige Deckungsfähigkeit auswirkt. Eine 
ordnungsgemäße Rechnungslegung und eine zuver- 
lässige Ermittlung des Finanzbedarfs für künftige 
Jahre sind daher nicht möglich. 

Der Bundesrechnungshof hat empfohlen, die Zweck- 
bestimmungen des Wirtschaftsplans denen des Bun- 
deshaushaltsplans anzupassen. 

82 . Die Leistungen, die die Stiftung ihren Bedien- 
steten gewährt, gingen zum Teil erheblich über das 
gerechtfertigte Maß hinaus. 

So zahlte sie seit 1962 zunächst 15 Angestellten 
der Vergütungsgruppen 111 BAT und darüber zur 
Abgeltung von Repräsentationsaufgaben und aus- 
gedehnter Reisetätigkeit ein lohnsteuerpflichtiges 
Kleidergeld von monatlich 120 DM. Obwohl die 
Stitftung schon 1962 auf die Unzulässigkeit der Zu- 
lage hingewiesen worden ist, hat sie die Zahl der 
Empfänger noch erhöht, über die Anzahl der Zu- 
lageempfänger gab die DSE dem Bundesminister 
eine unrichtige Darstellung. U. a. führte sie als 
Empfänger den Leiter der Zentralstelle Landwirt- 
schaft auf, obwohl dieser nie eine solche Zulage 
erhalten hat. Dagegen verschwieg sie eine Ange- 
stellte, die die Zulage seit 1962, und einen Leiter 
des Kuratorbüros, der die Zulage über zwei Jahre 
lang bezogen hat. Dabei waren in der dieser Mit- 
teilung an den Bundesminister zugrunde liegenden 
Aufstellung der Personalstelle vom gleichen Tage 
diese Bediensteten als Empfänger der Zulage ent- 
halten. 

83 . Vom 1. Januar 1962 an gewährte die DSE den 
bei ihr fest angestellten Seminarreferenten zusätz- 
lich für jedes von ihnen betreute Seminar eine Son- 
derzahlung von 650 DM als „pauschalierte Abgel- 
tung von Überstunden". Sie setzte sich über die 
Bestimmung des BAT hinweg, daß Angestellte der 
Vergütungsgruppen — III eine Überstundenver- 
gütung nur erhalten dürfen, wenn die Leistung von 
Überstunden für sämtliche Bediensteten der Dienst- 
stelle angeordnet worden ist. Die Zahlungen sind 
erst im Juni 1965 auf wiederholtes Verlangen ein- 
gestellt worden. 
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Mehrfach hat die DSE mit eigenen Dienstkräften 
Verträge abgeschlossen, ohne die Genehmigung des 
Kuratoriums einzuholen. 

So zahlte die DSE am 17. Dezember 1964 zu Lasten 
des Titels 400 (Veröffentlichungen) ihrem Verwal- 
tungsleiter einen Abschlag von 500 DM für die Er- 
stellung einer „Geschichte der Deutschen Stiftung" 
gemäß Schreiben Verbindungsbüro Bonn vom 
30. April 1964. Dieses Schreiben war dem Ausgabebe- 
leg nicht beigefügt, wohl aber folgender undatierter 
handschriftlicher Vermerk des damaligen Kurators, 
der nach dem Eingangsstempel der Kasse dort am 
12. Januar 1965 eingegangen ist: „Herr ... ist be- 
auftragt, eine Chronik über die DSE zu erstellen. 
Als Abschlagszahlung ist ihm zunächst ein Betrag 
von 500 DM auszuzahlen." Auch fehlten jegliche 
Angaben über Umfang der Arbeit, Höhe der Ge- 
samtvergütung, Ablieferungstermin und Fälligkeit 
von Abschlagszahlungen. 

84 , Die DSE ließ es zu, daß der im April 1964 aus- 
geschiedene Kurator für die ihm überlassene 
Werkdienstwohnung einen Mietrückstand von rd. 
3500 DM aufkommen ließ, von dem er bisher nur 
1209 DM getilgt hat. Wegen des Restes verweist er 
zu Unrecht auf eine angebliche Gegenforderung. 
Derselbe Bedienstete hat es bisher mit der Begrün- 
dung, er sei noch nach seinem Ausscheiden für die 
DSE tätig gewesen, abgelehnt, rd. 1500 DM, die er 
infolge seines vorzeitigen Ausscheidens zuviel er- 
halten hatte, zu erstatten. Der Bundesrechnungshof 
hat ersucht, die Beträge zurückzufordern. Der Bun- 
desminister hat dem Ersuchen entsprochen, aller- 
dings bisher ohne Erfolg. 

85 . Auch der Verwaltungsaufwand der Stiftung 
war zum Teil überhöht. 

Bei Dienstreisen hat sie die Benutzung des teureren 
Flugweges vielfach auch dann zugelassen, wenn 
hierdurch weder Zeit noch Tage- oder Ubernach- 
tungsgelder gespart wurden. Für den Zu- und Ab- 
gang sowie für Fahrten am Geschäftsort wurden 
fast ausnahmslos Taxis an Stelle Öffentlicher Ver- 
kehrsmittel benutzt und überdies zeitweise bis zu 
20 Angestellten die Benutzung privateigener Kraft- 
fahrzeuge zugestanden. 

Der Bundesrechnungshof hat angeregt, den Ersatz 
von Taxikosten auf Ausnahmen zu beschränken, 
und zu prüfen, ob die dienstliche Benutzung privat- 
eigener Kraftfahrzeuge in dem bisherigen Umfang 
gerechtfertigt ist. Der Bundesminister ist den An- 
regungen gefolgt. Privateigene Fahrzeuge dürfen 
nur noch von 8 Angestellten benutzt werden. 

Höhere Reisekosten entstanden außerdem dadurch, 
daß der Verwaltungsleiter der DSE für Dienstreisen 
nach Westdeutschland ohne zwingende Gründe sein 
privates Kraftfahrzeug verwandte. So benutzte er 
im Jahre 1964 für Dienstreisen nach Bonn und an- 
deren Städten Flugzeuge nur von Berlin bis Han- 
nover, ließ seinen Kraftwagen dorthin überführen 
und setzte die Reisen anstatt mit öffentlichen Ver- 
kehrsmitteln mit dem Kraftwagen fort. Hierdurch 
fielen zusätzliche Kosten für die Überführung des 


Kraftwagens und die höheren Kosten der Weg- 
streckenentschädigung an. 

Der Bundesminister hat zugesagt, die Mitnahme pri- 
vater Kraftfahrzeuge nach Westdeutschland nur 
noch in zwingenden, vorher geprüften Ausnahme- 
fällen zuzulassen, 

86, Im Rahmen der Internationalen Seminare wer- 
den von der DSE Exkursionen in der Bundesrepu- 
blik Deutschland diirchgeführt. Der Aufwand hier- 
für ist beträchtlich. Im Jahre 1964 betrug er rd. 
290 000 DM und ging damit um mehr als 50 000 DM 
über die Schätzung in den Erläuterungen des Wirt- 
schaftsplans hinaus. Dieser Mehraufwand wurde 
u. a. dadurch verursacht, daß sowohl die Zahl der 
Teilnehmer als auch die Dauer der Exkursionen 
viel zu niedrig angenommen worden waren. 

Außerdem machten die Seminarreferenten der DSE 
von der Möglichkeit, die Höhe der Ausgaben für 
Verpflegung, Übernachtung und kulturelle Betreu- 
ung selbst zu bestimmen, besonders bei den Exkur- 
sionen sehr unterschiedlich Gebrauch. Der Tages- 
satz für Unterkunft und Verpflegung je Teilnehmer 
wurde bei mehreren Exkursionen überschritten. 
Ebenfalls sehr unterschiedlich waren die Kosten für 
die Hotelübernachtung. Zusätzlich zum normalen 
Hotelfrühstück wurden Sonderleistungen bestellt, 
die mitunter den Frühstückspreis nahezu verdoppel- 
ten. 

Der Aufwand für alkoholische Getränke neben dem 
üblicherweise zu Mittags- und Abendmahlzeiten be- 
reits zur Verfügung gestellten Getränk war teilweise 
sehr hoch. Es wurden auch teure Spirituosen in Lo- 
kalen mit Spitzenpreisen getrunken. 

Im Rahmen der Betreuung durch die DSE wurden 
auch Tanz- und Nachtlokale besucht. Die Kosten 
hierfür waren oft erheblich. 

Da die verantwortlichen Dienstkräfte der DSE die 
Meinung vertreten, den ausländischen Teilnehmern 
müßten zahlreiche Begleiter beigegeben werden, 
war die Beteiligung deutscher Teilnehmer oft sehr 
hoch. Bei einem Empfang von deutschen Leitern ge- 
werblicher und kaufmännischer Ausbildungsstätten 
in Entwicklungsländern durch das Kuratorium der 
DSE wurden neben 25 Projektleitern und 2 Kurato- 
riumsmitgliedern 15 Angestellte der DSE, 20 Be- 
amte von Bundesressorts sowie 19 sonstige Gäste, 
die fast ausnahmslos dem öffentlichen Dienst ange- 
hörten oder bei Zuwendungsempfängern des Bundes 
beschäftigt waren, bewirtet. 

Der Bundesminister hat inzwischen abgestellt, daß 
Ausgaben für alkoholische Getränke bei Exkursio- 
nen u. ä. aus Zuwendungen des Bundes bestritten 
werden. Der Empfehlung des Bundesrechnungshofes, 
den Tagessatz für Unterkunft und Verpflegung bei 
Exkursionen (seit 1965: 65 DM) etwas niedriger 
zu bemessen, ist er dagegen nicht gefolgt. 

87 . Die DSE läßt durch vorübergehend beschäf- 
tigte Kräfte über ihre Veranstaltungen, besonders 
ihre Internationalen Seminare, Niederschriften an- 
fertigen. Diese werden in einer von der Seminarab- 
teilung überarbeiteten Fassung mit den vervielfäl- 
tigten Beiträgen von Vortragenden usw. in einer 
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sogenannten Seminarmappe zusammengefaßt und 
den Seminarteilnehmern ausgehändigt oder nach- 
träglich zugesandt. Die Protokolle verursachen er- 
hebliche Kosten. Je nach Vorbildung erhalten die 
Protokollanten — bei manchen Seminaren waren 
sogar zwei tätig — Honorare bis zu 1200 DM für 
vier Wochen. Die DSE trägt auch die Fahrkosten so- 
wie die Kosten für Unterkunft und Verpflegung. Bei 
Exkursionen werden die Protokollanten ebenso wie 
alle anderen Teilnehmer auf Kosten der DSE unter- 
gebracht und betreut. Das Protokoll über ein Semi- 
nar, das durch einen kurzfristigen Aufenthalt in 
Afrika besonders verteuert wurde, kostete rd. 
2300 DM. Gemessen an dem Umfang des Reinproto- 
kolls in der Seminarmappe von 33 Schreibmaschi- 
nenseiten betrug der Aufwand je Seite rd. 70 DM. 

Wesentlicher Inhalt der für die Teilnehmer vorge- 
sehenen Mappen sind vor allem die schriftlich ein- 
gebrachten Beiträge der Vortragenden. Der Bundes- 
rechnungshof hat daher empfohlen, diese nur durch 
eine von der personell gut ausgestatteten Seminar- 
abteilung selbst anzufertigende Kurzfassung des 
Seminarablaufs und wesentlicher Diskussionsergeb- 
nisse ergänzen zu lassen. Besondere Protokollanten 
wären dann entbehrlich. 

Die Erwiderung des Bundesministers, die Angehöri- 
gen der DSE seien nicht in der Lage, Protokolle über 
solche Veranstaltungen selbst herzustellen, hat den 
Bundesrechnungshof nicht überzeugt. 

88. Die DSE unterhält auf Reiherwerder seit Jah- 
ren einen Gartenbaubetrieb. Da dieser Betrieb un- 
wirtschaftlich war, hatte der Präsident des Bundes- 
rechnungshofes bereits in seinem Gutachten über die 
Organisation und Wirtschaftlichkeit der DSE vom 
Mai 1963 empfohlen, ihn einzustellen. Der Bundes- 
minister wollte aber zunächst abwarten, ob eine 
bessere Wirtschaftlichkeit erreicht werden könne. 
Diese trat jedoch nicht ein. Im Jahre 1963 sollen 
zwar die Kosten des Gartenbaubetriebes nur gering- 
fügig höher gewesen sein als der Betrag, den die 
DSE beim Fremdbezug der Gärtnereierzeugnisse 
hätte aufwenden müssen. Dieses relativ günstige Er- 
gebnis hat sich jedoch schon im Jahre 1964 nicht 
wiederholt. Bei nahezu gleich hohen Personal- und 
Sachkosten von rd. 32 300 DM ist der von der DSE 
ermittelte Ertrag aus Erzeugnissen und Leistungen 
des Betriebes vielmehr auf rd. 8600 DM zurückge- 
gangen. Die Aufrechterhaltung des Betriebes hat 
also zu Mehrausgaben von rd. 23 700 DM geführt. 

Trotzdem ist der Bundesminister auch der neuen 
Empfehlung des Bundesrechnungshofes, diese Ein- 
sparungsmöglichkeit zu nutzen und den Gartenbau- 
betrieb einzustellen, nicht nachgekommen. Sein 
früherer Einwand, durch die Einstellung könnten 
Versorgungsschwierigkeiten auftreten, greift nicht 
durch, weil hierzu der Anteil der Erzeugnisse aus 
der eigenen Gärtnerei am Gesamtbedarf an Lebens- 
mitteln zu gering ist. Auch die weitere Begründung, 
der Gartenbaubetrieb könne nur im Zusammenhang 
mit der Parkpflege gesehen werden, hält der Bun- 
desrechnungshof für nicht stichhaltig. 

89 . Für die Feier der Eröffnung der Zentralstelle 
Landwirtschaft (ZL) am 17. Januar 1964 in München 


sind rd. 10 000 DM, davon rd. 5600 DM für einen 
aus den Vereinigten Staaten verpflichteten Festred- 
ner, verausgabt und bei verschiedenen Titeln ge- 
bucht worden, da im Wirtschaftsplan keine Mittel 
für eine solche Veranstaltung vorgesehen waren. 

Die Höhe des Aufwands und der rechnungsmäßige 
Nachweis waren zu beanstanden. 

Für eine Fotoreportage über die Feier und den Emp- 
fang in München zur Eröffnung dieser Zentralstelle 
und die anschließende Projektleitertagung in Felda- 
fing verpflichtete die DSE eine Fotografin aus Bonn 
gegen eine Vergütung von 250 DM, Ersatz der Reise- 
kosten sowie freie Unterkunft und Verpflegung. Die 
Vergütung sowie Reise- und Aufenthaltskosten 
zahlte die DSE aus den Mitteln für Deutsche Tagun- 
gen und Expertengespräche. Außerdem zahlte sie der 
Fotografin weitere 292 DM für Aufnahmen und Ver- 
größerungen aus den Mitteln für Öffentlichkeits- 
arbeit. 

Bei Erteilung des Auftrags an einen Münchner Foto- 
grafen hätten die Reise- und Aufenthaltskosten er- 
spart werden können. Nachdem das Honorar für die 
Fotoreportage pauschal vereinbart worden war, be- 
stand kein Rechtsgrund, die gelieferten Bilder noch 
besonders zu vergüten. 

90 . Die ZL hat von der Außenhandelsstelle für Er- 
zeugnisse der Ernährung und Landwirtschaft deren 
Kartei über Bewerber für landwirtschaftliche Pro- 
jekte in Entwicklungsländern übernommen, weil ihr 
für personelle Entscheidungen im Bereich der Agrar- 
hilfe die Beurteilung der landwirtschaftlich-fach- 
lichen Qualifikation von Bewerbern übertragen wor- 
den war. Im Februar 1965 bestimmte der Bundes- 
minister, daß Personalfragebogen aller bei der ZL 
geführten Bewerber auch der Deutschen Förderungs- 
gesellschaft für Entwicklungsländer (GAWI) mbH 
zur Verfügung zu stellen und neu eingehende Be- 
werbungen in gleicher Weise zu behandeln sind. 
Zugleich wurde der GAWI auferlegt, bei auftreten- 
dem Bedarf die fachlich Beurteilung von der ZL ein- 
zuholen. Dieser Auftrag führte dazu, daß zwei ver- 
schiedene Stellen Karteien nahezu gleichen Inhalts 
geführt haben. 

Der Bundesrechnungshof hat empfohlen, die Weiter- 
führung einer der beiden Karteien einzustellen. Ihm 
erschien die Beibehaltung der GAWI-Kartei ange- 
bracht, weil die GAWI allgemein für Vertragsab- 
schlüsse mit Fachkräften zuständig ist, die Bewer- 
bungsunterlagen der ZL aber nicht verwerten 
konnte. Zudem war das von der ZL angewandte 
manuelle System arbeitsaufwendiger. 

Inzwischen hat der Bundesminister die ZL ange- 
wiesen, Bewerbungsunterlagen von Fachkräften, die 
für einen Einsatz vorgesehen sind, an die GAWI 
weiterzuleiten, damit die Führung der Doppelkartei 
vermieden wird. 

91 . Als Maßnahme der fachlichen Betreuung plante 
die ZL, deutsche, in der Entwicklungshilfe tätige 
landwirtschaftliche Fachkräfte mit Fachzeitschriften 
zu versorgen. Sie forderte die Projektleiter bereits 
im Februar 1965 auf, gewünschte Fachzeitschriften 
in einer beigefügten Liste zu kennzeichnen. Zu Aus- 
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lieferungen ist es jedoch bis zur Prüfung durch den 
Bundesrechnungshof nicht gekommen, weil das Vor- 
haben zur Vermeidung von Doppellieferungen zu- 
nächst mit der GAWI abgestimmt werden sollte, die 
im Rahmen ihrer Einzelprojekte vom Bund einen 
gleichen Auftrag erhalten hatte. Dabei ergab sich, 
daß die GAWI bis August 1965 schon 29 landwirt- 
schaftliche Projekte mit zusammen 122 Fachzeit- 
schriften — davon 119 mit mehrjähriger Laufzeit — 
aus Projektmitteln versorgte. 

Da es unzweckmäßig ist, auf Kosten des Bundes die 
gleiche Aufgabe von zwei verschiedenen Stellen 
wahrnehmen zu lassen, hat der Bundesrechnungshof 
empfohlen, die Belieferung mit für die Durchführung 
von Projekten nötigen Fachzeitschriften der für das 
Projekt verantwortlichen Stelle zu Lasten der Pro- 
jektmittel zu überlassen und der ZL für diesen 
Zweck keine Mittel mehr zur Verfügung zu stellen. 

Der Bundesminister hat die DSE angewiesen, ledig- 
lich für die persönliche Fortbildung von Fachkräften 
erforderliche Fachliteratur zu beschaffen. Dies würde 
aber voraussetzen, daß Mittel hierfür im Wirt- 
schaftsplan der DSE veranschlagt werden. 


Bundesminister für Familie und Jugend 

(Einzelplan 29) 

Bundesministerium für Familie und Jugend 

(Kapitel 29 01 für die Rechnungsjahre 1963 bis 1965) 

Allgemeine Bewilligungen 

(Kapitel 29 02 für das Rechnungsjahr 1966) 

Allgemeiner Bundesjugendplan 

(Titel 571 a) 

92 . Der Bundesminister für Familie und Jugend 
und fünf andere Bundesminister haben einem ein- 
getragenen Verein, der sich bemüht, den europäi- 
schen Gedanken zu verbreiten und zu vertiefen, und 
der deshalb auch von mehreren Bundesländern und 
von supranationalen Stellen gefördert wird, in er- 
heblichem Umfang Zuwendungen gewährt, deren 
ordnungsgemäße Verwendung nicht gewährleistet 
war. Die Rechnungsprüfung hat ergeben, daß der 
1. Vorsitzende und hauptamtliche Direktor des Ver- 
eins zugleich in drei anderen, nur z. T. von der 
öffentlichen Hand geförderten Vereinen als Gene- 
ralsekretär oder stellvertretender Vorsitzender tätig 
und deshalb in der Lage war, Mittel der einen an 
andere Organisationen zu übertragen. Dadurch 
wurde die Finanzgebarung undurchsichtig und die 
Prüfung, welche Mittel für eine förderungswürdige 
Maßnahme zur Verfügung standen, erschwert. 
Außerdem war der Vereinsvorsitzende in der Lage, 
seine Beteiligung an Verlagen, von denen der Ver- 
ein in erheblichem Umfang Druckschriften bezog, 
zum Nachteil des Vereins und mittelbar auch des 
Bundes auszunutzen. 

93 . Daß eine ordnungsmäßige Verwendung der Zu- 
wendungen nicht gewährleistet war, machen fol- 
gende Beispiele deutlich: 


a) Aus Mitteln, die dem Verein zugewendet worden 
waren, vergütete der Vorsitzende Dienstleistun- 
gen, die einer der drei anderen Vereine erbracht 
hatte, z. B. die Bereitstellung eines Kraftfahr- 
zeuges. Dieses Fahrzeug, das dem Verein von 
einem Automobilwerk geschenkt worden war, 
hatte er zudem auf Grund seiner Doppelfunktion 
dem nicht öffentlich geförderten anderen Verein 
ohne erkennbare Gegenleistung überlassen und 
so erst die Voraussetzungen für die Zahlung 
einer Vergütung für die Fahrzeugbenutzung ge- 
schaffen. 

b) Durch einen Beauftragten ließ er unter dem 
wegen seiner Bedeutung für die europäische Bil- 
dungsarbeit bekannten Namen des Vereins bei 
der Industrie um Spenden werben. Er ließ die 
Spender jedoch auffordern, die Gelder auf ein 
Konto des anderen Vereins zu zahlen, und ver- 
fügte in seiner Eigenschaft als Generalsekretär 
dieses Vereins über die Spenden. Der Beauf- 
tragte erhielt für einen Teil der Spenden 40 v. H. 
als Werbeprämie. 

c) Bei Tagungen, die der Verein durchführte, zog 
der Vorsitzende Angestellte dieses oder eines 
anderen Vereins oder Personen, die sonst dort 
Funktionen ausübten, als Vortragende heran und 
zahlte ihnen Honorare; auch an sich selbst ließ 
er Honorare auszahlen. Einige Honorarempfän- 
ger zahlten einen Teil ihrer Vergütungen in eine 
besondere Kasse zurück. Den bewilligenden 
Stellen gegenüber wurden somit Tagungskosten 
geltend gemacht, die nicht entstanden waren. 

d) Die für seine Tagungen benötigten Bücher und 
Druckschriften bezog der Verein von einem Ver- 
lag, dessen stiller Gesellschafter der Vereinsvor- 
sitzende war. Dieser ließ sich von dem Verlag 
für Lieferungen, die er in seiner Eigenschaft als 
Direktor des Vereins bestellt hatte, 30 v. H. 
Provisionen zahlen. Dadurch konnte der Verlag 
dem Verein als Großabnehmer nicht die sonst 
im Verlagswesen üblichen größeren Preisnach- 
lässe gewähren. Auf diese Weise wurden wie- 
derum die Tagungskosten erhöht. Von Ende 
1964 an lieferte ein anderer Verlag, der dem 
Stiefvater des Vorsitzenden gehörte und von 
ihm selbst geleitet wurde, das Schriftgut. Uber 
die Lieferungen dieses Verlages wurden zwar 
Rechnungen, aber grundsätzlich keine Liefer- 
scheine ausgestellt. Da auch keine Aufzeichnun- 
gen über die Verwendung des gelieferten Ma- 
terials geführt wurden, fehlt der Nachweis über 
dessen Verbleib. Es ist nicht einmal sicher, ob 
das Material in dem angegebenen Umfang ge- 
liefert worden ist. Fest steht lediglich, daß der 
Verein die Rechnungen des von seinem Vor- 
sitzenden geleiteten Verlages bezahlt hat. 

e) Rechnungen über rd. 15 000 DM für einen Teil 
der Einrichtung eines vom Vereinsvorsitzenden 
erbauten Einfamilienhauses wurden von einem 
anderen Verein bezahlt, bei dem er General- 
sekretär ist. Dieser Verein erhält vom Bund 
keine Zuwendungen. Ihm sind jedoch durch die 
unter a) und b) geschilderten Maßnahmen Gel- 
der zugeflossen, die für den erstgenannten Ver- 
ein bestimmt waren. Nach Fertigstellung des 
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Hauses vermietete der Vorsitzende einen etwa 
30 qm großen Raum unter Zwischenschaltung des 
von ihm geleiteten Verlages an drei der Vereine, 
in denen er führend tätig war, zum überhöhten 
Mietpreis von monatlich 950 DM. 

94 . In dem Bundesministerium war die Verflech- 
tung der vier Vereine und die Verbindung des Vor- 
sitzenden des von ihm geförderten Vereins mit den 
Verlagen bekannt. Ein Beamter, der bei der Bear- 
beitung von Zuwendungen mitwirkte, war 2. Vor- 
sitzender des Vereins, überdies sind Anträge des 
Vereins nur unzulänglich geprüft worden. So hat 
der Verein einen Zuschuß zu einer Tagung eines 
anderen Vereins beantragt, einer Dachorganisation, 
der auch der geförderte Verein als Mitglied ange- 
hört, wobei die Tagung im Hause eines Schwester- 
vereins stattfand. Der Bundesminister hat nicht dar- 
auf hingewiesen, daß der Verein für diese Tagung 
keinen Antrag stellen konnte, sondern den Zuschuß 
bewilligt. 

Das Vorgehen des Bundesministers widersprach den 
Grundsätzen einer ordnungsgemäßen Wirtschafts- 
führung und gefährdete die ordnungsgemäße Ver- 
wendung von Haushaltsmitteln. Die Betrauung des 
gleichzeitig als 2. Vorsitzender tätigen Beamten mit 
der Bearbeitung von Zuwendungen mußte zu Inter- 
essenkollisionen führen. Der Umfang des dem Bund 
entstandenen Schadens läßt sich noch nicht über- 
sehen, da das Prüfungsverfahren noch nicht ab- 
geschlossen ist. 

Der Bundesminister hat inzwischen dem Verein mit- 
geteilt, daß weitere Zuwendungen erst gewährt 
werden könnten, wenn eine ordnungsgemäße Ver- 
wendung der Mittel sichergestellt ist. Der Vor- 
sitzende des Vereins und der dem Bundesministe- 
rium für Familie und Jugend angehörende 2. Vor- 
sitzende haben ihre Ämter niedergelegt. 

In der Angelegenheit läuft ein staatsanwaltschaft- 
liches Ermittlungsverfahren. 


Bundesminister für wissenschaftliche Forschung 

(Einzelplan 31) 

Bewilligungen für die allgemeine wissenschaftliche 
Forschung 

(Kapitel 31 02) 

Förderung des Ausbaus bestehender Hochschulen 
und sonstiger wissenschaftlicher Einrichtungen 

(Titel 600 für die Rechnungsjahre 1964 bis 1966) 

95 . In der Denkschrift vom 22. Dezember 1965 sind 
unter Nr. 20 Mängel beim Bau eines Forschungs- 
zentrums für eine Stiftung des öffentlichen Rechts 
aufgezeigt worden. Nach Verhandlungen zwischen 
den Bauftragten der Stiftung und dem Unternehmer 
auf Grund der Prüfungsmitteilungen wurde zwi- 
schen den Parteien am 7./12. Dezember 1966 
ein Vergleich geschlossen. Hiernach hat der 
Unternehmer von seinen Nachforderungen von 


2 029 076,09 DM auf einen Teilbetrag in Höhe von 
823 076,09 DM verzichtet. 

Der Bundesrechnungshof hat die Angelegenheit da- 
mit als erledigt angesehen, da wegen der mangel- 
haften Vertragsabfassung auch bei einem Prozeß 
kein günstigeres Ergebnis für die Stiftung zu er- 
warten gewesen wäre. 


Allgemeine Finanzverwaltung 

(Einzelplan 60) 

Allgemeine Bewilligungen 

(Kapitel 60 02) 

Ablieferungen der Deutschen Bundespost 

(Titel 40 für das Rechnungsjahr 1965) 

96 . Der Bundesminister der Finanzen hat es hin- 
genommen, daß die Deutsche Bundespost die Vor- 
auszahlungen auf die Ablieferung an den Bund 
(§ 21 PostVwG in Verbindung mit § 19 HG 1965) 
für die Monate September bis Dezember 1965 in 
Höhe von je 22,1 Mio DM statt am 15. jeden Monats 
erst am 30. Dezember 1965 in einer Summe geleistet 
hat. In der gleichen Zeit hat der Bund zur vorüber- 
gehenden Verstärkung der Betriebsmittel der Bun- 
deshauptkasse Geldmittel im Wege des Kredits bei 
der Deutschen Bundesbank beschaffen müssen. Der 
Bundesminister hat die dafür aufgewendeten Zinsen 
nicht von der Deutschen Bundespost erstatten lassen. 

Das Verhalten des Bundesministers widersprach 
dem Grundgedanken des § 26 Abs. 1 RHO und § 15 
Abs. 1 Satz 2 PostVwG, der bestimmt, daß Zu- 
schüsse an die Deutsche Bundespost aus der Bundes- 
kasse nicht geleistet werden. Abweichungen von 
dieser Bestimmung müssen dem Gesetzgeber über- 
lassen bleiben. 


Schlußbemerkung 

97 . Der Darstellung der Prüfungs- und Unter- 
suchungsergebnisse sowie ihrer rechtlichen Würdi- 
gung hat der Große Senat des Bundesrechnungs- 
hofes zugestimmt. 

Frankfurt am Main, den 20. Dezember 1967 

Der Präsident 
des Bundesrechnungshofes 

Hopf 

(außer Nr. 48 bis 66) 

Der Präsident 
des Bundesredinungshofes 
In Vertretung 

Dr. Bretschneider 

(für Nr. 48 bis 66) 
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Anlage 1 

(zu S, 35 Nr. 3) 

Entschließung 


Der in Brüssel am 6., 7. und 8. Juni 1967 tagende Ständige Kontakt- 
ausschuß der Rechnungshöfe der sechs EWG-Mitgliedstaaten 

— im Rahmen der Untersuchung der Beziehungen zwischen den 
nationalen Rechnungsprüfungsbehörden einerseits und den exter- 
nen Finanzkontrolleinrichtungen internationaler und supranatio- 
naler Organisationen andererseits; 

— nach besonderer Untersuchung der Organisation der externen 
Finanzkontrolle der Europäischen Gemeinschaften, wie diese sich 
aus dem Vertrag von Brüssel vom 8. April 1965 ergibt; 

Hat mit Befriedigung festgestellt, daß dieser Vertrag ein einziges 
Finanzkontrollorgan, „die Kontrollkommission der Europäischen Ge- 
meinschaften" geschaffen hat, was dem von den Vertretern der Rech- 
nungsprüfungsbehörden der sechs Mitgliedsländer schon früher ge- 
äußerten Wunsch entspricht; 

Hält es für geboten, daß die Mitglieder der Kontrollkommission 
ebenso ausgewählt werden wie die Mitglieder der anderen obersten 
gemeinschaftlichen Instanzen, d. h. unter den Mitgliedern der ent- 
sprechenden nationalen Institutionen; 

Hält es für wichtig, daß bei der Ausübung der Finanzkontrolle der 
Gemeinschaften die bei den nationalen Rechnungshöfen traditionelle 
Unabhängigkeit, Effizienz und technische Kompetenz gewährleistet 
werden; 

Spricht einstimmig nochmals den Wunsch aus, der bereits auf der 
Tagung am 3. und 4. Februar 1964 in Frankfurt/Main ausgedrückt 
wurde, nämlich, daß im Rahmen der zukünftig zu erlassenden Aus- 
führungsvorschriften zum Vertrag von Brüssel zur Errichtung einer 
einzigen Finanzkontrollkommission bestimmt wird, daß die Mitglie- 
der dieser Kommission unter den Beamten der nationalen Rechnungs- 
nungshöfe ausgewählt werden müssen; 

Beschließt, diesen Wunsch durch die nationalen Rechnungsprüfungs- 
behörden den zuständigen Parlamenten und Regierungen vorlegen 
zu lassen. 


Anlage 2 

(zu S. 35 Nr. 3) 


Entschließung 


Der in Brüssel am 6., 7. und 8. Juni 1967 tagende Ständige Kontakt- 
ausschuß der Rechnungshöfe der sechs EWG-Mitgliedstaaten 

Berücksichtigt, daß die Rechnungsprüfung bei Bau- und Lieferaufträ- 
gen, die im Rahmen von internationalen Abkommen oder Verein- 
barungen erteilt werden, lückenhaft ist; 

Spricht den Wunsch aus, daß die Regierungen es den zuständigen 
Rechnungshöfen bei Bau- und Lieferaufträgen, an denen sich mehrere 
Staaten beteiligen, ermöglichen, ihre Stellungnahme zu Einzelheiten 
der Rechnungsprüfung abzugeben, die zwischen den beteiligten Staa- 
ten vereinbart werden sollen; 

Beschließt, diese Empfehlung den nationalen Parlamenten und Regie- 
rungen zur Kenntnis zu bringen. 
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Aktiengesetz vom 6. Septem- 
ber 1965 


Beihilfevorsdiriften in der Fas- 
sung vom 28. Oktober 1965 

Bemerkungen des Bundesredi- 
nungshofes zu der Bundes- 
haushaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1960 (einsdil. 
Bundesvermögensredinung) 


Bemerkungen des Bundesrech- 
nungshofes zu der Bundes- 
hausbaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1961 (einschl. 
Bundesvermögensrechnung) 


Bemerkungen des Bundesrech- 
nungshofes zu den Bundes- 
haushaltsrechnungen (einschl. 
der Bundesvermögensrech- 
rtungen sowie der Jahresrech- 
nung des Ausgleichsfonds 
und des ERP-Sondervermö- 
gens) für die Rechnungsjahre 
1962 und 1963 


Bemerkungen des Bundesrech- 
nungshofes zu der Bundes- 
haushaltsrechnung (einschl. der 
Bundesvermögensrechnung so- 
wie der Jahresrechnungen des 
Ausgleidisfonds und des ERP- 
Sondervermögens) für das 
Rechnungsjahr 1964 


Bericht des Bundesrechnungs- 
hofes nach § 107 Abs. 2 RHO 
über die Prüfung von Unter- 
nehmen mit eigener Rechts- 
persönlichkeit vom 4. Juli 
1957 


Bericht des Bundesrechnungs- 
hofes nach § 107 Abs. 2 RHO 
über die Prüfung von Unter- 
nehmen mit eigener Rechts- 
persönlichkeit vom 22. Okto- 
ber 1963 


Fundstellenverzeichnis 


BGBl. I S . 1089 


GMBl. S. 383 


Bericht des Bundesrechnungs- 
hofes nach § 107 Abs. 2 RHO 
über die Prüfung von Unter- 
nehmen mit eigener Rechts- 
persönlichkeit vom 22. De- 
zember 1965 


Drucksache IV/ 1780 
des Deutschen 
Bundestages 


Drucksache IV/3052 
des Deutschen 
Bundestages 


Bundes-Angestelltentarifvertrag 
vom 23. Februar 1961 

Bundeshaushaltsplan 

s. Gesetz über die Feststel- 
lung des Bundeshaushalts- 
plans 

Bundesfernstraßengesetz 

in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 6. August 1961 

Denkschrift des Präsidenten des 
Bundesrechnungshofes vom 
22. Oktober 1963 


Denkschrift des Präsidenten des 
Bundesrechnungshofes vom 
22. Dezember 1964 


Drucksache V/458 
des Deutschen 
Bundestages 


Denkschrift des Präsidenten des 
Bundesrechnungshofes vom 
22. Dezember 1965 


Denkschrift des Präsidenten des 
Bundesrechnungshofes vom 
22. Dezember 1966 


Drucksache V/1603 
des Deutschen 
Bundestages 


Gesetz über die Feststellung 
des Bundeshaushaltsplans 
(Haushaltsgesetz) für das 
Rechnungsjahr 1965 vom 
18. März 1965 


Drucksache 84 
Deutscher Bundestag, 
3. Wahlperiode 1957 


Gesetz über die Feststellung 
des Bundeshaushaltsplans 
(Haushaltsgesetz) für das 
Rechnungsjahr 1966 vom 
22. Juni 1966 

Gesetz über die Versorgung 
der Opfer des Krieges (Bun- 
desversorgungsgesetz) vom 
20. Dezember 1950 


Drucksache IV/1780 
des Deutschen 
Bundestages 


Gesetz zur Abwicklung und Ent- 
flechtung des ehemaligen 
reichseigenen Filmvermögens 
vom 5. Juni 1953 


Drucksache V/458 
des Deutschen 
Bundestages 

MinBlFin S. 214 


BGBl. I S. 1741 


Drucksache IV/1780 
des Deutschen 
Bundestages 


Drucksache IV/3052 
des Deutschen 
Bundestages 


Drucksache V/458 
des Deutschen 
Bundestages 


Drucksache V/1603 
des Deutschen 
Bundestages 


BGBl. II S. 193 


BGBl. II S. 437 


BGBl. I S. 791 


BGBl. I S. 276 
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Grundgesetz für die ßundes- 
republik Deutschland vom 
23. Mai 1949 

Häftlingshilfegesetz 

in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 25. Juli 1960 

Mantel-Tarifvertrag für Arbei- 
ter des Bundes vom 27. Fe- 
bruar 1964 

Mantel-Tarifvertrag für Arbei- 
ter der Länder vom 27. Fe- 
bruar 1964 


Reichshaushaltsordnung (RHO) 
vom 31. Dezember 1922 in 
der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 14. April 1930 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


BGBl. S. 1 


Rechnungslegungsordnung für 
das Reich (RRO) vom 3. Juli 
1929 


BGBL I S. 578 


GMBL S. 174 


Richtlinien der Bundesregierung 
vom 1. April 1953 betr. Zu- 
wendungen des Bundes an 
außerhalb der Bundesverwal- 
tung stehende Stellen und für 
den Nachweis der Verwen- 
dung der Mittel nach § 64 a 
Abs. 1 RHO 


Bekanntmachungen 
der Länder 
(z. B. Staatsanzeiger 
für das Land Hessen 
S. 383) 


Soldatenversorgungsgesetz in 
der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 8. August 1964 

Wirtschaftsbestimmungen für 
die Reichsbehörden (RWB) 
vom 11. Februar 1929 


RGBL II S. 693 


Wohnungsbau-Prämiengesetz in 
der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 25. August 1960 


Drucksache V/2695 

Reichsministerialblatt 
S. 439 

MinBlFin S. 269 

BGBL I S. 649 

Reichsministerialblatt 
S. 49 

BGBL I S. 713 
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Abs. 

AG 

AktG 

Art. 

BAT 

Bemerkungen 
(mit Jahreszahl) 

BGBl. 

Buchst. 

Bundesrichtlinien 
1953 zu § 64 a 
RHO 


BVG 


Denkschrift 

DM 

DSE 

FStrG 


Verzeichnis der 


Absatz 

Aktiengesellschaft 

Aktiengesetz 

Artikel 

Bundes-Angestelltentarifvertrag 

Bemerkungen des Bundesrechnungs- 
hofes zu der Bundeshaushaltsrechnung 
für das Rechnungsjahr . . . 

Bundesgesetzblatt 

Buchstabe 

Richtlinien der Bundesregierung vom 
1. April 1953 betr. Zuwendungen des 
Bundes an außerhalb der Bundesver- 
waltung stehende Stellen und für den 
Nachweis der Verwendung der Mittel 
nach § 64 a Abs. 1 RHO 

Gesetz über die Versorgung der Opfer 
des Krieges (Bundesversorgungsge- 
setz) 

s. Fundstellenverzeichnis 
Deutsche Mark 

Deutsche Stiftung für Entwicklungs- 
länder 

Bundesfernstraßengesetz 


Abkürzungen 


GG 

Grundgesetz für die Bundesrepublik 
Deutschland 

GmbH 

Gesellschaft mit beschränkter Haftung 

GMBl. 

Gemeinsames Ministerialblatt 

Haushaltsgesetz . 

. .Gesetz über die Feststellung des Bun- 
deshaushaltsplans für das Rechnungs- 
jahr . . . 

Mio 

MilUon(en) 

MTB II 

Mantel-Tarifvertrag für Arbeiter des 
Bundes 

MTL II 

Mantel-Tarifvertrag für Arbeiter der 
Länder 

RHO 

Reichshaushaltsordnung 

RRO 

Rechnungslegungsordnung für das 
Reich 

RWB 

Wirtschaftsbestimmungen für die 
Reichsbehörden 

S. 

Seite 

ts 

Tons 

V. H. 

vom Hundert 

VOB 

Verdingungsordnung für Bauleistun- 
gen 

z. B. 

zum Beispiel 
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Erklärung 

des Unterausschusses des Haushaltsausschusses 
des Deutschen Bundestages 
und 

des Präsidenten des Bundesrechnungshofes 
als Grundlage für die Entlastung der Bundesregierung 


Wir haben die 

Jahresrechnung über die Einnahmen und Ausgaben des 
Bundesnachrichtendienstes auf Grund des Wirtschafts- 
planes für das Rechnungsjahr 1965, 

die nach dem Bundeshaushaltsplan nur der Prüfung des Unter- 
ausschusses des Haushaltsausschusses des Bundestages und des 
Präsidenten des Bundesrechnungshofes unterliegt, geprüft. 

Die Rechnungsprüfung durch den Präsidenten des Bundesrech- 
nungshofes ist vorausgegangen. Eine Niederschrift über die 
wesentlichsten Prüfungsergebnisse diente als Grundlage für 
die heutige Prüfung. 

Das zur Erledigung der Prüfungsmitteilungen Erforderlich ist 
veranlaßt worden. 


München, den 2. Juni 1967 


Der Unterausschuß 

des Haushaltsausschusses Der Präsident 

des Deutschen Bundestages des Bundesrechnungshofes 

Schoettle Hopf 

Baier 
Dr. Emde 
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Der Präsident 

des Bundesrechnungshofes Frankfurt/Main, den 3. Januar 1968 

I 1 — 1330/2 a (65) — 11. 67 


Erklärung 

als Grundlage für die Entlastung der Bundesregierung 


Folgende Jahresrechnungen sind nach der Regelung geprüft 
worden, die der Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 
1965 gemäß § 89 RHO getroffen hat: 


Kapitel 

Titel 

1 Zweckbestimmung 

04 01 

300 

Zur Verfügung des Bundeskanzlers zu allge- 
meinen Zwecken 

04 03 

300 

Zur Verfügung des Bundeskanzlers für För- 
derung des Informationswesens 

06 02 

612 

Sondermittel für die Aufgaben der Parteien 
nach Artikel 21 des Grundgesetzes 

06 09 

300 

Für Zwecke des Verfassungsschutzes 

14 01 

302 

Zur Verfügung des Bundesministers der Ver- 
teidigung für Zwecke des militärischen Ab- 
schirmdienstes 


Das zur Erledigung der Prüfungsermittlungen Erforderliche ist 
veranlaßt worden. 


Hopf 



